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Wie kann man diesen Ratgeber benutzen?

Der vorliegende Ratgeber wendet sich in erster Linie an Betriebsréte. Er gibt einen Uberblick iber
Bausteine zur Gestaltung der Arbeitszeit. Dies erfolgt vor dem Hintergrund des demografischen
Wandels und seinen Auswirkungen auf die Arbeitswelt. Die Veroffentlichung orientiert sich deshalb
insbesondere am Leitbild einer alternsgerechten Arbeitsgestaltung, das heilt, Ziel ist die Umsetzung
von Arbeitszeitmodellen, die allen Beschaftigten, egal ob alt oder jung, gleichermaRen zugutekom-
men und die die Voraussetzung fiir die Gesunderhaltung im Arbeitsprozess bis zur Rente sind.

Wenn Sie nicht der Inhalt des gesamten Ratgebers interessiert, kdnnen Sie auch gezielt einzelne Bau-
steine nutzen:

Interessiert es Sie, welchen Herausforderungen sich die betriebliche Arbeitszeitgestaltung grund-
satzlich ausgesetzt sieht?

Steigen Sie gleich ein mit dem Ubersichtskapitel:

Interessiert Sie ein spezielles Themengebiet?

Die Kapitel 2 bis 7 befassen sich mit den Themen
und . Die ein-
zelnen Kapitel sind gleich aufgebaut: Sie erhalten Informationen (iber das jeweilige

, welche sich unterscheiden lassen und welche
zu beachten sind. Dies wird jeweils erganzt durch sowie verschie-
dene . Als Unterstitzung zur Vertiefung dieser
Uberblicksinformationen sind schlieRlich Hinweise auf und
angefihrt.

Im Anhang finden Sie weitere praxisorientierte Hilfen zum Thema , Arbeitszeit”.
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Abkiirzungsverzeichnis

Die verwendeten Abklirzungen werden auch im Textzusammenhang erklart.
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Arbeitsschutzgesetz

Arbeitszeitgesetz
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Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeiten fiir dltere Beschéftigte
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Tarifvertrag Versorgungsbetriebe
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Vorwort

In immer mehr Betrieben nehmen Mehrarbeit und Uberstunden, Nacht-, Schicht- und Wochenend-
arbeit zu. Dies bleibt nicht ohne Folgen. Ein Resultat sind steigende physische und psychische Belas-
tungen, die krank machen kénnen. Neben anderen Faktoren lassen sich wachsender Stress und Leis-
tungsdruck an den Arbeitsplatzen haufig auf die unzureichende menschengerechte Ausgestaltung
der Arbeitszeiten zurtickfihren.

Mit dem vorliegenden Ratgeber mochten wir praxisorien-
tiert Informationen und Empfehlungen zur Umsetzung einer gesundheits- und sozialvertraglichen
Arbeitszeitgestaltung geben. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und den damit ein-
her gehenden dlter werdenden Belegschaften ist die menschengerechte Gestaltung der Arbeitszeit
mehr denn je erforderlich.

Die Veroffentlichung richtet sich in erster Linie an Betriebsrate. Sie soll Grundlagen bieten zur (Wei-
ter-) Entwicklung und betrieblichen Regelung der Arbeitszeit. Damit kann sie durchaus auch eine
Orientierungshilfe fir andere betriebliche Entscheidungstrager sein wie Geschéaftsfihrungen, Be-
triebsleitungen, Personalabteilungen und nicht zuletzt fiir die direkten Fihrungskrafte sowie die Be-
schaftigten selbst.

Saarbricken im April 2014

Hans Peter Kurtz Eugen Roth
Vorstandsvorsitzender des Stellvertretender Vorsitzender
Arbeitskammer des Saarlandes DGB Rheinland-Pfalz/Saarland

Vorstand BEST e.V. Vorstand BEST e.V.



1. Ubersicht: Ansitze und aktuelle Trends der Arbeitszeitgestaltung

In diesem Kapitel erfahren Sie

welchen Stellenwert die betriebliche Ar-
beitszeitgestaltung besitzt,

welche Arbeitszeittrends es zurzeit gibt,

welche Rolle der demografische Wandel
spielt und

welche arbeitswissenschaftlich begriinde-
ten Ansatze es fir eine alters- und
alternsgerechte Arbeitszeitgestaltung
gibt.

In den letzten Jahren hat sich der Trend zu
mehr Uberstunden, mehr Nacht-, Schicht- und
Wochenendarbeit an vielen Arbeitsplatzen
verstirkt. Uberstunden und teilweise auch
unbezahlte Mehrarbeit gehoren vielerorts
zum beruflichen Alltag. Das klassische Nor-
malarbeitsverhaltnis mit finf Arbeitstagen in
der Woche, bei nicht mehr als 40 Arbeitsstun-
den mit festen Arbeitszeiten von 8 Uhr bis 16
Uhr oder 17 Uhr ist immer seltener anzutref-
fen. Arbeitswissenschaftler sprechen davon,

dass sich Arbeit und Arbeitszeit zunehmend
,entgrenzen”.

Von den Beschaftigten wird dabei immer mehr
Flexibilitat verlangt. Die moderne Informa-
tions- und Kommunikationstechnik, wie Inter-
net, E-Mail und Smartphones, ermoglichen es,
dass Arbeitnehmer auch aufRerhalb ihres Ar-
beitsplatzes standig erreichbar bleiben und so
Arbeit und Freizeit immer mehr miteinander
verschmelzen. Dies bleibt nicht ohne Folgen:
Wissenschaftliche Studien belegen, dass mit
der Zunahme von psychischen Belastungen
am Arbeitsplatz, mit zunehmendem Leis-
tungsdruck und Stress auch die Zunahme psy-
chischer Erkrankungen einhergeht.

»Ausufernde” Arbeitszeiten gelten nicht ohne
Grund als besondere BelastungsgrofRe in der
Arbeit. Die Wissenschaft bestatigt diese Ein-
schatzung schon seit Laingerem. Aus arbeits-
medizinischer Sicht gelten heute Arbeitszeiten
jenseits von 40 Stunden in der Woche als be-
denklich. Damit sind neben der physischen
Belastung einer langandauernden Arbeitsta-
tigkeit und den entsprechenden Auswirkun-



gen auf die Leistungsfahigkeit und Gesundheit
eines Beschaftigten weitere Folgen verbun-
den. So etwa die Steigerung des Unfallrisikos
am Arbeitsplatz durch die mit der Zeit nach-
lassende Konzentration bei der Arbeit oder
Belastungen sozialer Art, wie etwa die Ver-
nachlassigung familiarer Pflichten oder des
privaten Freundeskreises. Zahlreiche wissen-
schaftliche Studien belegen mittlerweile sol-
che negativen Folgen eines zu langen Arbei-
tens.

Doch nicht erst in jlingster Zeit wird tGber die
Lange der Arbeitszeit diskutiert. Bereits seit
der Griindung der ersten Gewerkschaften war
die Senkung der Wochenarbeitszeit, im Kern
also die Senkung der Dauer der Arbeitszeit,
eine der zentralen Forderungen der Arbeiter-
bewegung. Zwar gab es eine erste staatliche
Regelung der Arbeitszeiten in Deutschland
bereits im Jahr 1839 in Form eines Erlasses
des damaligen preuRischen Konigs. Es wurde
festgelegt, dass Jugendliche unter 16 Jahren
maximal zehn Stunden pro Tag in Fabriken
eingesetzt werden durften. Dies geschah al-
lerdings vor dem Hintergrund der Sicherstel-
lung des Bedarfs an gesunden Wehrpflichti-
gen. Aus Griinden des Gesundheitsschutzes
wurden erst 1897 erste gesetzliche Arbeits-

zeitregelungen, insbesondere fiir Frauen und
Jugendliche, durch die damalige Gewerbeord-
nung festgeschrieben. Kurz darauf forderte die
internationale Arbeiterbewegung die Einfiih-
rung des Acht-Stunden-Tages. Im sogenannten
Washingtoner Abkommen von 1918 wurde
dies als Ziel festgelegt. 1956 begann der Deut-
sche Gewerkschaftsbund eine Kampagne zur
Einfihrung der Flinf-Tage-Woche unter dem
Motto , Samstags gehort Vati mir”. Ziel war
eine Wochenarbeitszeit von 40 Stunden (finf
Tage a acht Stunden). Bis zum Anfang der
Achtziger Jahre des 20. Jahrhunderts wurde
diese 40-Stunden-Woche in so gut wie allen
Branchen durchgesetzt. Nachstes Ziel war die
35-Stunden-Woche, die 1990 in der Metallin-
dustrie vereinbart wurde. In anderen Bran-
chen wurde die 38,5-Stunden-Woche festge-
schrieben.

Gerade in den letzten zwanzig Jahren wurde
jedoch in vielen Branchen die wochentliche
Arbeitszeit wieder verlangert. Zumindest er-
folgte fast durchweg eine starke Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit. Zumeist war die Begriin-
dung hierfiir, dass die Unternehmen wettbe-
werbsfahig bleiben oder werden missten. Ziel
war die bessere Anpassungsfahigkeit der Be-
triebe an Auftragsschwankungen und der



moglichst flexible Einsatz der Beschaftigten je
nach Arbeitsanfall. Mit betrieblichen und ta-
rifvertraglichen Vereinbarungen wurden neue
Wege zu einem flexiblen Einsatz von Arbeits-
kraften, mit der moglichen Verlangerung der
taglichen, wochentlichen oder einen langeren
Zeitraum umfassenden Arbeitszeit beschrit-
ten. Betriebe erhielten mehr Spielrdume zur
Ausweitung von Nacht-, Schicht- und Wo-
chenendarbeit. Mit dem Arbeitszeitgesetz, das
seit 1994 gilt, wurden zwar wichtige Schutzre-
gelungen fir Arbeitnehmer geschaffen
(Hochstarbeitszeiten, Ruhezeiten, Ruhepau-
sen), gleichzeitig aber auch Regelungen ge-
troffen, die fir viele Branchen und Betriebe
deutliche Abweichungen vom , Normalfall“
einer Flinf-Tage-Woche mit acht Stunden Ar-
beit pro Tag moéglich machen.

Die Ausgestaltung der Arbeitszeit gilt heute als
ein zentrales MaR fur die Qualitat der Arbeit.
Sie ist so ein zentrales MakR fiir die Verwirkli-
chung von Interessen der Beschaftigten. Be-
trachtet man die vielzéhligen Moglichkeiten
zur Flexibilisierung der Arbeitszeit, so steht
aus Arbeitnehmersicht etwa neben dem Inte-
resse an einer gesundheitlich unschadlichen
Arbeit heute auch das Interesse nach der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf im Vorder-

grund. Nicht zuletzt im Wettbewerb von Un-
ternehmen um Fachkrafte gelten in diesem
Sinne ,flexible Arbeitszeiten” und Moglichkei-
ten der Erreichung einer ,Work-Life-Balance”
(Ausgewogenheit zwischen Arbeit und Privat-
leben) als entscheidende Faktoren. Die Frage
nach der Lage und Verteilung der Arbeitszeit,
also wann wie viel gearbeitet wird, sollte sich
auch deshalb nicht nur an den Bediirfnissen
des Unternehmens, sondern auch an den Inte-
ressen der Beschaftigten ausrichten. Ob Teil-
zeit, gleitende Arbeitszeit oder Altersteilzeit,
es gibt heute verschiedene Modelle, die auch
den Bediirfnissen der Beschaftigten gerecht
werden kdnnen und ihnen mehr individuelle
Spielrdaume in der Ausgestaltung ihrer Arbeits-
zeit geben.

Bei der Auswahl eines Arbeitszeitmodells spie-
len dariber hinaus weitere Faktoren eine Rol-
le. So zeigt sich der demografische Wandel,
also die Veranderung der Bevolkerungsstruk-
tur hin zu immer mehr dlteren Menschen und
immer weniger Jiingeren, als Herausforderung
flr viele Unternehmen und auch fiir den 6f-
fentlichen Dienst. Sie macht die Entwicklung
neuer Formen der Arbeitsorganisation und
auch der Arbeitszeitorganisation erforderlich.
Alternsgerechtes Arbeiten, also die Berlick-



sichtigung des natirlichen Alterungsprozesses
und des Wandels von Kompetenzen im Ver-
lauf des Erwerbslebens, wird bei der Arbeits-
gestaltung mehr und mehr zur Notwendigkeit.
Es geht darum, betriebliche Lésungen zu fin-
den, die es den Menschen gestatten, gesund
bis zur Rente ihr Erwerbsleben zu bestreiten.
Die Arbeitszeitgestaltung ist dabei ein zentra-
ler Ansatzpunkt.

In der betrieblichen Ausgestaltung der Ar-
beitszeit sind Betriebsrate wichtige Akteure.
Sie haben auf der Grundlage des Betriebsver-
fassungsgesetzes wichtige Mitbestimmungs-
und Mitwirkungsrechte. Die praktische Be-
deutsamkeit der ,Stellschraube Arbeitszeit”
fir die Arbeit von betrieblichen Arbeitneh-
mervertretungen wird durch wissenschaftliche
Studien deutlich. Zum Beispiel ergaben die seit
dem 2005 regelmaRig alle zwei Jahre durchge-
fliihrten Befragungen der saarlandischen Ar-
beitnehmervertretungen im Rahmen des so-
genannten , Arbeitskammer-Betriebsbaro-
meter”, dass jeweils die Regelung der betrieb-
lichen Arbeitszeit einen Schwerpunkt der Ar-
beit der befragten Betriebsrate, Personalrate
und Mitarbeitervertretungen darstellt. Bei der
Erhebung im Jahr 2013 wurde fiir 72 Prozent
der Betriebe und Dienststellen festgestellt,

dass eine Betriebs- oder Dienstvereinbarung
zur Arbeitszeit besteht. 23 Prozent der Arbeit-
nehmervertretungen gaben an, dass eine sol-
che Vereinbarung erst kiirzlich (in den letzten
zwei Jahren vor der Befragung) abgeschlossen
worden sei, 11 Prozent planten eine Regelung
bzw. Neuregelung.

Aktuelle Arbeitszeittrends

Wie bereits einleitend beschrieben, lassen sich
bereits seit Lingerem Tendenzen der zuneh-
menden Flexibilisierung und Entgrenzung der
Arbeitszeit feststellen:

Die Dauer der Arbeitszeit folgt zunehmend
einem polarisierten Muster. Einerseits arbei-
ten Vollzeitbeschaftigte durchschnittlich wie-
der langer. Andererseits wachst der Anteil der
in Teilzeit und geringfligig Beschaftigten. Ar-
beitswissenschaftlich belegt ist jedoch: Die
Effizienz der Arbeitsleistung nimmt jenseits
etwa der achten Stunde deutlich ab und das
Unfallrisiko steigt. Zudem verringern sich mit
zunehmender Arbeitszeitdauer die Phasen der
Erholung, Zeiten fiir auBerbetriebliche Aktivi-
taten und diejenigen fiir Weiterbildung.



Bei der Teilzeitarbeit ist zu beachten, dass sie
sich meist negativ auf die Rentenhéhe aus-
wirkt. Es ergibt sich also die Notwendigkeit,
langer im Erwerbsleben zu verbleiben. Kurze
Teilzeitarbeit mit geringem Entgelt erhht
dariiber hinaus das Risiko der Altersarmut.

Bei der Lage der Arbeitszeit verscharft sich
der Trend zur Schicht-, Nacht- und
Wochenendarbeit. Damit nehmen Arbeitszei-
ten zu, die mit héherer gesundheitlicher Be-
lastung und eingeschrankter Teilhabe am fa-
milidren und sozialen Leben einhergehen.
Waren es 1991 insgesamt rund 38 Prozent der
Beschaftigten, fiir die normale Arbeitszeiten —
tagslber von Montag bis Freitag — nicht die
Regel waren, so trifft dies im Jahr 2008 bereits
auf Uber 59 Prozent zu. Laut dem Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftlichen Institut des
Deutschen Gewerkschaftsbundes arbeiten
gegenwartig mehr als 45 Prozent samstags,
Uber 26 Prozent sonntags, fast 16 Prozent
nachts und mehr als 17 Prozent in Wechsel-
schicht.

Bei der Verteilung der Arbeitszeit findet ein
Wandel zu variablen Arbeitszeiten statt. Ar-
beitszeitkonten erlauben es, die Regelarbeits-
zeit flexibel zu verteilen. Bereits etwa zwei
Drittel aller Betriebe organisieren die Arbeits-

zeit mit Zeitkonten. Zwar kdnnen diese auch
den Beschaftigten Moglichkeiten zu mehr
selbstbestimmter Zeitgestaltung bieten. Sie
kénnen helfen, Konflikte zwischen betriebli-
chen und aullerbetrieblichen Zeitanforderun-
gen zu mindern. Haufig ist aber genau das
Gegenteil der Fall, indem sich die Verteilung
der Arbeitszeit ausschliefRlich nach den Markt-
rhythmen richtet und der Betrieb kaum Riick-
sicht auf private Belange nimmt.

Insofern ist es auch und gerade die Ausgestal-
tung der Arbeitszeit, die haufig zu verstarkten
Belastungen und zu erhéhten Beanspruchun-
gen fuhrt. Auf der Suche nach moglichst kos-
tenglinstigen Arbeitszeiten organisieren Un-
ternehmen ihre Arbeitszeitstrukturen vorran-
gig nach betriebswirtschaftlichen Kriterien.
Arbeitszeitgestaltung dient in erster Linie der
betrieblichen Rationalisierung. Dies trifft auf
den Sachverhalt, dass der demografische
Wandel in vollem Gange ist und weiter an
Bedeutung zunehmen wird.



Demografischer Wandel und alternde
Belegschaften

Die durchschnittliche Lebenserwartung ist in
den letzten Jahren stetig angewachsen. Ei-
gentlich eine gute Entwicklung, ware da nicht
zugleich die Stagnation der Geburtenzahlen
auf niedrigem Niveau. Das fiihrt ohne abseh-
bare Umkehrmaoglichkeit zu einer alteren und
kleineren Gesamtbevolkerung. Denn Kinder,
die heute nicht geboren werden, kbnnen mor-
gen nicht Eltern werden. Entsprechend wird
Deutschland je nach Zu- und Abwanderung im
Jahr 2050 nur noch zwischen 69 und 74 Milli-
onen Einwohner haben. Das durchschnittliche
Alter der Bevolkerung wird von derzeit circa
42 Jahre auf dann rund 50 Jahre ansteigen.
Schon im Jahr 2030 wird der Anteil der Giber
65-Jahrigen an der Gesamtbevdlkerung 29
Prozent betragen, der Anteil der unter 20-
Jahrigen dagegen nur noch bei rund 16 Pro-
zent liegen.

Betroffen von dieser Entwicklung sind natr-
lich auch Betriebe und deren Belegschaften.
Bereits im Jahr 2020 werden Erwerbstatige im
Alter von 50 bis 67 Jahren die starkste betrieb-
liche Altersgruppe sein. Der Anteil der liber
50-Jahrigen am Erwerbspersonenpotential

wird von derzeit rund 22 Prozent auf Gber 36
Prozent im Jahr 2020 steigen. Ihre Zahl wird
sich mehr als verdoppeln.

Die aktuelle Politik verscharft die fortschrei-
tende Alterung der Belegschaften. Um Finan-
zierungsproblemen der Rentenversicherung
entgegen zu wirken, wurde die Rente mit 67
beschlossen. Das gesetzliche Rentenniveau
wurde abgesenkt, die geférderte Altersteilzeit
ist ohne Nachfolgeregelung ausgelaufen. Die
Beschaftigten missen also langer erwerbstétig
bleiben, wenn sie massive Abstriche bei ihren
Alterseinkommen vermeiden wollen. Arbeits-
wissenschaftliche Uberlegungen, ob dies unter
Belastungsaspekten vertretbar ist, wurden
dabei kaum bericksichtigt.

Die Betriebe stehen somit vor der Aufgabe,
Arbeitsbedingungen zu schaffen, die den Be-
schaftigten einen langeren Verbleib im Er-
werbsleben ermdglichen. Diese Herausforde-
rung ist groR, denn bislang sind Beschaftigte
im rentennahen Alter in den Belegschaften
nur selten zu finden. Das durchschnittliche
Renteneintrittsalter liegt heute noch gut sechs
Jahre vom Zielwert 67 entfernt. Betrachtet
man nur die Renteneintritte infolge vermin-
derter Erwerbsfahigkeit, so wachst der Ab-
stand dramatisch auf fast 17 Jahre. Die Lage



sieht besser aus, wenn man lediglich die Ren-
teneintritte aus Altersgriinden in den Blick
nimmt. Aber auch dieser Wert liegt, mit im
Jahr 2006 durchschnittlich 63,4 Jahren, noch
mehr als dreieinhalb Jahre von der angehobe-
nen gesetzlichen Altersgrenze entfernt.

Die Personalpolitik ist in den meisten Betrie-
ben nach wie vor auf jiingere Arbeitnehmer
konzentriert. Sie klammert dltere Beschéftigte
aus personalwirtschaftlichen MaBnahmen
weitgehend aus oder sieht fir diese Gruppe
allenfalls soziale MaBRnahmen, z. B. ,,Schonar-
beitsplatze”, vor. Eine berufliche Weiterent-
wicklung findet ab dem mittleren Lebensalter
fir die meisten kaum noch statt. Zudem er-
zeugen steigender Leistungs- und Flexibilitats-
druck sowie korperliche und psychische Belas-
tungen erschwerte Bedingungen fir eine dau-
erhafte Beschaftigung alterer Menschen. So
schatzt nur etwa die Halfte der Beschaftigten,
bis ins Alter von 67 Jahren erwerbsfahig sein
zu kénnen.

Ab wann gehort man eigentlich heute zur
Gruppe der , dlteren Arbeitnehmer"? Bisher
gibt es keine konkrete Festlegung, ab welchem
Alter man zu dieser Beschaftigtengruppe ge-
hort. Das Institut flr Arbeitsmarkt und Berufs-
forschung der Bundesagentur fir Arbeit zum

Beispiel sieht eine flieRende Grenze zwischen
dem 45. und 55. Lebensjahr. Zwar nehmen
korperliche Leistungsfahigkeit, Sinnesleistun-
gen, Konzentrations- und Reaktionsvermogen
mit zunehmendem Alter allméahlich ab, das
Ausmal ist aber ganz unterschiedlich und
abhangig von vielen Einflussfaktoren. Und:
Viele Kompetenzen entwickeln sich erst im
Laufe des Erwerbslebens. Sie sind bei Alteren
starker ausgepragt als bei Jingeren.

Laut Bundesanstalt flir Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin kénnen Altere allgemein Arbei-
ten schwerer erledigen, die

e unter Einfluss extremer Umweltfaktoren
wie Hitze, Staub, Larm stattfinden,

e dauerhaft schwere korperliche Anstren-
gungen erfordern,

e unter Leistungs- oder Zeitdruck oder in
fremdbestimmtem Arbeitstempo erfolgen,

e keine Erholungsmdglichkeiten bieten,

e neu und ungelibt sind,

e differenziertes Hor- und Sehvermogen
voraussetzen und

e gleichzeitig die Erledigung verschiedener
Aufgaben erfordern.

Sie haben allerdings Vorteile gegeniiber Jln-
geren bei Arbeiten,



e die vertraut und trainiert sind,

e beidenen Arbeitspensum und -rhythmus
selbst beeinflusst werden kénnen,

e es auf Kenntnisse der betrieblichen Ablau-
fe ankommt,

e informelle Beziehungen wichtig sind,

e soziale Fahigkeiten eine groRe Rolle spie-
lenund

e es auf Erfahrung ankommt.

Jedoch fordern die Auswirkungen belastender
Arbeitsbedingungen in der Regel langfristig
ihren Preis und machen sich oft erst im Alter
bemerkbar — haufig als chronische Erkrankun-
gen, fast immer als vermehrte Krankheitsan-
falligkeit.

Alterns- und altersgerechte
Arbeitszeitgestaltung

Nur ein breites und gut aufeinander abge-
stimmtes Biindel an MaRnahmen ist geeignet,
die Beschaftigungsfahigkeit bis zum Renten-
eintrittsalter zu erhéhen. Der Arbeitszeit fallt
dabei eine Schlisselrolle zu. Sie hat starken
Einfluss auf die Gesundheit der Beschaftigten.
Es gibt dabei zwei Gestaltungsperspektiven:
Die altersgerechte Arbeitszeitgestaltung kon-

zentriert sich auf die Spatphase des Erwerbs-
lebens. Sie versucht eher reaktiv der Arbeits-
fahigkeit und den Arbeitszeitwiinschen Alterer
Rechnung zu tragen. Die alternsgerechte Ge-
staltung dagegen ist prozessorientiert, hat
vorbeugenden Charakter und versucht friih-
zeitig, Langfristfolgen von Arbeitszeitbelastun-
gen zu vermeiden. Eine alternsgerechte Politik
begreift die Zeitgestaltung stets im engen
Zusammenspiel mit Arbeitsschutz, praven-
tiven GesundheitsmalRnahmen, Kompetenzer-
halt sowie Arbeitsplatz- und Entgeltsicherheit.
Sie schlieRt somit den altersgerechten Ansatz
mit ein. Sinnvolle MaRnahmen sowohl zur
alterns-, als auch zur altersgerechten Arbeits-
zeitgestaltung sind allgemein:

e die Reduzierung von Arbeitsbelastungen
und Ausweitung von Erholungszeiten,

e die Begrenzung der Zeitspannen von
Nacht- und Schichtarbeit,

e belastungsarmere Schichtmodelle,

e mehr individuelle Spielrdume in der Ar-
beitszeitgestaltung,

e die Abgeltung von Nacht-, Schicht und
Wochenendarbeit sowie Mehrarbeit durch
Freizeit statt durch Entgelt,

e mehr Zeiten fir die berufliche Weiterbil-
dung,



e kirzere tagliche und wochentliche Ar-
beitszeiten und

o Teilzeitmoglichkeiten im Bereich von 20
bis 30 Stunden.

Auch Langzeitkonten sind ein Gestaltungsele-
ment. Sie bieten die Moglichkeit, Zeitgutha-
ben zu bilden, um das Erwerbsleben fiir lange-
re bezahlte Zeitabschnitte zu unterbrechen,
um Weiterbildungszeiten zu organisieren oder
auch um vor dem Renteneintritt die Arbeits-
zeit vorzeitig beenden zu kénnen. Langzeit-
konten sind allerdings nicht grundsatzlich
problemfrei. In der Ansparphase mit zumeist
verlangerten Arbeitszeiten kommt es zu hohe-
ren Belastungen. Auch sind die Chancen, Zeit-
guthaben zu erwirtschaften, ungleich verteilt.
Fir Geringverdiener und Teilzeitbeschaftigte
bestehen allenfalls geringe ,,Rlicklagemoglich-
keiten” flir Langzeitkonten. Im Allgemeinen
durften Frauen wegen der Doppelbelastung
durch Familie und Beruf hierzu vergleichswei-
se wenig in der Lage sein.

Dimensionen der
Arbeitszeitgestaltung

Grundsatzlich gibt es mehrere Dimensionen,
anhand derer die Arbeitszeit gestaltet werden
kann. Dementsprechend findet sich in der
betrieblichen Praxis ein breiter Facher von
Arbeitszeitmodellen. Die Hauptdimensionen
Dauer, Lage und Verteilung von Arbeitszeit
werden heute oft erganzt um die Dimensio-
nen Dynamik, Stabilitat, Planbarkeit, Zuverlas-
sigkeit sowie Handlungs- und Entscheidungs-
spielraum:

e Die Dauer der Arbeitszeit betrifft die tagli-
che, wochentliche, monatliche oder jahrli-
che Anzahl der zu erbringenden Stunden.
Arbeitszeitmodelle, die diese Dimension
abdecken, sind z.B. Teilzeit, Altersteilzeit
und, wahrend der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2009 breit angewandst, die
Kurzarbeit. Mehrarbeit ist kein Arbeits-
zeitmodell. Sie hat aber dennoch Auswir-
kung auf die Dauer der Arbeitszeit.

e Beider Lage der Arbeitszeit wird be-
stimmt, wie die Arbeitszeit auf den Tag
verteilt liegt. Beispiele sind hier u.a.
Schichtarbeit, versetzte Arbeitszeiten oder
auch geteilte Dienste.



Mit der Verteilung der Arbeitszeit kdnnen
Pausenlage und tagliche Ruhezeiten ge-
staltet werden. Weiterhin betrifft dies die
Wochentage, an denen gearbeitet wird
(z.B. die Abfolge von Schichtpldnen).

Mit der Dimension Dynamik riickt die
zeitliche (tagliche und wochentliche) Ab-
folge von Arbeits- und Ruhezeiten sowie
Pausen in den Fokus.

Die Bedeutung der Stabilitdt, Planbarkeit
und Zuverlassigkeit der Arbeitszeitgestal-
tung ist vor allem fiir die Beschéftigten
wichtig. Hier geht es um die zeitliche Vor-
hersehbarkeit von Arbeitszeiten sowie um
die Verbindlichkeit ihrer Festlegung.

Der Handlungs- und Entscheidungsspiel-
raum bei der Festlegung der Arbeitszeiten
kann beim Arbeitgeber oder eher bei den
Beschéftigten liegen und damit mehr oder
weniger Einflussmoglichkeiten auf die
Vereinbarkeit der Arbeitszeit mit betriebli-
chen bzw. personlichen Interessen bieten.

Arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse
zur Arbeitszeitgestaltung

Arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse werden
mit wissenschaftlichen Methoden, vor allem
aus den Bereichen Medizin, Psychologie und
Sozialwissenschaften, gewonnen. Systemati-
sche Informationssammlungen lber Befra-
gungen, medizinische Tests und Analysen die-
ser Daten dienen als Basis der abgesicherten
statistischen Auswertungen. Als gesichert
gelten die Erkenntnisse, wenn sie sich mehr-
fach in wissenschaftlichen Studien bestatigt
haben, wenn sie sich zudem in der betriebli-
chen Praxis bewahrt haben und wenn von
deren Richtigkeit die Mehrheit der maligebli-
chen Fachleute lberzeugt ist. DIN-Normen,
EU-Normen und/oder ISO-Normen sowie be-
rufsgenossenschaftliche Regeln und Informa-
tionen spiegeln letztendlich diese Erkenntnis-
se wider. Die Bundesanstalt fir Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin veroffentlicht diese gesi-
cherten Erkenntnisse —und Gesetze fordern
deren Beachtung ausdruicklich ein (z.B. das
Arbeitszeitgesetz [ArbZG §6 (1) Nacht- und
Schichtarbeit]).

Im Fokus der gesicherten arbeitswissenschaft-
lichen Erkenntnisse bezlglich der Arbeitszeit



stehen vor allem die Auswirkungen von lan-
gen, flexiblen und/oder ungewoéhnlichen Ar-
beitszeiten wie Nacht-, Schicht- und
Wochenendarbeit auf den Menschen. Die
Auswirkungen werden untersucht im Hinblick
auf die Leistungsfahigkeit, die gegebenenfalls
erhohte Fehler- und Unfallquote, das gesund-
heitliche Befinden, kérperliche und psychische
Gesundheitsprobleme, das soziale Leben so-
wie die Zufriedenheit und Motivation der Be-
schaftigten.

Wesentliche Erkenntnisse zur Dauer und Ver-
teilung der Arbeitszeit

Im Allgemeinen erhdhen regelmaRige lber-
lange Arbeitszeiten das Risiko flr

e Magen- und Darmbeschwerden,

e Herz-Kreislauf-Beschwerden,

e innere Unruhe, Nervositat,

e Ermidung und Erschopfung sowie

e familidre und soziale Beeintrachtigungen.

Zusatzliche Belastungsfaktoren (z.B. hohe
Arbeitsintensitat, hohe emotionale Anforde-
rungen) erhéhen das Risiko fiir gesundheitli-
che Beeintrachtigungen in besonderem Mafe.
Die Ermidung nimmt bei psychischer und
korperlicher Belastung oberhalb der Dauer-
leistungsgrenze liber die Dauer der (taglichen)

Arbeitszeit in der Regel exponentiell zu. Das
Risiko von Fehlhandlungen und damit auch
das Unfallrisiko steigt mit der Dauer eines
Arbeitseinsatzes an; nach der achten Stunde
ebenfalls sogar exponentiell.

Die Ermidung Uber den Arbeitseinsatz hinweg
kann eher in vertretbaren Grenzen gehalten
werden, wenn die Arbeitszeit nicht lediglich
durch eine einzige grolRere Pause unterbro-
chen wird, die in der Regel der Nahrungsauf-
nahme dient, sondern durch mehrere sinnvoll
Uber die Arbeitszeitspanne verteilte Pausen,
die zur Erholung oder der Verhinderung von
Ermidung beitragen. Hier gilt das ergonomi-
sche Prinzip: Pausen zur Vermeidung statt zur
Kompensation von Ermidung — vorbeugen ist
effektiver und effizienter als kurieren.

Insofern gilt es aus arbeitswissenschaftlicher
Sicht, Uberlange tagliche und wdchentliche
Arbeitszeiten zu vermeiden. Die regulare Ar-
beitslange sollte an die Arbeitsbelastung ge-
koppelt sein. Falls die tagliche Arbeitszeit ver-
langert werden soll, muss der Verlangerung
unbedingt eine belastungsbezogene Bewer-
tung vorausgehen und zwar durch eine objek-
tive Einschatzung der Arbeitsbelastung nach
Art und Intensitat. Wenn die tagliche Arbeits-
zeit haufig mehr als acht Stunden betragt,



besteht schnell die Gefahr, dass sich die Ge-
samtbelastung unzumutbar anhauft. Uberlan-
ge Wochenarbeitszeiten und Arbeitsperioden
sind deshalb zu vermeiden. Es sollte eine ma-
ximal 40-Stunden-Woche mit nicht mehr als
flinf Arbeitstagen hintereinander eingehalten
werden. Die Wochenarbeitszeiten sollten da-
bei moglichst gleichmalig geplant werden.
Durch die Ausgeglichenheit in den Wochenar-
beitszeiten und damit auch den Wochenfrei-
zeiten werden Belastungs- und Erholungszei-
ten gleichmaRiger verteilt. Damit wird sowohl
einer zu starken Belastung innerhalb eines
kurzen Zeitraumes entgegengewirkt, als auch
die zu starke Beeintrachtigung biologischer
Prozesse (,innere Uhr“) und sozialer Gewohn-
heiten Uber einen langeren Zeitraum vermie-
den. Allerdings werden lange Erhol- und Frei-
zeiten, die sich bei ungleichméaRigen Wochen-
arbeitszeiten ergeben (kdnnen), von vielen,
insbesondere jlingeren Arbeitnehmern ge-
schatzt.

Wesentliche Erkenntnisse zur Gestaltung
flexibler (variabler) Arbeitszeiten

Kennzeichen fiir Arbeitszeiten mit hoher
Variabilitat sind: Dauer und Lage der (tagli-
chen) Arbeitszeiten wechseln haufig in Abhan-
gigkeit vom Arbeitskraftebedarf; es sind keine

festen Anfangs- und Endzeiten definiert; ein
wiederkehrender, fester (Schicht-)Rhythmus
besteht nicht oder nur in geringem Male; die
Arbeits- und arbeitsfreien Zeiten sind wenig
bis gar nicht vorausplanbar; es besteht keine
Verlasslichkeit der Arbeitszeiten.

Im Allgemeinen erhoht sich auch bei steigen-
der Variabilitat der Arbeitszeiten das Risiko fir

e Schlafstérungen,

e Magen- und Darmbeschwerden,

e innere Unruhe, Nervositat sowie

e familidre und soziale Beeintrachtigungen.

Der Grund dafiir ist, dass die Arbeit dabei hdu-
fig zu unglinstigen Zeiten stattfindet und die
zeitliche Strukturierung des Arbeits- und des
sozialen Lebens darunter leidet oder sogar
verloren geht. Einflussmoglichkeiten der Ar-
beitnehmer auf die Gestaltung ihrer eigenen
(flexiblen) Arbeitszeiten konnen das Risiko fur
gesundheitliche und soziale Beeintrachtigun-
gen verringern, jedoch nicht vollstandig auf-
heben.

Flexible Arbeitszeiten mit hoher Variabilitat —
bei gleichzeitig fehlendem Einfluss der be-
troffenen Beschaftigten (reine betrieblich
veranlasste Flexibilitdt) — weisen das hochste



Risiko fiir gesundheitliche und familidre bzw.
soziale Beeintrachtigungen auf.

Demgemal kommt es aus arbeitswissen-
schaftlicher Sicht darauf an, flexible Arbeits-
zeiten in tolerablen Grenzen zu halten. Grund-
satzliche Empfehlungen lauten:

e Flexible Arbeitszeiten sollten nicht mit
Uberlangen Arbeitszeiten verknipft wer-
den (oder dazu fihren).

e Bei der Einflihrung flexibler Arbeitszeiten
in Verbindung mit Schichtarbeit sollte in
besonderem MaRe auf Moglichkeiten zur
Abstimmung mit biologischen und sozia-
len Rhythmen geachtet werden.

e Bei der Gestaltung flexibler Arbeitszeiten
sind auch die sonstigen ergonomischen
Grundlagen zur Arbeitszeitgestaltung zu
bericksichtigen, z.B. in Bezug auf die Dau-
er und Intensitdt von Arbeitszeiten sowie
auf Probleme der Abstimmung von biolo-
gischen und sozialen Rhythmen und Ge-
wohnheiten.

e Bei der Gestaltung flexibler Arbeitszeiten
muss zwingend auch die Arbeitsbelastung
resultierend aus der Arbeitsaufgabe und
den Umgebungsbedingungen (z.B. Ldrm,

Klima) beachtet werden. Eine Mehrfach-
belastung ist zu vermeiden.

Flexible Arbeitszeiten sollten nicht als Ersatz
fur mangelnde Planungskompetenz und/oder
-bereitschaft herangezogen werden. Eine un-
gleichmélige Produkt- oder Dienstleistungs-
nachfrage ist nicht zwingend eine Begriindung
fir unternehmensbestimmte flexible Arbeits-
zeiten — und flexible Arbeitszeiten sind auch
nicht zwingend die beste Losung flir derartige
Probleme.

Wenn flexible Arbeitszeiten gegen ergonomi-
sche Grundsatze verstolRen (miissen), sollte
als Kompensation eine Reduzierung der Ar-
beitszeit und damit eine Ausdehnung arbeits-
freier Zeit vorgesehen werden, um den Be-
troffenen eine bessere Mdoglichkeit der Einge-
wohnung zu eréffnen. Dabei ist auf eine bean-
spruchungsbezogene Festsetzung der Arbeits-
zeit bzw. der arbeitsfreien Zeit zu achten. Eine
finanzielle Kompensation der Mehrbelastung
ist aus ergonomischer Sicht auf jeden Fall
nicht geeignet.

Wesentliche Erkenntnisse zur Nacht- und
Schichtarbeit

Es ist eindeutig bewiesen: Nacht- und Schicht-
arbeit, wenn sie kontinuierlich und haufiger



geleistet wird, kann in besonderem Male die
Gesundheit gefahrden und das soziale Leben
stark beeintrachtigen. Die Anpassung der bio-
logischen Korperrhythmen (z.B. Schlaf-Wach-
Rhythmus, Verdauung) an Nachtarbeit gelingt
selbst bei vielen Nachtschichten hintereinan-
der nur teilweise. Bislang gibt es keine wissen-
schaftlich belegte Methode (z.B. helles Licht
wahrend der Nachtschicht) und kein Medika-
ment, um diese Anpassung annahernd voll-
standig zu erreichen.

Im Allgemeinen erhdht Schichtarbeit unter
Einbezug von Nachtarbeit das Risiko fiir

e Schlafstorungen,

e Storungen des Verdauungsapparates,
Appetitlosigkeit,

e Herz-Kreislauf-Beschwerden,

e innere Unruhe, Nervositat,

o familidare Beeintrachtigungen fiir die
Schichtarbeitenden selbst und fiir deren
Familienmitglieder, z.B. schlechtere Schul-
leistungen der Kinder,

e Beeintrachtigungen der sozialen Teilhabe,
2.B. soziale Kontakte und Aktivitaten.

e Mit zunehmender Anzahl aufeinanderfol-
gender Nachtschichten steigt das Risiko

fiir ein sich anhdufendes Schlafdefizit und
Mudigkeit, Fehlleistungen und Unfalle.
Mit zunehmender Anzahl aufeinanderfol-
gender Frithschichten mit friihem Beginn
steigt das Risiko fir ein sich anhdufendes
Schlafdefizit (kurze Nachtschlafzeit!) und
Mudigkeit wahrend der Friihschicht.
Dauernachtarbeit erh6ht in besonderem
Malie das Risiko fiir gesundheitliche Be-
eintrachtigungen.

Dauerspatschichten, Dauernachtschichten
und regelmaRige Arbeit am Wochenende
erhéhen in besonderem Male das Risiko
far familidre und soziale Beeintrachtigun-
gen.

Kurz vorwarts rotierende Schichtsysteme
(z.B. zwei Friih-, zwei Spéat-, zwei Nacht-
schichten) sind im Vergleich zu lang rotie-
renden Schichtsystemen (z.B. wochenwei-
ser Wechsel der Schichtart) gesiinder und
sozialvertraglicher. Personenorientierte
MalRnahmen (z.B. arztliche Kontrolle, rich-
tiges Schlaf- und Erndhrungsverhalten, ge-
zielte Teilnahme am sozialen Leben) kdn-
nen das Risiko fiir gesundheitliche und so-
ziale Beeintrachtigungen verringern.



Aus den gesicherten arbeitswissenschaftlichen
Erkenntnissen zur Nacht- und Schichtarbeit
lasst sich ableiten, wie ein Schichtplan sozial-
vertraglich gestaltet werden sollte. Oberstes
Ziel ist dabei der Erhalt von Gesundheit und
Leistungsfahigkeit der Beschaftigten. Die Bun-
desanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin gibt dazu offizielle Empfehlungen.

Daruber hinaus gilt: Ein gesunder Schlaf, eine
gute Ernahrung, ausreichend Bewegung - das
sind nur einige Bereiche, in denen jeder
Schichtarbeitende selbst etwas tun kann. Wer
aktiv etwas fir seine Gesundheit und sein

psychosoziales Wohlbefinden tut, kann die
negativen Auswirkungen ungiinstiger Arbeits-
bedingungen erheblich vermindern.

Aber: Laut § 4 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
sind Gefahren an ihrer Quelle zu bekampfen!
Das bedeutet, nicht der Mensch soll sich an
schlechte Arbeitsbedingungen anpassen mus-
sen, sondern die Arbeitsbedingungen missen
an den Menschen mit seinen biologischen und
psychosozialen Voraussetzungen angepasst
werden. Somit ist ein schlecht gestalteter
Schichtplan eine Gefahrenquelle und sollte
zuerst beseitigt werden.
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2. Mal so, mal so: Schichtarbeit

In diesem Kapitel erfahren Sie
was Schichtarbeit ist,

welche Arten, Systeme und Modelle von
Schichtarbeit existieren,

welche rechtlichen Bestimmungen gelten
und

welche Gestaltungselemente Betriebsrate
beim Abschluss einer Betriebsvereinba-
rung zur Schichtarbeit im Blick haben
sollten.

Was ist Schichtarbeit?

Eine gesetzliche Definition von Schichtarbeit
gibt es nicht. Laut eines Urteils des Bundesar-
beitsgerichtes (BAG) kann aber von Schichtar-
beit dann gesprochen werden, wenn eine
Arbeitsaufgabe liber einen langeren Zeitraum
nur von mehreren Beschaftigten in einer gere-
gelten Reihenfolge — auch aulRerhalb der all-
gemein Ublichen Arbeitszeit — geleistet wer-

den kann (BAG-Urteil 20.06.1990; 4 AZR 5/90).

Die Arbeithehmer werden dabei nach einem
bestimmten Zeitplan an den gleichen Arbeits-

stellen eingesetzt. Auf diese Weise kann das
anfallende Arbeitspensum innerhalb eines
Zeitraumes zu unterschiedlichen Zeiten erle-
digt werden. Derselbe Arbeitsplatz wird also
von unterschiedlichen Personen zu unter-
schiedlichen Tages- und Nachtzeiten besetzt,
um lange Betriebszeiten realisieren zu kon-
nen.

Der zentrale Ansatzpunkt von Schichtarbeit in
der Arbeitszeitgestaltung ist es somit, vor al-
lem die Lage und Verteilung der Arbeitszeit zu
variieren.

Zur Schichtarbeit gehort haufig auch die
Nachtarbeit. Von Nachtarbeit spricht man
gemal Arbeitszeitgesetz (§2 ArbZG) dann,
wenn eine bestimmte Art von Arbeit mindes-
tens zwei Stunden der Nachtzeit (zwischen
23:00 Uhr und 6:00 Uhr) umfasst.

Grinde fir Schichtarbeit liegen meist in tech-
nischer (z.B. Anfahrausschuss technischer
Anlagen), sozialer (z.B. Sicherstellung gesell-
schaftlicher Versorgungsbetriebe wie Kran-
kenhduser) oder wirtschaftlicher Natur (z.B.
hohe Betriebsmittelnutzungszeit).



Zur Schichtarbeit gibt es deshalb in vielen Fal-
len keine sinnvolle Alternative.

Aus arbeitswissenschaftlicher Sicht steht al-
lerdings fest: Schicht- und besonders Nachtar-
beit, insbesondere wenn sie lber einen lange-
ren Zeitraum geleistet werden, gefdhrdet die
Gesundheit und das soziale Leben. Eine men-
schengerechte, sozialvertragliche Gestaltung
der Schicht- und Nachtarbeit kann deren Fol-
gen abmildern (am besten so weit wie mog-
lich), jedoch nie ganzlich beseitigen.

Arten von Schichtarbeit

Bei Schichtarbeit ldsst sich unterscheiden zwi-
schen permanenten Schichtsystemen und
Wechselschichtsystemen. Permanente
Schichtsysteme umfassen Dauerfriihschicht,
Dauerspatschicht und Dauernachtschicht. Hier
wird von den Beschaftigten oder Beschaftig-
tengruppen stets in der gleichen Schicht gear-
beitet (also nur friih, nur spat oder nur
nachts). Solche Schichtsysteme werden vor
allem in den USA und in Japan praktiziert. In
Europa dagegen werden Wechselschichtsys-
teme bevorzugt.

Bei Wechselschichtsystemen wechselt die
Schicht in bestimmten Zyklen (z.B. von friih
auf spat, wochen- oder tageweise). Wechsel-
schichtsysteme kénnen mit oder ohne Nacht-
arbeit gestaltet sein. Ein in der Praxis haufig
anzutreffendes Wechselschichtsystem ist das
klassische Zweischichtsystem ohne Nachtar-
beit mit Friih- und Spatschicht. Es kann auch
Wochenendarbeit enthalten.

Kontinuierliche und diskontinuierliche Schicht-
systeme

Ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal der
Schichtarbeit ist die Gber ein Schichtsystem
abgedeckte Betriebszeit: Wird die gesamte
mogliche wochentliche Betriebszeit genutzt,
handelt es sich um die sogenannte vollkonti-
nuierliche Schichtarbeit mit 24 Stunden Arbeit
an sieben Tagen in der Woche (also insgesamt
168 Stunden Betriebszeit). Da bei vollkontinu-
ierlicher Schichtarbeit auch der Sonntag als
Arbeitstag genutzt wird, bedarf es hierbei
einer Ausnahmegenehmigung fiir die gemal
Arbeitszeitgesetz (§ 9 ArbZG) grundsatzlich
untersagte Sonntagsarbeit. Diese Genehmi-
gung erteilt das Gewerbeaufsichtsamt oder
das Arbeitsschutzamt.



Wird nicht die volle mégliche wochentliche
Betriebszeit gearbeitet, so spricht man von
diskontinuierlichen oder teilkontinuierlichen
Schichtsystemen.

Schichtmodelle

Innerhalb eines Schichtsystems kann es ver-
schiedene Schichtmodelle geben. Ein Schicht-
modell besteht aus einem oder mehreren
Schichtplanen, ein Schichtplan wiederum be-
steht aus den folgenden vier Elementen:

e Schichtart: Sie wird Gber Beginn, Ende und
Pausen definiert (Friihschicht, Spatschicht,
Nachtschicht);

e Besetzungsstarke: Sie gibt an, wie viele
Personen einer bestimmten Schicht zuge-
teilt sind;

e Schichtfolge: Sie spiegelt die Anordnung
aufeinanderfolgender Arbeits- bzw. Frei-
zeitblocke wider;

e Schichtgruppen: Diese fassen Gruppen
von Arbeitnehmern zusammen, welche in
der Regel gemeinsame Schichten belegen.

Zu beachten ist auBerdem noch die Zykluslan-
ge, die die Wochenanzahl angibt, nach der
sich die Schichtfolge fiir alle Schichtgruppen zu

wiederholen beginnt. Aus dem Schichtplan
ergibt sich die durchschnittliche Wochenar-
beitszeit (WAZ) Gber den Gesamtplan, wohin-
gegen sich die Soll-WAZ aus gesetzlichen, tarif-
lichen, betrieblichen oder individuellen Ver-
einbarungen ergibt.

Auf der Grundlage eines Schichtmodells Iasst
sich die Schichtplanung erstellen. Die Schicht-
planung stellt die Basis fiir die spatere Ein-
satzplanung dar, die wiederum die Beschaftig-
ten in Gruppen einteilt. Die Einsatzplanung
dient ebenfalls dazu, kurzfristige Abweichun-
gen beispielsweise im Krankheitsfall zu kom-
pensieren. Sind gewisse Abweichungen vom
Normalzustand aufgrund langjahriger Erfah-
rungen zu erwarten bzw. sind diese vorher-
sehbar, z.B. Auftragsriickgange in den Som-
mermonaten, sollten diese bereits im Schicht-
plan berticksichtigt werden.

Nachfolgend stellen wir beispielhaft vier
Schichtmodelle vor. Die Modelle gehen von
einem diskontinuierlichen Schichtsystem aus.
Je nach betrieblichen Voraussetzungen (Ar-
beitsinhalte, Beschaftigtenanzahl, Flexibili-
tatserfordernisse) kann ein Schichtmodell
dabei geeigneter oder weniger geeignet sein.



Schichtmodell: Klassische Gruppen

Beim Schichtmodell der sogenannten ,klassi-
schen Gruppen” wird jede Schicht von genau
einer Gruppe abgedeckt. Im unten beschrie-
benen Beispiel sind dies die Frithschicht und
die Spatschicht. Diese sind (laut Plan) immer
vollstandig anwesend. Die Gruppengrolie ist

damit genauso grol} wie die Besetzungsstarke.

Diese Art der Schichtarbeit hat verschiedene
Vorziige: Sie ist relativ einfach zu tiberschau-
en, vorhersagbar und mit relativ wenig Pla-

nungsaufwand umzusetzen. Allerdings ist
Schichtarbeit mit klassischen Gruppen auch
weniger flexibel (sowohl flr den Betrieb als
auch fur die Beschaftigten) und nicht immer
gesundheitsschonend (zu wenige kurze Wech-
sel zwischen den einzelnen Schichten).

Die folgende Tabelle fasst die einzelnen
Schichten (F = Friihschicht, S = Spatschicht),
Arbeitsgruppen (A und B), Wochentage
(M=Montag bis S= Sonntag) und Wochen (1
bis 4) zusammen.

1 2 3 4
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Schichtmodell: Kombinationspléne

Bei sogenannten Kombinationsplanen werden
pro Schicht mindestens zwei Gruppen, deren
Grole kleiner als die Besetzungsstarke in Gan-
ze ist, miteinander kombiniert. Denkbar sind
dadurch je nach Gegebenheit auch unter-
schiedliche Gruppenstarken. Damit wird der
Spielraum zur Einhaltung der Sollwochenar-
beitszeit erhoht. Voraussetzung fiir die An-
wendung von Kombinationspldnen ist, dass
die Besetzungsstarken zu den GruppengroRen

passen. Es muss gerade bei komplexen Kom-
binationen beachtet werden, dass die Beleg-
schaft entsprechend informiert werden muss
und die Koordination erschwert wird.

Im folgenden Planausschnitt sind zu jedem
Zeitpunkt zwei Gruppen pro Schicht kombi-
niert (in Woche 1 die Gruppen A und B sowie
B, Dund E, in Woche 2 die Gruppen B und E
sowie A, Cund D, in Woche 3 die Gruppen A
und D sowie B, Cund E):

1
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Schichtmodell: UbergrofSe Pline

Bei dieser Planstruktur werden die sogenann-
ten GbergrolRen Gruppen gebildet, die groRer
als die Besetzungsstarke sind. Dafiir wird ei-
nem Teil der Gruppen jeweils freigegeben. Im
unten stehenden Beispiel werden die liber-
groRen Gruppen Al bis A5 sowie B1 bis B5
zusammengestellt.

Anwendbar sind ibergrofRe Gruppen vor allem
dann, wenn die Bruttobetriebszeit keine gan-
zen Gruppen erlaubt, unterschiedliche Beset-

zungsstarken zu bericksichtigen sind oder
Gruppen nicht gemischt werden sollen. Bei
UbergrolRen Gruppen kann die Bruttobetriebs-
zeit flexibel geplant werden, da unterschiedli-
che Arbeitszeitmodelle auch mit verschiede-
nen Besetzungsstarken kombiniert werden
kénnen und ein groRer Spielraum bei der Ver-
teilung der freien Tage gegeben ist. Ein Nach-
teil kann darin bestehen, dass lange Arbeits-
blocke entstehen kdnnen, wobei die Plan-
struktur aber Ubersichtlich bleibt.

2 3
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Schichtmodell: ,,atmender” Schichtplan

Ein Schichtplan kann auch mit kurzfristigen
Flexibilitatsmerkmalen aufgebaut werden. Im
folgenden Beispiel ist ein ,,atmender” Schicht-
plan dargestellt, der die Moglichkeit bietet, je
nach Auftragslage Wochenendschichten ,zu-
zuschalten”. So lasst sich auch aus Sicht des

Unternehmens in einem gewissen Rahmen

flexibel auf kurzfristige Schwankungen der

anfallenden Arbeit reagieren. Weiterhin wur-
den in diesem Plan arbeitswissenschaftliche

Erkenntnisse und ergonomische Kriterien be-
ricksichtigt. So werden hochstens drei Nacht-

schichten am Stiick méglich gemacht.
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Abbildung 1: geringe Auslastung, Wochenarbeitszeit 27,81 Stunden
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Abbildung 2: mittlere Auslastung, Wochenarbeitszeit 33,37 Stunden
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Abbildung 3: hohe Auslastung, Wochenarbeitszeit 38,94 Stunden




Rechtliche Bestimmungen zur
Gestaltung von Schichtarbeit

Rechtliche Rahmenbedingungen, die fir die
Gestaltung von Schichtarbeit relevant sind,
finden sich im Arbeitszeitgesetz, im Betriebs-
verfassungsgesetz und in Tarifvertragen. Zu-
satzlich kénnen in Betriebsvereinbarungen
ergianzende Regelungen getroffen werden.

Die mindestens einzuhaltenden Bedingungen
legt das Arbeitszeitgesetz fest. Dabei bestehen
vereinzelt auch Offnungsméglichkeiten bei der
Geltung von Tarifvertragen und daran anknip-
fenden Betriebsvereinbarungen. Die Arbeits-
zeiten einzelner Beschéftigtengruppen finden
dariiber hinaus individuelle gesetzliche Be-
ricksichtigung beispielsweise im Mutter-
schutz- oder Jugendarbeitsschutzgesetz. Kon-
krete Gesetze und Regelungen, die bei der
Gestaltung von Schichtsystemen beriicksich-
tigt werden missen, besagen beispielsweise,

e .. dass die werktagliche (Montag bis
Samstag) Hochstarbeitszeit grundsatzlich
acht Stunden, also pro Woche 48 Stunden
betragt. Eine Verlangerung der werktagli-
chen Arbeitszeit auf zehn Stunden (= 60
Wochenstunden) ist moglich, wenn in ei-
nem Ausgleichszeitraum von sechs Mona-

ten oder 24 Wochen im Durchschnitt wie-
der acht Stunden erreicht werden (vgl. § 3
ArbZG). In Tarifvertragen ist die wochent-
liche Regelarbeitszeit festgelegt. Sie liegt
in der Regel deutlich unter der wochent-
lich zulassigen gesetzlichen Hochstarbeits-
zeit.

... dass in einem Tarifvertrag oder in einer
Betriebsvereinbarung eine Verlangerung
der werktaglichen Arbeitszeit tiber zehn
Stunden hinaus vereinbart werden kann,
wenn in der Arbeitszeit regelmafig und in
erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft
oder Bereitschaftsdienst anfallt (vgl. § 7
Abs. 1 Nr.1 a) ArbZG). Unter Arbeitsbereit-
schaft versteht man ,eine mindere Leis-
tung, die den Arbeitnehmer erheblich we-
niger als die volle Arbeit beansprucht und
damit einen Entspannungszustand ermog-
licht“ (Schoof 2010: S. 201). Sie verlangt
vom Arbeitnehmer im Gegensatz zum Be-
reitschaftsdienst, dass er sich im Zustand
wacher Achtsamkeit befindet. Sowohl Be-
reitschaftsdienst als auch Arbeitsbereit-
schaft zahlen zur Arbeitszeit, da in beiden
Fallen der Arbeitgeber den Aufenthaltsort
des Arbeitnehmers festlegt. In Abgrenzung
dazu versteht man unter Rufbereitschaft,



dass sich der Arbeitnehmer ,frei” aufhal-
ten kann und daher keine Arbeitszeit vor-
liegt.

Eine Verlangerung der Arbeitszeit auf bis
zu zwolf Stunden kann in vollkontinuierli-
chen Schichtbetrieben (in einem Tarifver-
trag oder in einer Betriebsvereinbarung
geregelt) zugelassen werden, wenn
dadurch zusatzliche Freischichten an
Sonn- und Feiertagen erreicht werden.

... dass zwischen zwei Schichten eine Ru-
hezeit von elf Stunden liegen muss (vgl.

§ 5 Abs. 1 ArbZG). Dadurch ergibt sich in
Kombination mit einem Sonn- oder Feier-
tag eine kontinuierliche Wochenendruhe-
zeit von 35 Stunden. Arbeitnehmer diirfen
an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen von
0.00 Uhr bis 24.00 Uhr nicht beschaftigt
werden (vgl. § 9 ArbZG).

Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe

sind u.a.:

Reinigung und Instandhaltung von Be-
triebseinrichtungen, soweit hierdurch der
regelmalige Fortgang des eigenen oder
eines fremden Betriebs bedingt ist, die
Vorbereitung der Wiederaufnahme des
vollen werktaglichen Betriebs sowie die

Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit
von Datennetzen und Rechnersystemen
(vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 14 ArbZG),

Produktionsarbeiten, wenn die infolge der
Unterbrechung der Produktion der nach

§ 10 Absatz 1 Nr. 14 ArbZG zuldssigen Ar-
beiten den Einsatz von mehr Arbeitneh-
mern als bei durchgehender Produktion
erfordern (vgl. § 10 Abs. 2 ArbZG),

die Verhiitung des Verderbens von Natur-
erzeugnissen oder Rohstoffen oder des
Misslingens von Arbeitsergebnissen sowie
kontinuierlich durchzufiihrende For-
schungsarbeiten (vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 15
ArbZG) oder

die Vermeidung einer Zerstorung oder
erheblichen Beschadigung der Produkti-
onseinrichtungen (vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 16
ArbZG).

Daruber hinaus gilt:

...dass in Krankenhdusern und anderen
Pflegeeinrichtungen zur Behandlung, Pfle-
ge und Betreuung von Personen, in Gast-
statten und anderen Einrichtung zur Be-
wirtung und Beherbergung, in Verkehrs-
betrieben, beim Rundfunk sowie in der



Landwirtschaft und in der Tierhaltung die
Ruhezeit um eine Stunde verkirzt werden
kann, wenn innerhalb eines Monats durch
Verlangerung einer anderen Ruhezeit auf
mindestens zwolf Stunden ausgeglichen
wird (§ 5 Abs. 2 ArbZG),

e ..dass die Lange der Nachtschicht regel-
maRig acht Stunden nicht Gberschreiten
darf. Zwar kann sie auf zehn Stunden aus-
gedehnt werden, allerdings betragt hier
der Ausgleichszeitraum nur vier Wochen
(§ 6 Abs. 2 ArbZG).

Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats

Besteht keine abschlieRende tarifvertragliche
Regelung, so hat der Betriebsrat nach § 87 (1)
BetrVG Mitbestimmungsrechte bei folgenden
Fragestellungen zum Thema , Schichtarbeit”:

e Beginn, Ende und Dauer der taglichen
Arbeitszeit sowie Pausen einschlieflich
der Verteilung der Arbeitszeit auf die ein-
zelnen Wochentage (vgl. § 87 (1) Nr. 2 Be-
trvVG),

e Einfiihrung, Anderung oder Abbau von
Schichtarbeit und alle anderen damit zu-
sammenhadngenden Fragen, wie etwa die
zeitliche Lage der einzelnen Schichten,

den Schichtplan, die Abgrenzung des Per-
sonenkreises der Schichtarbeit zu leisten
hat, den Wegfall der Nachtschicht und die
Ausgestaltung eines zu gewahrenden Frei-
zeitausgleichs fiir Nachtarbeit (ebenfalls
auf der Grundlage von § 87 (1) Nr. 2 Be-
trvaG).

Gestaltungsempfehlungen

Schichtmodelle lassen sich natirlich veran-
dern. Dabei sollte beriicksichtigt werden, dass
die Veranderung eines Schichtmodells viele
zentrale betriebliche Belange tangiert. Und:
Eine Umstellung ist nicht immer leicht durch-
zusetzen. Fir alle Entscheidungstrager ist sie
meist sowohl mit Chancen als auch mit Risiken
behaftet. Um einerseits Akzeptanz zu erzielen,
aber andererseits auch die Interessen der
Beschaftigten zu beriicksichtigen, sollten die
Beschéftigten deshalb aktiv am Gestaltungs-
prozess beteiligt werden. Von zentraler Be-
deutung ist dabei die Beteiligung des Betriebs-
rats. Beachtet werden sollte,

e .. dass den direkt betroffenen Arbeitneh-
mern direkte Beteiligungsmaoglichkeiten
eingerdumt werden,



e .. dass die Veranderung des Schichtmo-
dells einen Lernprozess darstellt, und da-
her Anpassungen und Lerneffekte zu er-
warten und einzuplanen sind und

e ... dass einer endgiiltig Einflihrung eine
mindestens dreimonatige Erprobungspha-
se vorausgeht, in der die Beschaftigten die
Moglichkeit haben, das neue Modell zu
testen und Kritikpunkte zu duBern.

Der Gesamtbelegschaft sollte dies auch ent-
sprechend kommuniziert werden. Allerdings
muss den Akteuren der Schichtplangestaltung
bewusst sein, dass eine hundertprozentige
Zustimmung nicht zu realisieren ist, da die
einzelnen Arbeitnehmer individuelle und zum
Teil sich ausschlieBende Vorstellungen vom
»idealen” Schichtplan haben. Dies liegt vor
allem an unterschiedlichen personlichen Pra-
ferenzen und an feststehenden externen Ne-
benbedingungen wie beispielsweise den Off-
nungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtun-
gen oder den Fahrzeiten des 6ffentlichen Per-
sonennahverkehrs. Hinzu kommt eine Vielzahl
von betrieblichen Einschrankungen, die be-
riicksichtigt werden missen.

Von groller Bedeutung fiir die Gestaltung sind
vor allem arbeitswissenschaftliche Erkenntnis-
se zur Schichtarbeit. Diese orientieren sich
zuallererst an den Grundséatzen zur guten Ar-
beitsgestaltung.

Dementsprechend sollten die Arbeitsgestal-
tung im Allgemeinen und die Schichtarbeit im
Besonderen, die

Ausfiihrbarkeit,
Schadigungslosigkeit,

Zumutbarkeit und

Personlichkeitsforderlichkeit

von Arbeit gewahrleisten. Die Kriterien mus-
sen von oben nach unten erflllt werden, das
heiflt, es ist unerheblich, ob eine Arbeitsauf-
gabe den Anforderungen der Personlichkeits-
forderung entspricht, solange nicht die Aus-
flhrbarkeit, Schadigungslosigkeit und Zumut-
barkeit gegeben sind. Neben dieser allgemei-
nen Bewertungshierarchie gibt es in der Lite-
ratur eine Vielzahl von Empfehlungen speziell
zur Schichtmodellauswahl und Schichtplange-
staltung.



Aus arbeitswissenschaftlicher Sicht (im Sinne

einer ,Schichtplanergonomie®) sollte bertick-
sichtigt werden (nach Knauth 2001, I1G Metall
2006):

Schichtfolgen

Der Wechsel der einzelnen Schichten soll-
te moglichst schnell erfolgen (ein bis drei
Tage).

Es sollten moglichst nur wenige Nacht-
schichten aufeinander folgen (maximal
drei).

Dauernachtschicht sollte vermieden wer-
den.

Es sollten moglichst wenige Spatschichten
aufeinander folgen (maximal drei).

Die Rotation der Schichten sollte vorwarts
erfolgen (Frih — Spat — Nacht).
Unglinstige Schichtfolgen sollten vermie-
den werden (z.B. Nacht — Frei — Friih: Die
Mindestruhezeit nach ArbZG ist nicht
moglich.).

Es dirfen keine verbotenen Schichtfolgen
wie Spat — Frith, Nacht — Friih oder Nacht
— Spat stattfinden (Die Mindestruhezeit
nach ArbZG ist dann nicht moglich.).

Es sollten moglichst lange Ruhezeiten
nach der Nachtschicht stattfinden. Min-

destens 24 Stunden, falls anschlieRend
kein Wechsel in die Friihschicht erfolgt;
nach zwei bis drei Nachtschichten mog-
lichst 48 Stunden.

Einzelne Arbeitstage zwischen freien Ta-
gen sowie einzelne, eingestreute freie Ta-
ge sollten vermieden werden.

Dauer und Verteilung der Arbeitszeit

Pro Woche sollte nicht mehr als fiinf Ge-
samtschichten in Folge gearbeitet werden.
Es sollten moglichst regelmaRige Wochen-
arbeitszeiten organisiert werden.

Eine Massierung von Arbeitszeit (mehr als
acht Stunden pro Tag) gilt es zu vermei-
den.

Lange Arbeitsschichten (mehr als acht
Stunden am Tag) sind nur akzeptabel,

wenn Arbeitsbelastungen und Arbeits-

inhalte dies zulassen,

— wenn ausreichend Pausen stattfinden,

— wenn das Schichtsystem so angelegt
ist, dass zusatzliche Ermidungsanhau-
fung vermieden werden kann,

— wenn keine Uberstunden hinzugefiigt
werden,

— wenn die Einwirkung gesundheitsge-

fahrdender Arbeitsstoffe begrenzt ist,



— wenn eine vollstdndige Erholung nach
der Arbeitszeit moglich ist und

— wenn die Ruhezeit zwischen zwei
Schichten mindestens elf Stunden be-
tragt.

Lage und Verteilung der Arbeitszeit

e Die Friihschicht sollte nicht zu frih begin-
nen (nicht vor 6:00 Uhr, besser 7:00 Uhr).

e Die Spatschicht sollte nicht zu spat enden
(nicht nach 22:00 Uhr).

e Die Nachtschicht sollte so friih wie mog-
lich enden (zwischen 5:00 Uhr und 6:00
Uhr).

e Bei Abendarbeit sollte mindestens ein
Abend in der Woche frei sein.

e Wochenendarbeit sollte vermieden wer-
den.

e Bei Wochenendarbeit sollten moglichst
Blockfreizeiten gewédhrt werden (zwei zu-
sammenhangende Tage, mit einem Sams-
tag oder einem Sonntag).

Vorhersehbarkeit und Uberschaubarkeit

e Schicht- und Personaleinsatzplane sollten
Uberschaubar sein.
e Frei- und Zusatzschichten sollten fest ein-
geplant sein.
e Kurzfristige Schichtplananderungen soll-
ten vermieden werden.
e Bei kurzfristigen Abweichungen vom Soll-
Plan sollten
— Regeln in Bezug auf Vorankiindigungs-
fristen und Ausgleich bestehen und
— Flexibilitat fir die Beschaftigten er-
moglicht werden (z.B. flexible
Schichtwechselzeiten, Schichttausch,
Freischichten).

Hinweis: M6chte man Schichtpldne im Hin-
blick auf ergonomische Kriterien vergleichen,
ist eine Gewichtung der einzelnen Elemente
des Schichtplans zu empfehlen. Eine Ver-
gleichbarkeit kann zum Beispiel mithilfe von
einfachen, sogenannten Nutzwertanalysen
realisiert werden. Dabei werden den einzel-
nen Elementen Punkte zugeordnet und
schlieBlich miteinander verglichen.



Aufgaben des Betriebsrats

Unabhangig vom gewahlten Schichtsystem

bzw. Schichtmodell gibt es eine Reihe von

Aspekten, die der Betriebsrat bei der Mitge-

staltung beriicksichtigen sollte.

1.

Der Betriebsrat sollte fiir eine betriebli-
che Debatte sensibilisieren. Schichtmo-
delle und die Debatte dariiber sollten
nicht verordnet werden. Der Betriebsrat
sollte die Belegschaft aktiv mit einbezie-
hen, um Schwachstellen und Vorziige von
Schichtmodellen offenzulegen.

Es gibt kein optimales Schichtmodell.
Allen Beteiligten muss dies klar sein.
Schichtarbeit ist generell belastender als
,Normalarbeit”. Deshalb geht es darum,
Schwachen und Starken des jeweiligen
Schichtmodells gegeneinander abzuwagen
und schlieRlich einen Kompromiss zu be-
schlieRen.

Bestimmte Aspekte muss der Betriebsrat
aktiv mit einbringen. Arbeitsmedizinische
Erkenntnisse Uber Schichtarbeit sind nicht
immer bekannt. Ein Beispiel: Es gibt kei-

nen , Gewohnungseffekt” bei Nachtarbeit.
Dennoch ist Nachtarbeit fiir viele Beschaf-
tigte attraktiv — trotz nachgewiesener Ge-
sundheitsgefahrdung. Hier gilt es, ent-
schieden und fundiert dagegen zu argu-
mentieren.

Pilotphase vereinbaren. Es hat sich be-
wabhrt, ein neues Schichtmodell zunachst
im Rahmen einer Pilotphase zu erproben.
Gegebenenfalls kann zum alten Schicht-
system zurlickgekehrt werden.

Unterstiitzung von aulen holen. Bei der
Schichtplangestaltung missen rechtliche,
politische und arbeitswissenschaftliche
Fragen bericksichtigt werden. Hier hilft es
dem Betriebsrat in der Regel auf Sachver-
standige (z.B. gemaR § 80 (3) BetrVG) zu-
rickzugreifen, die entsprechendes Know-
how bereitstellen kdnnen.

Um fir Arbeitnehmervertretung und Ma-
nagement Rechtssicherheit in Sachen
,Schichtsystem” zu schaffen, sollte nach Mog-
lichkeit eine Betriebsvereinbarung zur
Schichtarbeit abgeschlossen werden.



Gestaltungsraster:
Betriebsvereinbarung ,,Schichtarbeit”

Die nachfolgenden Gestaltungsraster beinhal-
ten Stichpunkte zu zentralen Regelungsberei-
chen fir Betriebsvereinbarungen zur Schicht-
arbeit. Sie orientieren sich an Empfehlungen
der Hans-Bockler-Stiftung. Die Liste enthalt
Gesichtspunkte, die bei der Regelung und
Organisation von Schichtarbeit bericksichtigt
werden sollten. Es handelt sich um einen Ge-
samtkatalog von Vorschlagen, die betrieblich
angepasst und konkret mit Inhalt gefillt wer-
den missen. Weiterflihrende Informationen
und Gestaltungshilfen bietet das ,Archiv be-
triebliche Vereinbarungen” der Hans-Bockler-
Stiftung. Es ist im Internet zu finden unter:
www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Ziele fiir die Einrichtung von Schichtarbeit

e Unternehmensziele: Wettbewerbsfahig-
keit des Unternehmens garantieren bzw.
nachhaltig verbessern; erleichterte Anpas-
sung an den betrieblichen Bedarf; termin-
gerechte Lieferungen gewahrleisten; Ser-
vicequalitat verbessern; Anpassung an sai-
sonale und konjunkturelle Schwankungen;

optimale Ausnutzung betrieblicher Ar-
beitsmittel

e Arbeitnehmerbedirfnisse: Arbeitszeiten
individueller gestalten; bessere Planbar-
keit der Arbeitszeiten und arbeitsfreien
Zeiten, mehr Zeitsouveranitat; bessere
Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Frei-
zeit; Wochenenden moglichst arbeitsfrei
gestalten, erhdhte Eigenverantwortlich-
keit; erhdohte Motivation; geringere Belas-
tungen; Arbeits- und Gesundheitsschutz

Geltungsbereich

e oOrtlich: Gesamtbetrieb; Standort; Abtei-
lung; Team

e personlich: die gesamte Belegschaft;
Schichtarbeitskrafte; Vollzeitbeschaftigte
(Ausnahmen festlegen: z.B. Jugendliche;
Auszubildende; Altere; Frauen im Mutter-
schutz)

e zeitlich: Geltungsdauer des neuen Schicht-
systems oder einer Pilotphase

Betriebszeiten

e bei kontinuierlichen Schichtsystemen:
Rahmenbedingungen und Genehmigun-
gen fir Sonn- und Feiertagsarbeit


http://www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Lage, Dauer und Verteilung der Arbeitszei-
ten/ Schichten

e Tagliche Arbeitszeit: Beginn und Ende der
einzelnen Schichten; Wechselzeitpunkte;
Ubergabezeiten; Gleitzeitkorridore;
Wasch- und Umkleidezeiten; tagliche Ru-
hezeiten

e Wochentliche Arbeitszeit: Individuelle
Arbeitszeit im Schichtsystem (ggf. im Ver-
gleich zur tariflich vereinbarten wochentli-
chen Arbeitszeit)

e Schichtpladne: Lage, Dauer und Abfolge der
Schichten; Arbeitstage in der Woche; kon-
krete Plane in der Vereinbarung bzw. als
Anlage

e Arbeit an Sonn- und Feiertagen: Planung
von Schichten und Ersatzruhetagen

e Pausenregelungen, Pausenrdume und
Verpflegungsmoglichkeiten

Personalbedarf und Mindestbesetzung von
Schichten

e Anzahl von Beschéftigten pro Schicht;
Vertretungsregelungen; angepasste Per-
sonalbedarfsermittlung

Bedingungen fiir Arbeitszeitkonten

o  Zeiterfassungssystem; Umfang von Plus-
bzw. Minus-Stunden; Ausgleichszeitraum;
Informationen liber Kontostande fiir Be-
schaftigte, Betriebsrat und Vorgesetzte

Verkiirzung oder Verlangerung von Arbeits-
zeiten/Freischichten und Zusatzschichten

e Rahmenbedingungen: Umfang in Stunden
oder Schichten; zeitliche Dauer bzw. Aus-
dehnung (befristet oder offen); Ankiindi-
gungsfristen; Mehr- oder Minderarbeit
unter Berlicksichtigung von Kontostanden

e Arbeitgeber: Rechte zur Anordnung von
Mehr- oder Minderarbeit

e Beschaftigte: Freiwilligkeit von Mehrar-
beit; Rechte zur Entnahme von Freischich-
ten; Tauschmoglichkeiten

e Regelungen fir Beschaftigte mit Pflege-
und Familienverpflichtungen

Arbeits- und Gesundheitsschutz

e arbeitswissenschaftliche Empfehlungen,
Gefahrdungsbeurteilungen

e Einschrankungen fiir Nacht- und Schicht-
arbeit

e Schichtarbeit fiir Altere



Vereinbarkeit Familie und Beruf (Work-
Life-Balance): Arbeit und Freizeit mitarbei-
terorientiert verteilen; in der Woche, tber
das Jahr sowie Uber das gesamte Berufs-
leben, insbesondere fiir Familien und Alte-
re

Teilzeit: Regelungen vorrangig fiir Familien
und Altere, sowohl beziiglich der tiglichen
Arbeitszeit (Schichtlange) als auch beziig-
lich der Anzahl der Schichten im Schicht-
zyklus, wochen-, monats- und jahresweise

Urlaubsregelungen

Sonder- und Zusatzurlaub; Schichtlangen
sowie Arbeits- und Freischichten auf Ur-
laubstage anrechnen

Wechsel von Schichtsystemen

alternative Schichtmodelle: konkrete PIa-
ne in der Vereinbarung bzw. als Anlage
Konkrete Bedingungen fiir den Wechsel

Mitbestimmung von Betriebsrat und Infor-
mation von Beschiftigten

Informationen Uber betriebliche Entwick-
lungen; paritatisch besetzte Gesprachs-
runden; Unberihrtheit der Mitbestim-
mung durch den Betriebsrat; Informati-
onsverpflichtung der Geschéftsfiihrung/
Vorgesetzten

Information und Beteiligung der Beschaf-
tigten

Umsetzungsprozess

Zeitpunkt und Dauer; ggf. Pilotphase; Ver-
handlungsverpflichtung bei Anderung; An-
kiindigungsfristen

Verantwortlichkeit fir Dienstplane und
Flexibilisierung

Regeln fiir den Konfliktfall

e Stufenmodell fir Konfliktbearbeitung
und -l6sung; paritatische Kommission;
Kompetenzen und Entscheidungs-
durchsetzung der Kommission; Anru-
fung (Einsetzen) einer Einigungsstelle
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3. Mal mehr, mal weniger: Arbeitszeitkonten (Kurzzeitkonten)

In diesem Kapitel erfahren Sie
was Kurzzeitkonten sind,
welche Arten von Kurzzeitkonten es gibt,

welche rechtlichen Bestimmungen gelten
und

welche Moglichkeiten Betriebsrate im
Rahmen des Abschlusses einer Betriebs-
vereinbarung zu Kurzzeitkonten haben.

Was sind Kurzzeitkonten?

Arbeitszeitkonten sind in vielen Betrieben
zugleich Voraussetzung und — vielleicht wich-
tigstes — Regelungselement flexibler Arbeits-
zeitgestaltung. Zeitkonten werden insbeson-
dere gefiihrt, wenn die tatsachlichen Arbeits-
zeiten unregelmaRig sind und an schwanken-
de Anforderungen angepasst werden sollen.

Arbeitszeitkonten stehen also in engem Zu-
sammenhang mit der ungleichmaRigen — tagli-
chen, wochentlichen, monatlichen und/oder
jahrlichen — Verteilung der Regelarbeitszeit.

Sie werden stets mit dem Ziel des Ausgleichs
gefihrt.

Flexible Arbeitszeitgestaltung mittels Zeitkon-
ten setzt voraus, dass die Verglitung und die
geleistete Arbeitszeit voneinander entkoppelt
werden: Wahrend das monatliche Grundent-
gelt in gleichbleibender Hohe gezahlt wird —
wobei variable Entgeltbestandteile und Zu-
schlage flir Schwankungen sorgen kénnen —,
werden Lage und Verteilung der Arbeitszeit
den jeweiligen Erfordernissen angepasst. Dies
macht zwangslaufig eine vorgeschaltete Zeit-
erfassung erforderlich, um die aufgewendeten
Arbeitszeiten bzw. ihre Abweichungen gegen-
Uber der Vertragsarbeitszeit laufend zu doku-
mentieren.

Insofern wird auf schriftlichem und/oder
elektronischem Weg die tatsachlich geleistete
Arbeitszeit (inklusive Urlaub, Krankheit, Uber-
stunden etc.) des Arbeitnehmers nachgehal-
ten und mit der arbeitsvertraglich oder tarif-
vertraglich zu leistenden Arbeitszeit verrech-
net. Hat der Arbeitnehmer mehr gearbeitet als
vertraglich geschuldet, weist das Arbeitszeit-
konto ein Guthaben auf, im anderen Fall ein



Minus. Mit dem Arbeitszeitkonto wird also
dokumentiert, in welchem Umfang der Ar-
beitnehmer Arbeit geleistet hat und deshalb
Verglitung beanspruchen kann bzw. in wel-
chem Umfang er noch Arbeitsleistung fir die
vereinbarte Verglitung erbringen muss. In der
Folgezeit muss ein Minussaldo nachgearbeitet,
ein Plussaldo kann durch Freizeit ausgeglichen
werden (oder es wird unter Umstdanden mo-
netar abgegolten).

Arbeitszeitkonten kdnnen nach der Lange
ihres Ausgleichszeitraums in Kurzzeitkonten
und in Langzeitkonten unterschieden werden.

Langzeitkonten werden lGber mehrere Jahre
hinweg gefiihrt. Sie sind auf ein langerfristiges
Ansparen von geleisteter Arbeitszeit ausge-
richtet. Uber die Regelarbeitszeit hinaus ge-
leistete Arbeitsstunden werden erbracht, aber
nicht sofort vergiitet. Der Gegenwert wird in
einem Zeitwertguthaben gesammelt. Der Ar-
beitnehmer kann so zeitweilig aus dem Er-
werbsleben aussteigen und mit dem Wertgut-
haben die Freistellungsphase finanzieren. Im
Rahmen von Sabbatregelungen soll dies eine
langere voribergehende Freistellung von der
Arbeitstatigkeit von mehreren Wochen bis
Monaten ermoglichen. Solche sogenannten
Sabbaticals dienen zum Beispiel der Weiter-

qualifizierung, langeren Reisen oder sie de-
cken Erziehungszeiten ab.

Ein weitere Variante sind Lebensarbeitszeit-
konten. Hierbei handelt es sich um Langzeit-
konten, auf denen der Arbeitnehmer wahrend
einer langen Zeitspanne des Erwerbslebens
Wertguthaben anspart, um sie fir eine Redu-
zierung der Arbeitszeit oder eine vollstdndige
Freistellung unmittelbar vor Beginn der ge-
setzlichen Altersrente verwenden zu kénnen.
Im Folgenden geht es dagegen um die soge-
nannten Kurzzeitkonten.

Kurzzeitkonten sind in der betrieblichen Praxis
mittlerweile sehr weit verbreitet. Sie haben
das Ziel, Arbeitszeitschwankungen fortlaufend
wieder auf die Regelarbeitszeit zurtickzufiih-
ren, dienen also dem kurzzeitigen, Ublicher-
weise monats- bis jahresweise vorzunehmen-
den Ausgleich der Arbeitszeit. Insofern gestat-
ten sie nur in relativ geringem Umfang ein
Ansammeln von Arbeitszeit.

Kurzzeitkonten kénnen hinsichtlich ihrer Do-
kumentation und ihrer Organisation kategori-
siert werden. So lassen sich Gleitzeit-, Uber-
stunden- und Korridormodelle unterscheiden.
Haufig werden Kurzzeitkonten zudem als Am-
pelkonto gefiihrt.



Durch die Einflihrung von Gleitzeit in den
1960er-Jahren wurde die Zeitsouveranitat der
Beschéftigten erhdht und die Arbeitszeit
konnte besser an die individuellen Bedirfnisse
des Arbeitnehmers angepasst werden. Ein-
schrankend wirkt haufig die parallele Existenz
einer Kernarbeitszeit, in der der Arbeitnehmer
in der Regel anwesend sein muss. Der Abbau
des Zeitkontos kann bei ,,echten” Gleitzeitre-
gelungen durch den Arbeitnehmer weitge-
hend selbstbestimmt erfolgen. Im Rahmen
festgelegter Regeln obliegt die Steuerung des
Gleitzeitkontos also tiberwiegend dem einzel-
nen Beschaftigten.

Bei Mehrarbeits- oder Uberstundenkonten
richtet sich der Aufbau des Zeitkontos nach
dem betrieblichen Arbeitsanfall. Der Abbau
erfolgt in der Regel liber einen Freizeitaus-
gleich, zumeist ebenfalls vorrangig entspre-
chend den betrieblichen Erfordernissen.
Mehrarbeits- und Uberstundenkonten dienen
demnach vor allem den Flexibilisierungsanfor-
derungen des Arbeitgebers. Auch diese Kon-
ten kénnen so organisiert werden, dass sie bei
geringem Arbeitsanfall einen negativen Zeit-
saldo aufweisen, der bei starkerer Auslastung
innerhalb eines bestimmten Ausgleichszeit-
raums durch Nacharbeit ausgeglichen wird.

Die Steuerung des Mehrarbeits- oder Uber-
stundenkontos obliegt also weitgehend dem
Arbeitgeber, wobei dieser allerdings zumeist
ebenfalls (unter Mitbestimmung des Betriebs-
rats) definierte Regeln zu beachten hat.

Beim Korridormodell sind Plus- und Minus-
stunden auf dem Kurzzeitkonto gedeckelt. Ein
Ausgleichszeitraum ist in der Regel ebenfalls
vordefiniert. Ein solcher Arbeitszeitkorridor
lasst sich grundsatzlich sowohl bei arbeitneh-
merorientierten (Gleitzeit)Konten als auch bei
vorrangig am betrieblichen Bedarf ausgerich-
teten Kurzzeitkonten festlegen.

Haufig wird im Zusammenhang mit Konten-
modellen von Jahresarbeitszeit gesprochen.
Diese bezeichnet zumeist jedoch lediglich den
zuldssigen Ausgleichszeitraum. Die Festlegung
eines einjahrigen Ausgleichszeitraums ermog-
licht vielen Betrieben eine langerfristige Pla-
nung bzw. einen Ausgleich unterjahriger sai-
sonaler Auslastungsschwankungen. Dabei wird
unterschieden zwischen starren Ausgleichs-
zeitrdumen mit kalendermaRiger Festlegung
von Beginn und Ende und dynamischen Aus-
gleichszeitraumen, die mit jedem erzielten
Ausgleich auf tariflichem Arbeitszeitniveau
neu beginnen.



Ein haufig genutztes Instrumentarium zur
Steuerung des Kurzzeitkontos ist die Ampelre-
gelung. Hier werden wie bei einer Verkehrs-
ampel im Plus- wie im Minusbereich drei Stu-
fen bzw. Phasen von Zeitguthaben und/oder
Zeitschulden festgelegt. Von diesen Phasen ist
es dann abhangig, wer Uber die Zeit entschei-
den darf:

e In der griinen Phase kann (je nach Konto-
modell) der Arbeitnehmer (oder der Ar-
beitgeber) weitgehend (,,im Rahmen be-
trieblicher Erfordernisse”) frei verfligen.

e Inder gelben Phase miissen zwischen dem
Arbeitnehmer und dem Vorgesetzten
Malnahmen besprochen und vereinbart
werden, wie die Schulden bzw. das Gut-
haben in einer bestimmten Frist und auf
ein bestimmtes Mal wieder abgebaut
werden kénnen.

e In der roten Phase hat haufig der Vorge-
setzte (unter Mitbestimmung des Be-
triebsrats) allein das Recht, liber geeigne-
te MaRnahmen zu verfiigen.

Bei der Definition von Kurzzeitkonten ist die
Unterscheidung zwischen ,transitorischen”
und , definitiven” Uberstunden relevant. Unter
transitorischen Uberstunden versteht man

Mehrarbeitsstunden, deren Ausgleich in Frei-
zeit stattfindet. Dadurch bleibt die Dauer der
Arbeitszeit unberihrt, lediglich die Verteilung
andert sich. Im Gegensatz dazu versteht man
unter definitiven Uberstunden Mehrarbeits-
stunden, die nicht zu einem spéateren Zeit-
punkt durch Freizeit ausgeglichen werden.
Gegebenenfalls werden definitive Uberstun-
den monetar, in tarifgebundenen Betrieben in
der Regel mit Uberstundenzuschligen, abge-
golten.

Definitive Uberstunden bedeuten eine Ar-
beitszeitausweitung. Dies fuhrt zu beschafti-
gungsmindernden Effekten, da die Arbeit auf
weniger Kopfe verteilt wird. Dagegen sind
transitorische Uberstunden beschiftigungs-
neutral.

Werden Uberstunden in Kurzzeitkonten er-
fasst, handelt es sich in der Regel zunachst um
transitorische Uberstunden. Es ist Sache des
Betriebsrats, im Rahmen der geltenden tarif-
vertraglichen Bestimmungen mit dem Arbeit-
geber zu vereinbaren, in welchem AusmaR
und Uber welche Zeitspanne dies der Fall ist.
Aufgrund der im Vorfeld definierten Regeln
kommt es nicht selten dazu, dass in Zeiten
anhaltender Stundenbedarfe (hohe Auslas-
tung und gegebenenfalls zu geringe Personal-



ressourcen) transitorische in definitive Uber-
stunden Gberfuhrt werden.

Kurzzeitkonten — Fiir und Wider

Unabhangig von der konkreten Gestaltung
bringen Kurzzeitkonten aus Arbeitgebersicht
in erster Linie den Vorteil, flexibel auf Auf-
tragsschwankungen und wechselnde Kunden-
anforderungen reagieren zu kdnnen. Sie er-
moglichen die Anpassung der Arbeits- und
Betriebszeiten an den aktuellen Bedarf. Fir
den Arbeitgeber ergibt sich daraus eine hohe-
re Produktivitat durch Vermeidung von un-
produktiven Leerzeiten. Wesentliche Motiva-
tion der Betriebe ist dartiber hinaus die Ver-
meidung bzw. Verringerung zuschlagspflichti-
ger Mehrarbeit: Mit der Einfihrung von Kurz-
zeitkonten gehen bezahlte definitive Uber-
stunden in transitorische Uberstunden {ber.
Fur den Arbeitnehmer bedeutet dies, dass
bisher zuschlagspflichtige Uberstunden (in
bestimmten Grenzen) kiinftig nicht mehr zu-
schlagspflichtig sind und damit zu einem Ein-
kommensverlust fihren. Im Vorfeld der Ein-
flihrung von Kurzzeitkonten muss zwischen
Arbeitgeber und Betriebsrat geklart und fest-
gelegt werden, in welchem Umfang dies der
Fall ist. Der Arbeitgeber kann von Liquiditats-
vorteilen profitieren, da der Aufbau von Uber-

stunden von den Arbeitnehmern ohne direkte
Gegenleistung erbracht wird. Haufig wird das
Stundenkonto erst wesentlich spater wieder
abgebaut. Die Beschéftigten leistet also eine
Art ,Vorfinanzierung” bei gleichbleibendem
Entgelt. Nicht zuletzt kénnen in Zeiten des
wirtschaftlichen Abschwungs bei geringem
Arbeitsanfall Kurzarbeit und betriebsbedingte
Kindigungen durch den Abbau von Zeitgutha-
ben vermieden werden. Der Betrieb behalt
das Know-how der Stammkrafte, im Auf-
schwung fallen keine Such- und Transaktions-
kosten zur Fachkraftegewinnung an.

Als Arbeitgeberrisiken der Nutzung von Kurz-
zeitkonten nennt Hoff (2009) unter anderem
die Notwendigkeit der Bildung von Riickstel-
lungen fir die Zeitkonten, was entsprechend
zu einem Ergebniseffekt in der Unterneh-
mensbilanz flhrt. Darliber hinaus bestehen
unter Umstdnden hdhere Anforderungen an
Flihrungskrafte bei von Arbeitnehmern selbst-
gesteuerten Arbeitszeiten — etwa bei der Ar-
beits- und Arbeitskrafteeinteilung. Im Ubrigen
bestehen nicht immer echte Alternativen zum
Arbeitszeitguthabenaufbau, wie beispielswei-
se die Verlagerung der Arbeit auf schlechter
ausgelastete Kollegen. SchliefRlich bedeutet
die fehlende Regenerationszeit fiir die Be-



schaftigten, die von Mehrstunden betroffen
sind eine zunehmende Verwischung der Gren-
zen zwischen Arbeit und Freizeit, wodurch das
Ziel der hoheren Zeitsouveranitat wieder be-
schnitten wird.

Die erhohten Moglichkeiten zur Beschafti-
gungssicherung sind auch aus Arbeitnehmer-
sicht ein wesentlicher Vorteil. Zudem kénnen
Kurzzeitkonten je nach Ausgestaltung mehr
oder weniger zeitliche Selbstbestimmung fir
die Arbeitnehmer vorsehen. Je nach Souvera-
nitdtsgrad bieten Kurzzeitkonten damit den
Beschaftigten bessere Chancen zur Vereinbar-
keit von Berufs- und Privatleben. Der Hand-
lungsspielraum ist umso groRer, je mehr die
Arbeitnehmer entscheiden kdnnen, wann sie
Plusstunden aufbauen oder der Arbeit fern-
bleiben und Minusstunden ausgleichen.

Die Zeitautonomie ist somit stark von der Aus-
gestaltung des Arbeitszeitmodells abhangig.
Sofern in erster Linie der Arbeitgeber Giber die
Festlegung der flexibel zu leistenden Arbeits-
zeit entscheidet, muss dafiir gesorgt werden,

dass die Beschaftigten nicht vollig in Abhan-
gigkeit vom Arbeitgeber geraten —z. B. ihre
privaten Verpflichtungen mit den Leistungsan-
forderungen des Unternehmens nicht verein-
baren oder Urlaub nur zu unglinstigen Jahres-
zeiten machen kénnen.

Aus zahlreichen arbeitswissenschaftlichen
Studien ist bekannt, dass die (arbeitgeberge-
steuerte) Flexibilisierung der Arbeitszeit Gber
Kontenmodelle insbesondere in Verbindung
mit langen Arbeitseinsatzen (tagliche Dauer,
Arbeitstage in Folge) und unglinstigen Arbeits-
zeiten (Nacht-, Schicht-, Wochenendarbeit) zu
erheblichen, auf lange Sicht gesundheitsge-
fahrdenden Belastungen der Beschaftigten
fihrt. Es obliegt dem Betriebsrat, Regelungen
gemeinsam mit dem Arbeitgeber in einer Be-
triebsvereinbarung niederzulegen, welche den
Gesundheitsschutz der Beschaftigten, ihre
Personlichkeitsentwicklung sowie die Mog-
lichkeiten zur sozialen Teilhabe férdern und
mit den betrieblichen Anforderungen in Ein-
klang bringen.



Arten von Kurzzeitkonten

Arbeitgeberorientiertes Kurzzeitkonto (Ar-
beitszeitkorridor)

Die Festlegung eines Arbeitszeitkorridors mit
entsprechendem Zeitkonto berechtigt den
Arbeitgeber zu einer ungleichmaRigen Vertei-
lung der tariflichen Arbeitszeit innerhalb
bestimmter Ober- und Untergrenzen, wobei
die tarifliche oder vertragliche Arbeitszeit als
Durchschnitt innerhalb eines Ausgleichszeit-
raums erreicht werden muss. Der Arbeitszeit-
korridor dient als Instrument fiir den Arbeit-
geber, um im Rahmen dieser vorgegebenen
Grenzen die Arbeitszeit den betrieblichen
Schwankungen (beispielsweise verursacht
durch saisonale Unterschiede der Auftragsla-
ge) anzupassen. Das Modell gibt dem Arbeit-
geber die weitgehende Entscheidungskompe-
tenz lber reale Arbeitszeit (Beginn, Ende, Um-
fang) und ist damit das Gegenstlick zur Gleit-
zeit: In der Reinform sind keine Gestaltungs-
moglichkeiten flr die Arbeitnehmer vorgese-
hen.

Die einzelnen Tarifvertrage bieten sehr unter-
schiedliche Moglichkeiten beziiglich Schwan-
kungsbreite und Ausgleichszeitraum. Im ex-
tremen Fall wird der Korridor auf bis zu Null
Stunden Mindestarbeit (also in diesem Fall

kein Anspruch des Arbeitnehmers auf Beschaf-
tigung) geoffnet. Manche Tarifvertrage erlau-
ben auch, bis zu einer vorgegebenen Grenze
die regelmalige Arbeitszeit dauerhaft langer
bzw. kiirzer als die tarifliche Arbeitszeit festzu-
legen.

In der betrieblichen Praxis machen sich Unter-
schiede vor allem am Planungszeitraum fest.
Es gibt Betriebe, in denen der Umfang der
taglichen oder wochentlichen Arbeitszeit lang-
fristig geplant und bekannt gegeben wird. Das
andere Extrem besteht darin, dass der Arbeit-
geber recht kurzfristig entscheiden darf, wie
viele Stunden an welchen Tagen gearbeitet
wird. Diese Handhabung dhnelt stark der Ar-
beit auf Abruf. Sie ist fiir die Arbeitnehmer
auch ahnlich belastend.

Durch eine entsprechende Ausgestaltung in
Betriebsvereinbarungen konnen mogliche
negative Auswirkungen abgemildert werden.
Um die Arbeitszeit fiir den einzelnen Beschaf-
tigten zu einem MindestmaR sozialvertraglich
zu gestalten, muss auf ein verstetigtes Entgelt
und Planungssicherheit durch moglichst lange
Ankindigungsfristen geachtet werden. Eine
Moglichkeit fir die dauerhafte Mitbestim-
mung des Betriebsrats besteht darin, sich in
der betrieblichen Vereinbarung eine Beteili-



gung an der Arbeitszeitplanung zu sichern.
Dariber hinaus gibt es eine Reihe von Gestal-
tungsmerkmalen, die die Entscheidungsfrei-
heit des Arbeitgebers einschranken. So gilt: Je
geringer die Schwankungsbreite und je kirzer
der Ausgleichszeitraum, desto weniger kann
die Arbeitszeit variiert werden.

Als Gestaltungsaspekte sollten bedacht wer-
den:

e Welche Mindest- bzw. Hochststundenzah-
len sind fiir die tagliche bzw. wochentliche
Schwankungsbreite festgelegt?

e Wie starr oder dynamisch sind die Lange
und Form des Ausgleichszeitraums defi-
niert? Hierbei ist der geltende Tarifvertrag
zu beachten.

* Wie groB sind die Planungszeitrdume, wie
lange die Ankindigungsfristen fir unter-
schiedlich festgelegte Arbeitszeiten?

e Von welchen Kriterien ist die jeweilige
Arbeitszeitplanung abhéngig (z.B. von der
Auftragslage, von Kundenwiinschen)?

¢ Nach welchen Kriterien erfolgt die Pla-
nung und inwieweit wird die Interessen-
vertretung einbezogen?

¢ Inwieweit kdnnen die Beschaftigten Ein-
spruch gegen die Anordnung der Arbeits-
zeit erheben?

e Welchen personlichen Spielraum, z.B.
Uber Gleitzeitregelungen, haben die Be-
schaftigten?

e Wer kann (ber den Freizeitausgleich ver-
fligen?

Haufig werden die Zeitkonten dabei in Form
von Ampelkonten mit einer griinen, gelben
und roten Phase organisiert. In Verwaltungs-
bereichen umfasst die Griinphase meist im
Plus- wie im Minusbereich maximal eine Voll-
zeit-Wochenarbeitszeit. Bei in Produktionsbe-
reichen haufig vorwiegend oder gar aus-
schliefilich durch den Vorgesetzten gesteuer-
ten Arbeitszeiten ist diese Bandbreite oft gro-
Rer. Sie sollte jedoch auch hier im zweistelli-
gen Stundenbereich bleiben, um ein Ausufern
der Salden zu vermeiden. Gelegentlich werden
die Saldenbandbreiten im Ubrigen auch pro-
portional zur Vertragsarbeitszeit definiert,
sind somit fiir Teilzeitbeschaftigte kleiner als
fir Vollzeitarbeitnehmer. Die Gelbphase liegt
in der Regel in der GréRenordnung einer hal-
ben Vollzeit-Wochenarbeitszeit. Wenn eine
Ricksteuerung nicht erfolgt, tritt der Zeitkon-
tensaldo moglicherweise in die Rotphase ein.
Leider zeigt sich in der Praxis haufig, dass sich
Zeitkonten trotz Ampelregelung oft und lang-
andauernd in der Rotphase bewegen. Der



Betriebsrat hat hier eine besondere Uberwa-
chungspflicht.

Oft sind ,, Uberlaufende” Zeitkonten einer zu
geringen Personalausstattung geschuldet.
Wenn Ampelkonten gefiihrt werden, ist des-
halb zu tberlegen, ob in der betrieblichen
Vereinbarung entsprechende Regelungen zur
Personalanpassung festgeschrieben werden
sollen. Beispielsweise kénnen haufige oder
langere ,,Rotphasen” im positiven Bereich mit
der Verpflichtung zu Neueinstellungen ver-
bunden werden. Auch Gleitzeitkonten werden
zuweilen nach dem Ampelmodell gefiihrt.

Arbeitnehmerorientiertes Kurzzeitkonto (Gleit-
zeitkonto)

Die Gleitzeit gehort zu den altesten Formen
flexibler Arbeitszeit: Der Arbeitnehmer ent-
scheidet innerhalb festgelegter Grenzen
selbst, wann und wie viel er an einem Arbeits-
tag arbeitet. Vor allem im Angestelltenbereich
ist die Gleitzeit weit verbreitet. Die meisten
Beschéftigten wiinschen sich diese Form der
Arbeitszeit. Durch die Selbstbestimmtheit in
der Gleitzeit steigen Zufriedenheit und Ar-
beitsmotivation, so dass auch die Qualitat der
Arbeit steigt.

Gleitzeitmodelle sind unterschiedlich variabel:
Zum Teil gibt es (zumeist dienstplanorganisier-
te) Regelungen mit einer grundsatzlich festen
Arbeitszeitdauer, wobei es dem Arbeitnehmer
gestattet ist, den Anfang des Arbeitstages
innerhalb einer (meist relativ eng gefassten)
Gleitzeitspanne selbst zu bestimmen. Entspre-
chend grokR ist die verbindliche Kernarbeitszeit
mit Anwesenheitspflicht, um die Arbeitsablau-
fe oder die Ansprechbarkeit flir Kunden, Pati-
enten oder andere Abteilungen zu sichern.
Uberwiegend werden jedoch sogenannte
»qualifizierte” Gleitzeitmodelle genutzt, in
welchen die Beschéaftigten auch die Dauer des
taglichen Arbeitseinsatzes unter Bericksichti-
gung der Kernzeit variieren kénnen.

Das mit der Gleitzeit zu fihrende Gleitzeitkon-
to kann ebenfalls einen mehr oder weniger
weit gefassten Rahmen haben. Zum Teil ist
beispielsweise lediglich das Sparen von bis zu
zwei Tagen moglich, die dann als Gleittage
wieder in einem oft auch kurz gefassten Aus-
gleichszeitraum genommen werden mussen.
Zum Teil ist auch eine Urlaubsverlangerung
durch Gleitzeittage nicht gestattet.

Uberwiegend lassen das Zeitkonto und die
Ausgleichsregelungen heutzutage aber einen
weiteren Spielraum zu. Oftmals gibt es auch



eine Kombination von Gleitzeitkonto und zu-
satzlichem Arbeitszeitkonto, auf das gegebe-
nenfalls Stundenkontingente (ibertragen wer-
den kénnen.

Zuweilen wird neben dem eigentlichen Gleit-
zeitkonto in einem Arbeitszeitkonto auch an-
geordnete Mehrarbeit gebucht. Allerdings gibt
es in der betrieblichen Gleitzeitpraxis — mehr
oder weniger als ,Kehrseite der Medaille” fir
gewonnene Spielrdume der Arbeitnehmer —
zwar Ergebnis- und Terminvorgaben, aber
kaum noch angeordnete Mehrarbeit bzw.
Uberstunden. Im Einzelfall problematisch ist
auch, dass die Uberginge von Gleitzeitkonto
und anderen Kurzzeitkonten haufig flieRend
sind.

Zunehmend gibt es Gleitzeitmodelle ohne eine
festgelegte Kernzeit. Je nach betrieblicher
Anforderung wird stattdessen eine , Funkti-
ons-“ oder ,,Servicezeit” definiert, in der ein
bestimmter Prozentsatz der Beschaftigten mit
einer bestimmten Qualifikation anwesend sein
muss. Wer die Ansprechzeit wann abdeckt,
regeln meist die betroffenen Arbeitnehmer
untereinander. Auch die Mischung von Kern-
zeit und Funktionszeit ist in dem einen oder
anderen Betrieb anzutreffen.

Die Zeitsouveranitat der Beschaftigten ist von
der konkreten Ausgestaltung des Gleitzeitmo-
dells abhdngig. Eine enge Rahmenarbeitszeit,
lange Anwesenheitspflichten, enge Grenzen
von Zeitguthaben bzw. Zeitschulden, einge-
schrankte Ausgleichsmoglichkeiten, betriebli-
che Entscheidungskriterien oder Einspruchs-
rechte des Vorgesetzten konnen die Zeitsou-
veranitat erheblich beschneiden. Es ist ratsam,
genau hinzuschauen, inwieweit solche Ein-
schrankungen wirklich notwendig sind.

Im besten Fall ist die Gleitzeit familienfreund-
lich und wirkt Belastungen entgegen, da die
Beschaftigten durch Variation der Lage und
Dauer, manchmal sogar der Verteilung der
Arbeitszeit auBerberufliche Anforderungen
mit dieser abgleichen kdnnen. Kernelemente
der Gestaltung von Gleitzeitmodellen sind:

e Inwelchem Umfang kann Beginn, Ende,
Dauer und Verteilung der Arbeitszeit von
den Beschaftigten bestimmt werden?

e Inwieweit muss eine Kernzeit vereinbart
werden, in der alle Beschaftigten arbeiten
mussen? Inwieweit lassen sich ,,Servicezei-
ten” bestimmen?



e Wer bestimmt dariiber, welche Beschaftig-
ten die Servicezeit abdecken (z.B. die
Gruppe untereinander)?

¢ In welchem Fall und in welchem Zeitraum
missen die Vorgesetzten von der Zeitpla-
nung unterrichtet werden?

e Besteht ein Ablehnungsrecht des Vorge-
setzten? Wenn ja, welchen Ausgleich soll
es geben bei Ablehnung (z.B. Ersatztermin
innerhalb einer bestimmten Frist)?

e Wie soll das Gleitzeitkonto gestaltet sein
(Ansparmaoglichkeiten, Ausgleichszeitrau-
me, Ubertragungsmaoglichkeiten)?

¢ Wie wird Mehrarbeit definiert (,,angeord-
nete” und/oder ,geduldete” Arbeitszeit
auRerhalb des Gleitzeitrahmens, Uber-
schreitung des moglichen Zeitguthabens
am Ende des Ausgleichszeitraums)?

Vertrauensarbeitszeit (Vertrauensgleitzeit)

Vertrauensarbeitszeit wird haufig als logische
Fortentwicklung der Gleitzeitmodelle betrach-
tet. Denn sie stellt nicht die Anwesenheit am
Arbeitsplatz, sondern die Leistung — unabhan-
gig von der dafiir bendtigten Zeit —in den
Vordergrund. Vertrauensgleitzeit ist eine Ar-
beitszeitform, bei der grundsatzlich keine Kon-

trolle der geleisteten Arbeitszeit erfolgen soll.
Allerdings wird in der betrieblichen Praxis
zwar auf eine systematische elektronische
Aufzeichnung, in aller Regel aber nicht voll-
standig auf die Kontrolle der Arbeitszeit ver-
zichtet. Diese erfolgt zumeist als Selbstauf-
schreibung und Weitergabe an den Vorgesetz-
ten bzw. an die Personalabteilung, um zumin-
dest die im Arbeitszeitgesetz geforderte Do-
kumentation der Uberschreitung der werktig-
lichen Hochstarbeitszeit zu leisten. Dennoch:
Ein zentrales Merkmal der Vertrauensarbeits-
zeit ist der weitgehende Verzicht auf die Kon-
trolle der Arbeitszeiteinhaltung. Nicht die An-
wesenheit, sondern das Ergebnis zahlt.

Dieser Verzicht auf direkte Kontrolle fligt sich
in aktuelle Managementkonzepte ein, welche
auf ,Kundenorientierung”, ,Kompetenzverla-
gerung nach unten” und die ,,Selbstorganisati-
on der Beschaftigten” abstellen. Meist ist Ver-
trauensarbeitszeit in Personalfiihrungskonzep-
te eingebaut, die stark auf Zielvereinbarungen
setzen.

Fiir die Arbeitnehmer ist Vertrauensarbeitszeit
mit einem Versprechen verbunden: lhnen
bietet sich mehr als in allen anderen Arbeits-
zeitformen die Moglichkeit, berufliche und
private Interessen in Einklang zu bringen und



damit mehr Lebensqualitat zu gewinnen. Inso-
fern scheint ,Vertrauensgleitzeit” fiir viele
Arbeitnehmer zunachst durchaus attraktiv zu
sein, wissen sie doch tatsachlich in vielen Fal-
len selbst am besten, wann und wie die Arbeit
unter qualitativen, quantitativen und
wirtschaftlichen Aspekten optimal zu erbrin-
gen ist.

Fiir den Betriebsrat stellt sich jedoch die Fra-
ge, wie der notwendige Schutz gegen Uber-
forderung, auch gegen scheinbar freiwillige
Selbstiiberforderung, gewahrleistet werden
kann. Wenn auf einen Arbeitszeitnachweis
verzichtet wird, entfallt auch die Moglichkeit,
die erbrachte Arbeitszeit zur Rechtfertigung
nachzuweisen. Wie kann der Betriebsrat
Uberwachen, dass die Beschaftigten nicht
dauerhaft, z. B. durch hohe Leistungsanforde-
rungen (Zielvereinbarungen, Zielvorgaben)
gezwungen werden, weit iber die tariflich
vereinbarte und bezahlte Arbeitszeit hinaus zu
arbeiten? Welche Mdglichkeiten stehen den
Beschaftigten selbst zur Verfligung, die Erbrin-
gung der vertraglich geschuldeten Leistung
nachzuweisen, iberméaRige Leistungsanforde-
rungen zurlickzuweisen und eine Konkurrenz
untereinander um Aufstieg oder Arbeitsplatz-
sicherheit durch wechselseitiges Uberbieten
mit unbezahlter Mehrarbeit zu verhindern?

Insofern wird die Vertrauensarbeitszeit sehr
kontrovers diskutiert. Bei Gewerkschaften und
Betriebsraten liberwiegt eindeutig eine ableh-
nende Haltung. Sie beflirchten eine weitere
Intensivierung von Arbeit und de facto die
unkontrollierbare Verlangerung von Arbeits-
zeiten ohne zeitlichen oder finanziellen Aus-
gleich. Darlber hinaus sehen sie eine Schwa-
chung der betrieblichen Mitbestimmung. Nach
Einflhrung der Vertrauensarbeitszeit hat der
Betriebsrat kaum noch Regulierungs- und Ein-
flussmoglichkeiten. Uberlastungssituationen
sind fur ihn nur schwer zu erkennen.

So halten mittlerweile die meisten Gewerk-
schaften die Erfassung und Dokumentation
der tatsachlich geleisteten Arbeitszeit fir un-
verzichtbar. Denn die elektronische Erfassung
der Arbeitszeit war und ist auch ein Schutz fur
die Beschaftigten.

Zwar unterstreicht ein Urteil des Bundesar-
beitsgerichts vom Mai 2003 den umfassenden
Anspruch des Betriebsrats auf Auskunft in
arbeitszeitrechtlichen Angelegenheiten. Dies
starkt den Betriebsrat, auch bei Vertrauensar-
beitszeit auf Transparenz des Arbeitszeitver-
haltens der Beschéftigten zu dringen. Aller-
dings muss er eine solche Schutzfunktion auch
wahrnehmen.



Urteil des Bundesarbeitsgerichtes zur
Auskunft tiber Vertrauensarbeitszeit

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Betriebs-
rat iber die tatsdchliche Arbeitszeit im Betrieb
zu informieren.

Der Fall: Nach dem einschldgigen Tarifvertrag
betrdgt die Wochenarbeitszeit — zumindest im
Jahresdurchschnitt — 37,5 Stunden. Der Arbeit-
geber hat mit Arbeitnehmern so genannte AT-
Vertréige abgeschlossen. Danach richtet sich
die Dauer der regelmdfigen wéchentlichen
Arbeitszeit zwar nach dem Tarifvertrag; die
Arbeitnehmer verpflichten sich aber, im Be-
darfsfall Uberstunden zu leisten. Eine maschi-
nelle Zeiterfassung findet nicht statt. Der Be-
triebsrat hat beziiglich der "AT-Mitarbeiter"
verlangt, monatlich tiber Beginn und Ende der
tdglichen Arbeitszeit sowie Uber- und Unter-
schreitungen der regelmdfSigen wéchentlichen
Arbeitszeit informiert zu werden. Der Arbeit-
geber hat dies abgelehnt. Er verfiige wegen
des bewussten Verzichts auf eine Kontrolle der
Arbeitszeit der AT-Mitarbeiter (Vertrauensar-
beitszeit) weder (iber die gewiinschten Infor-
mationen noch liber die entsprechenden Un-

terlagen. Der Antrag des Betriebsrats hatte
Erfolg.

Das Bundesarbeitsgericht: Der Betriebsrat hat
Anspruch auf Erteilung aller Auskiinfte, die er
zur Durchfiihrung seiner gesetzlichen Aufga-
ben benétigt. Zu diesen Aufgaben zéhlt nach
dem Betriebsverfassungsgesetz die Uberwa-
chung der Durchfiihrung von Gesetzen und
Tarifvertréigen zu Gunsten der Arbeitnehmer.
Der Betriebsrat hat deshalb zu liberpriifen, ob
die im Arbeitszeitgesetz vorgeschriebene Min-
destruhezeit von elf Stunden und die tarifliche
Arbeitszeit eingehalten werden. Die dafiir er-
forderlichen und in seinem Betrieb anfallenden
Informationen hat sich der Arbeitgeber in ge-
eigneter Weise zu beschaffen. Er kann sich der
gesetzlichen Kontrollpflicht und dem daraus
resultierenden Auskunftsanspruch des Be-
triebsrats nicht dadurch entziehen, dass er von
der tatsdichlichen Arbeitszeit seiner Beschdiftig-
ten kenne Kenntnis nimmt.

(Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 6. Mai
2003 -1 ABR 13/02)

Quelle:
http://www.einblick.dgb.de/archiv/0310/%20
ur031006.htm
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Denn in der Tat sind die Erfahrungen vieler
Arbeitnehmer erniichternd. Von neuer Frei-
heit ist oft wenig zu erkennen. Vertrauensar-
beitszeit bedeutet keineswegs, dass Unter-
nehmen ihren Beschaftigten vertrauen. Die
Kontrolle durch die Zeituhr wird ersetzt durch
ehrgeizige Zielvorgaben und eine strikte Leis-
tungskontrolle. Jeder Beschaftigte weil® oder
kann sich vorstellen, was passiert, wenn die
Erwartungen nicht erfillt werden. Outsour-
cing, Personalabbau oder ein Karriereknick
konnten die Folge sein. Durch hohe Vorgaben,
gestresste Kollegen und nicht zuletzt durch
Uberhohte Erwartungen an sich selbst sind
Beschéftigte einem starken Druck ausgesetzt.

Laut Modell sollen Zeiten der Mehrarbeit
durch Zeiten der relativen Ruhe ausgeglichen
werden. In der Praxis allerdings bringt ein
schnelles und erfolgreiches Arbeiten den Be-
schaftigten oft keinen Zuwachs an Freizeit.
Diejenigen, die ihre Aufgaben rasch bearbei-
ten, werden haufig mit mehr Arbeit ,belohnt”.
Die wenigsten trauen sich, ihrem Vorgesetzten
zu sagen: Ich habe genug gearbeitet, oder: Ich
kann nicht mehr.

Tatsachlich kann Vertrauensarbeitszeit allen-
falls gelingen, wenn ihre Einflihrung nicht al-
lein aus der Abschaffung der Zeiterfassung

besteht. Voraussetzung fiir den Erfolg sind
eine offene und dialogorientierte Unterneh-
menskultur, die Fahigkeit zum Selbstmanage-
ment bei den Beschaftigten und eine gute
mitarbeiterorientierte Flihrungskompetenz
bei den Vorgesetzten.

Vor allem die Aufgabe der Fihrungskrafte ist
anspruchsvoll:

e Sie miissen eher Coach und Forderer als
Anweisungsgeber oder Kontrolleur sein.

e Sie missen dafiir Sorge tragen, dass kein
Missverhaltnis zwischen Aufgabenumfang
und vertraglichem Arbeitszeitbudget ent-
steht.

e Sie missen rechtzeitig Entlastungsmal-
nahmen ergreifen.

e Von entscheidender Bedeutung ist die
Vereinbarung von realistischen Zielen zwi-
schen den Beschaftigten und den Vorge-
setzten.

Dass auch die Flihrungskrafte immer mehr
,von oben“ unter Druck gesetzt werden, ist
dem ebenso wenig férderlich wie der Um-
stand, dass die Kompetenz der meisten Vorge-
setzten eindeutig in ihrer Fachkenntnis und
kaum im Bereich der Personalfiihrung liegt.
Insgesamt zeigt die Praxis, dass die Vorausset-



zungen flr eine mogliche Vertrauensarbeits-
zeit in kaum einem Betrieb in ausreichendem
Male gegeben sind.

Grundsatzlich ist zu bedenken, dass die Ver-
trauensgleitzeit schlussendlich zur ergebnis-
orientierten Arbeitszeit fihrt. Damit sind
Kernelemente des Arbeitsverhaltnisses wie die
Abhangigkeit, das Direktionsrecht, die Risi-
koverteilung und die Ergebnisverteilung be-
rihrt. Zeit und Geld, also Arbeitszeit und Ar-
beitsentgelt und ihre Beziehung zueinander,
bestimmen das Arbeitsverhaltnis. Sie werden
Ublicherweise im Zusammenhang tariflich
vereinbart. Wenn das Verhaltnis von Arbeits-
zeit zu Entgelt auf eine ,Vertrauensbasis“ ge-
stellt wird und sich an Arbeitsergebnissen
orientiert, dann stellen sich die Fragen der
Ausgestaltung und des Interessenausgleichs
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinte-
ressen vollig neu.

Rechtliche Bestimmungen zur
Gestaltung von Kurzzeitkonten

In Deutschland gibt es keine gesetzlichen Re-
gelungen, die sich speziell mit dem Thema
Kurzzeitkonto beschéftigen. Bei der Gestal-
tung und Umsetzung von Arbeitszeitkonten
miussen die Regelungen des Arbeitszeitgeset-
zes und anderer Schutzgesetze eingehalten
werden. Danach darf generell die werktagliche
Arbeitszeit der Arbeitnehmer (Montag bis
Samstag) acht Stunden nicht Gberschreiten.
GemalR & 3 Satz 2 ArbZG kann sie allerdings
auf bis zu zehn Stunden verlangert werden,
wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten
oder 24 Wochen im Durchschnitt acht Stun-
den werktaglich nicht tiberschritten werden.
Weitere Flexibilisierungen sind nach § 7 ArbZG
moglich. So kann ein Tarifvertrag bzw. eine
darauf beruhende Betriebsvereinbarung eine
Verlangerung der werktaglichen Arbeitszeit
auf mehr als zehn Stunden vorsehen, wenn in
die Arbeitszeit regelmaRig und in erheblichem
Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereit-
schaftsdienst anfallt. Auch der Ausgleichszeit-
raum des § 3 Satz 2 ArbZG lasst sich auf dieser
Basis verlangern. Aber selbst die Vereinbarung
von Jahresarbeitszeitkonten rechtfertigt es



danach nicht, dass ein Arbeitnehmer durch-
schnittlich mehr als acht Stunden arbeitet.

Ebenfalls zu beachten ist, dass gemall § 5 Ab-
satz 1 ArbZG nach Beendigung der taglichen
Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit
von mindestens elf Stunden einzuhalten ist.
Nur in bestimmten Branchen bzw. in Ausnah-
mefallen kann diese aufgrund eines Tarifver-
trages und in Verbindung mit diesem aufgrund
einer Betriebsvereinbarung auf bis zu neun
Stunden reduziert werden.

Dartber hinaus ist einzuhalten, dass Arbeit-
nehmer langer als sechs Stunden hintereinan-
der nicht ohne Ruhepause beschaftigt werden
dirfen. Gemal & 4 ArbZG ist die Arbeit durch
im Voraus feststehende Ruhepausen von min-
destens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von
mehr als sechs bis zu neun Stunden und 45
Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als
neun Stunden insgesamt zu unterbrechen.

Die Einfihrung von Arbeitszeitkonten bedarf
stets der Mitbestimmung, im Regelfall sollte
eine Betriebsvereinbarung abgeschlossen
werden. Welche Mitbestimmungsrechte der
Betriebsrat bei der Einfiihrung und Ausgestal-
tung von Kurzzeitkonten hat, hangt vom kon-

kreten Modell ab und muss einzelfallbezogen
geprift werden.

Haufig wird wegen der mit der Nutzung von
Arbeitszeitkonten verbundenen Einfihrung
einer Arbeitszeiterfassung § 87 Abs. 1 Nr. 1
BetrVG zur Anwendung kommen (Fragen der
Ordnung des Betriebes und des Verhaltens der
Arbeitnehmer). Dies gilt jedenfalls dann, wenn
den Arbeitnehmern die Zeiterfassung als Ver-
pflichtung auferlegt werden soll.

Erfolgt die Erfassung mit Hilfe eines elektroni-
schen Systems, ist zudem § 87 Abs. 1 Nr. 6
BetrVG relevant (Einfihrung und Anwendung
von technischen Einrichtungen, die dazu be-
stimmt sind, das Verhalten oder die Leistung
der Arbeitnehmer zu Gberwachen).

Nach & 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG hat der Be-
triebsrat bei der Festlegung von Beginn und
Ende der taglichen Arbeitszeit einschlieBlich
der Pausen sowie der Verteilung der Arbeits-
zeit auf die einzelnen Wochentage mitzube-
stimmen. Dies gilt auch und gerade bei der
Einflhrung und Ausgestaltung variabler Ar-
beitszeitmodelle. Wird durch eine solche Re-
gelung die betriebsibliche Arbeitszeit vo-
ribergehend verkiirzt oder verlangert, ist der



Betriebsrat auch nach § 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG
zu beteiligen.

Auch die Einfiihrung und Ausgestaltung der
gleitenden Arbeitszeit unterliegt der Mitbe-
stimmung nach § 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3 Be-
trVG. Mitbestimmungspflichtig ist nicht nur
die Frage, ob ein solches Modell eingefiihrt
wird, sondern das Mitbestimmungsrecht er-
streckt sich auch auf die Modalitdten der Ein-
fliihrung. Zu regeln ist demnach, wie der Zeit-
raum bemessen ist, innerhalb dessen Zeitrick-
stdnde oder Zeitguthaben ausgeglichen wer-
den missen, die Festlegung einer Hochstgren-
ze fiur Gleitzeitguthaben und Gleitzeitsalden,
die Gleitspannen, die Kernarbeitszeit, die Fra-
ge wie der Ausgleich zu erfolgen hat und ob,
wann sowie unter welchen Voraussetzungen
Gleitzeitguthaben bzw. Minusstunden auszu-
zahlen sind oder verfallen kénnen.

SchlieBlich unterliegt die Einrichtung eines
Arbeitszeitkontos im Rahmen der Umsetzung
des flexiblen Arbeitszeitsystems auch der Mit-
bestimmung nach § 87 Abs. 1 Nr. 4 BetrVG, da
der Zeitpunkt der Entgeltzahlung verschoben
wird.

Bei der Ausiibung der Mitbestimmungsrechte
nach § 87 BetrVG ist der Eingangssatz des § 87

Abs. 1 BetrVG zu beachten. Demnach entfallt
das Mitbestimmungsrecht, wenn ein mitbe-
stimmungspflichtiger Tatbestand eine ab-
schlieBende tarifliche Regelung erfahren hat,
welche fir eine Erganzung keinen Raum lasst.
Sind also beispielsweise tarifvertraglich feste
Arbeitszeitregelungen vorgeschrieben und
fehlt eine Offnungsklausel — was heutzutage
kaum noch der Fall ist —, ware Arbeitgeber
und Betriebsrat die Einfihrung eines Arbeits-
zeitkontos verwehrt.

Anders als bei § 77 Abs. 3 BetrVG schlief3t
allerdings die bloRe Tarifliblichkeit die er-
zwingbare Mitbestimmung nach § 87 Abs. 1
BetrVG nicht aus. Das erzwingbare Mitbe-
stimmungsrecht des § 87 Abs. 1 BetrVG ent-
fallt vielmehr bei einer zwingenden tariflichen
Regelung nur, wenn der betreffende Tarifver-
trag auch fiir den Betrieb gilt, das heil3t der
Tarifvertrag allgemeinverbindlich ist oder der
Arbeitgeber tarifgebunden ist.

In jedem Falle sind die zwingenden Vorgaben
des Tarifvertrages bei der Gestaltung einer
Betriebsvereinbarung zu beachten. Tarifliche
Regelungen zu flexiblen Arbeitszeitsystemen
geben dabei haufig einen Rahmen vor, indem
sie die durchschnittliche Arbeitszeit und die
maximale Bandbreite des Arbeitszeitkontos



sowie die Grenzen fir Ausgleichszeitraume
festlegen.

Gestaltungsempfehlungen

Mit der EinfUhrung von Arbeitszeitkonten
werden von Arbeitgeber und Betriebsrat hau-
fig recht unterschiedliche Ziele verfolgt: Kos-
tensenkung und Anpassung an Auslastungs-
schwankungen, Beschaftigungssicherung und
personliche Arbeitszeitsouveranitat sind nur
die wichtigsten.

Kostensenkung und die Anpassung an Auslas-
tungsschwankungen lassen sich jedoch nicht
allein durch Kontrolle und Ausiibung des Di-
rektionsrechts umsetzen. Erforderlich ist im-
mer auch die Motivation der Arbeitnehmer,
die Arbeit entsprechend dem Arbeitsanfall
selbst zu steuern.

Bei der Festlegung eines konkreten Konten-
modells wird es grundsatzlich Ziel des Be-
triebsrats sein,

e eine versteckte Arbeitszeitverlangerung zu
verhindern,

e unglinstige Arbeitszeiten nach Moglichkeit
zu vermeiden oder zumindest zu minimie-
ren und

e seine Mitbestimmungsrechte zu erhalten,
um in Konflikten oder bei starken Belas-
tungen der Beschaftigten eingreifen zu
kdénnen.

Eine Regelung, ob das Zeitkonto Plus und Mi-
nus erlauben soll oder nur Guthabenstunden
zuldsst, ist unabdingbar. Grenzen fiir die je-
weiligen Salden und ein Ausgleichszeitraum, in
dem die Durchschnittsarbeitszeit erreicht
werden soll, sind (im Rahmen der tarifvertrag-
lichen Grenzen) festzulegen.

Ampelkonten sind aus Arbeitnehmersicht zu
empfehlen, da sie durch ihre Abstufungen
eine gute Orientierung bieten. Dariber hinaus
kann der Betriebsrat gegebenenfalls seine
Mitbestimmungsmoglichkeiten auf Entschei-
dungen zur Personalanpassung ausdehnen.

Laut Weidinger (2006) sollten Zeitkonten mog-
lichst durchlaufen. Aus seiner Sicht ist ein
Zeitkontenabschluss zum Monats-, Quartals-
oder Jahresende problematisch: Vor einem
Stichtag bzw. einer dann eintretenden Auszah-
lung der Gberschiefenden Stunden sei eher
mit einem Verzicht auf Freizeitausgleich zu
rechnen. Eine bessere Moglichkeit, Zeitkonto
und Ausgleichszeitraum zu verkniipfen (wenn
z.B. ein Tarifvertrag dies zwingend erfordert),



besteht laut Weidinger darin, den Ausgleichs-
zeitraum zu individualisieren: Der individuelle
Zeitkontensaldo muss dann beispielsweise
immer spatestens nach zwolf Monaten wieder
die Nulllinie beriihren. Zu beachten ist aller-
dings, ob der geltende Tarifvertrag dies zu-
[asst.

Ebenfalls sollten Zeitkonten nahe Null gehal-
ten werden. Um der Flexibilitat, aber nicht
einem verdeckten Arbeitszeitkapazitatsauf-
baus zu dienen, sollten die Zeitkontensalden
in einer — moglichst kurzfristig — rickfihrbaren
GroBenordnung bleiben missen.

SchlieBlich sollten Zeitkonten — so Weidinger —
grundsatzlich keinen Geld-Ausgleich ermogli-
chen. Denn dies wére, wie schon im Zusam-
menhang mit der Stichtags-Thematik erwahnt,
ein grolRer Anreiz, Arbeitszeit zu verausgaben
statt sie wirtschaftlich einzusetzen. Auch und
erst recht gilt dies aus arbeitswissenschaftli-
cher Sicht: Belastungen aufgrund verlangerter
Arbeitszeiten sollten grundsatzlich ausgegli-
chen und nicht abgegolten werden.

Zum Teil werden in Betriebsvereinbarungen
Kappungsgrenzen festgelegt, bei denen am
Ende eines Ausgleichszeitraums oder bei Aus-
scheiden aus dem Arbeitsverhaltnis Zeitgut-

haben ersatzlos geldscht werden. Tatsachlich
geleistete Arbeitszeit wird also ohne Gegen-
leistung gestrichen. Einer solchen Regelung
darf der Betriebsrat nicht zustimmen. Denn
durch eine Betriebsvereinbarung diirfen sol-
che Anspriiche der Arbeitnehmer nicht be-
schnitten werden.

Sofern der Arbeitnehmer (iber das Arbeitszeit-
konto weitgehend selbst verfligen kann, mus-
sen Ankiindigungsfristen, Grenzen und ein
Bewilligungsverfahren geregelt werden. Ein
haufig nicht zu verhinderndes Vetorecht des
Arbeitgebers sollte an moglichst enge Voraus-
setzungen geknipft werden. SchlieBlich ist zu
regeln, wie Zeitguthaben und -schulden am
Ende des Arbeitsverhaltnisses (z.B. durch Kiin-
digung) behandelt werden. Falls der fristge-
rechte Ausgleich nicht moglich ist, sollte hier
grundsatzlich die Auszahlung des Arbeitszeit-
kontos vorgesehen werden.

Zu regeln ist auch, wie bei dem Tod des Ar-
beitnehmers zu verfahren ist. Hier sollte die
Vererbbarkeit des Anspruchs geregelt werden.

Dariber hinaus sollte vereinbart werden, dass
bei nachgewiesener Arbeitsunfihigkeit in der
Freistellungsphase (wahrend der Inanspruch-



nahme von Zeitguthaben) eine Minderung des
Zeitguthabens nicht eintritt.

Die Zeiterfassung kann manuell oder maschi-
nell erfolgen, wobei sich das Mitbestimmungs-
recht auf technische Einrichtungen bezieht.
Die Bewertung der elektronischen Zeiterfas-
sung hat sich aus Arbeitnehmersicht gedndert:
Was friher vor allem als Kontrollinstrument
der Arbeitgeberseite kritisch gesehen wurde,
dient heute haufig als Schutzinstrument vor
Uberhohten Forderungen. Fallt die Entschei-
dung zugunsten der elektronischen Zeiterfas-
sung, sind eine Reihe Fragen zum Datenschutz
zu klaren. Es ist empfehlenswert, die Zeit mi-
nutengenau zu erfassen. Die gerundete Erfas-
sung zu Ungunsten der Arbeitnehmer wirkt
stark demotivierend.

Im Hinblick auf die Mitbestimmung ist zu be-
denken: Durch die Vereinbarung einer tagli-

chen Rahmenarbeitszeit erfolgt eine Vereinfa-
chung des Mitbestimmungsverfahrens. Inner-
halb der festgelegten Rahmenzeit findet keine
Mitbestimmung mehr statt. Erst bei Uber-
schreitungen kommt der Betriebsrat wieder
ins Spiel.

Wenn zudem in einer Betriebsvereinbarung
definiert wird, was im Falle der Uberschrei-
tung geschehen soll, dann ist die Mitbestim-
mung weitestgehend im Voraus ausgeubt.
Auch durch die Vereinbarung von Schwan-
kungsbreiten der Regelarbeitszeit oder von
Korridoren verzichtet der Betriebsrat im Fol-
genden bis zur Erreichung definierter Salden
auf seine Mitbestimmung. Diese kann dann
kaum noch zur Korrektur eingesetzt werden,
solange der Arbeitgeber sich an die vereinbar-
ten Spielregeln hilt.



Gestaltungsraster:
Betriebsvereinbarung , Kurzzeitkonto”

Die nachfolgenden Gestaltungsraster beinhal-
ten Stichpunkte zu zentralen Regelungsberei-
chen flr Betriebsvereinbarungen zu Kurzzeit-
konten. Sie orientieren sich an Empfehlungen
der Hans-Bockler-Stiftung. Dabei werden Ge-
sichtspunkte aufgefiihrt, die bei der Regelung
und Organisation von Kurzzeitkonten bertick-
sichtigt werden sollten. Es handelt sich um
einen Gesamtkatalog von Vorschlagen, die
betrieblich angepasst und konkret mit Inhalt
gefillt werden missen. Weiterfiihrende In-
formationen und Gestaltungshilfen bietet das
»Archiv betriebliche Vereinbarungen” der
Hans-Bockler-Stiftung. Es ist im Internet zu
finden unter:
www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Gestaltungsraster: Kurzzeitkon-
to/Arbeitszeitkorridor

e Prdaambel (Zielsetzung und Absicht der
Betriebsparteien)

e Geltungsbereich (raumlich, personlich: AT-
Angestellte, Teilzeitbeschéftigte, einzel-
vertragliche Regelungen

Verfligungsgewalt Uber die Arbeitszeit
(Entscheidungskompetenz fir Arbeitgeber
und/oder seine Fihrungskrafte)
Mitbestimmung (Mitbestimmung im Ein-
zelfall, Einhaltung von Fristen, zusatzliche
Verglitung, Kontingente, vorab festgelegte
Abweichungsmodelle, Freiwilligkeitsvor-
behalt/Einverstandnis der Arbeitnehmer,
Abhangigkeit von betrieblichen Belangen)
Dauer und Verteilung der Arbeitszeit (Ver-
teilung der Arbeitszeit, Dauer der tagli-
chen Arbeitszeit, Dauer der wochentlichen
Arbeitszeit)

Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen
(besondere Personengruppen, Héchstar-
beitszeit, Sonn- und Feiertagsarbeit, Pau-
se)

Flihren und Steuern von Arbeitszeitkonten
(Zeitguthaben/Zeitdefizite: Ober-
/Untergrenzen, Steuerungsinstrumente,
Ampelkonto: Grenzen der Stufen, monat-
liche Kontrolle und Information zum Kon-
to, Umgang mit Grenzverletzungen, vor-
zeitige Beendigung des Arbeitsverhaltnis-
ses)

Ausgleichszeitraume (Stichtagsregelung,
individualisierter Ausgleichszeitraum, Um-
gang mit Stérungen beim Zeitausgleich:
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Ubertragbarkeit von Plusstunden und Ver-
fall bei Minusstunden, Auszahlungen)
Absprache zwischen Vorgesetzten und
Arbeitnehmern beim Steuern der Konten
(Organisation der gemeinsamen Abstim-
mung, Zeitausgleich: Festlegung durch Ar-
beitgeber, Arbeitnehmer, Ankiindigungs-
fristen, Wahlrecht zwischen Freizeit oder
Verglitung, Zeitausgleich: Verfahrensrege-
lungen/Erhalt der Mitbestimmung, Frei-
stellung: Reihenfolge, Freizeitausgleich:
Widerruf)

Zeiterfassung (Art, Umfang, Missbrauch)
Weitere Regelungen (Referenzarbeitszeit,
untertagige Abwesenheiten, Krankheit im
Zeitausgleich, Vergitung/Freistellung,
Mitbestimmung bei Mehrarbeit, individu-
elle Verpflichtung, Insolvenzversicherung,
Kompensation)

Informations- und Mitbestimmungsrechte
(Informations- und Mitgestaltungsrechte
des Betriebsrat, Informations- und Mitge-
staltungsrechte der Beschaftigten, Aus-
schluss der Mitbestimmung, Konfliktlo-
sung)

Gestaltungsraster: Kurzzeitkonto/Gleitzeit

Ausmal} der flexiblen Arbeitszeit (Maxi-
mum/Minimum der Arbeitszeit pro Tag,
pro Woche, maximales Arbeitszeitgutha-
ben/maximale Arbeitszeitschuld absolut,
zum Ende des Ausgleichszeitraums res-
pektive zur Ubertragung in den folgenden
Ausgleichszeitraum oder in ein Langzeit-
konto, Einbeziehung oder Ausschluss von
Samstag/Sonntag, Definition und Umfang
von Rahmen-, Gleit-, Kern-, Service-
/Funktionszeit)

Ausgleichsmoglichkeiten (GréRe und Form
des Ausgleichszeitraums: Zeitpunkt, Zeit-
raum, dynamisch, rollierend, Formen und
Umfang des Freizeitausgleichs: nur stun-
denweise innerhalb Gleitphase, gan-
ze/halbeTage, mehrere Tage, Verbindung
mit Urlaub ...)

Entscheidungsverfahren fiir Festlegung
der konkreten Arbeits- und Freizeit (Ent-
scheidungskompetenz beim einzelnen Be-
schaftigten, Abstimmungserfordernis mit
Kollegen, Arbeitsgruppe, Vorgesetzten,
Sofortentscheidung, Ankiindigungsfristen
Uber Arbeits- oder Freizeit, Verfahren fir
ein zeitlich befristetes, individuelles oder
auf Bereiche bezogenes Herausnehmen



aus der Gleitzeit, Verfahren bei Verweige-
rung des Freizeitausgleichs durch den Be-
trieb, Verfahren bei Uberschreitung des
maximalen Arbeitszeitguthabens bzw. der
maximalen Arbeitszeitschuld: Stufenver-
fahren als ,,Ampel“, zweite Chance des
Ausgleichs, Vereinbarung konkreter Mal-
nahmen, Kappung, Vergutung/ Entgeltab-
zug, Umgang und Verfahren mit Arbeits-
zeitguthaben und Arbeitszeitschuld bei
Beendigung des Arbeitsverhaltnisses, Ver-
fahren bei Unmoglichkeit des Zeitaus-
gleichs)

Entscheidungskriterien fir Festlegung der
konkreten Arbeits- und Freizeit (Kriterien
zur Festlegung der konkreten Arbeits-
zeit/Freizeit: personliche oder betriebliche
Erfordernisse und Bediirfnisse, Kundenan-
forderungen, Lieferfristen, Kriterien fir
Ablehnung des Freizeitausgleichs durch
den Betrieb, Kriterien fir zeitlich befriste-
tes, individuelles oder auf Bereiche bezo-
genes Herausnehmen aus Gleitzeit, Ab-
grenzung der Gleitzeit von Mehrarbeit)
Anrechnung von Arbeitszeit (Anrechnung
von Arbeitszeit bei Fehlzeiten, Fortbil-
dung, Dienstreisen, Anrechnung bei Be-
ginn oder Ende der Fehlzeit innerhalb der

Kernzeit oder Arbeitszeit, Arbeitsbeginn
und -ende aullerhalb des Betriebes, Fest-
legung, wann und in welchem Umfang bei
Gleitzeit bezahlt freigestellt wird flir Arzt-
oder Behérdenbesuche, Anrechnung von
Arbeitsunfahigkeit bei geplantem Freizeit-
ausgleich)

Rahmen der Arbeitszeitregelung (Verweis
auf gesetzliche und tarifliche Rahmenbe-
dingungen, Kombination der Gleitzeit mit
anderen Arbeitszeitformen, z.B. Uber-
stunden/Mehrarbeit, Blockfreizeit, Fiihren
mehrerer paralleler Arbeitszeitkonten, Ar-
beitszeitkorridor, Folgen eines Miss-
brauchs der Gleitzeit, Gewahrleistung ei-
nes gleichbleibenden Entgelts, Absiche-
rung eines Arbeitszeitguthabens, insbe-
sondere eines groRen Guthabens, gegen
Insolvenzfolgen, Verzinsung eines Arbeits-
zeitguthabens)

Rechte des Betriebsrats (Information liber
Gleitzeitkontenstande, Beratungsrecht
Uber MaBBnahmen zur Reduzierung hoher
Arbeitszeitguthaben, Konfliktregelung, pa-
ritatische Kommission)



Arbeitszeiterfassung und Auswertung
(Erfassungsverfahren: elektronisch,
Selbstaufschreibung, Datenschutz im Zu-
sammenhang EDV-gestitzter Arbeits-
zeiterfassung, Datensicherheit, Zugriffs-

rechte auf Arbeitszeitdaten, manuelle Kor-
rekturen der EDV-gestiitzten Arbeits-
zeiterfassung, Auswertung der Arbeits-
zeiterfassung, Ausschluss einer unzulassi-
gen Leistungs- und Verhaltenskontrolle)
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4. Mehr Zeit fur mich: Teilzeitarbeit

In diesem Kapitel erfahren Sie
was Teilzeitarbeit ist,
welche Arten von Teilzeitarbeit existieren,

welche rechtlichen Bestimmungen gelten
und

welche Maoglichkeiten Betriebsrate im
Rahmen des Abschlusses einer Betriebs-
vereinbarung zur Teilzeitarbeit haben.

Was ist Teilzeitarbeit?

Teilzeitarbeit bezeichnet jedes Arbeitsverhalt-
nis, fir das ein zeitlicher Umfang von weniger
als der regelmaRigen tarifvertraglichen bzw.
betrieblichen Vollarbeitszeit (z.B. 38,5 Stun-
den in der Woche) vereinbart wird. MaRgeb-
lich ist iblicherweise die Wochenarbeitszeit
von Beschaftigten des gleichen Betriebs mit
derselben Art des Arbeitsverhaltnisses und der
gleichen oder einer dhnlichen Tatigkeit. Fehlen
vergleichbare Arbeitnehmer im Betrieb, gilt als

Vergleichsmalistab ein anwendbarer Tarifver-
trag, ansonsten die branchenibliche Vollar-
beitszeit.

Bei Teilzeit handelt sich um eine individualver-
tragliche Arbeitszeitverkiirzung ohne Entgelt-
ausgleich. Diese reicht von sehr geringen Be-
schaftigungsverhaltnissen (z.B. zehn bis 15
Stunden pro Woche) tiber die herkdmmliche
Halbtagsstelle bis zu vollzeitnahen Teilzeitver-
tragen mit mehr als 30 Wochenstunden.

Je nach Wunsch des Beschaftigten und be-
trieblichem Bedarf konnen die Dauer, Lage
und Verteilung der Arbeitszeit vielfiltig gestal-
tet werden. Das Spektrum umfasst tagliche,
wochentliche und jahrliche Arbeitszeitverkir-
zungen, flexible Teilzeitschichten, Job-Sharing,
aber auch bezogen auf den gesamten Horizont
der Erwerbsbiografie Lebensarbeitszeitrege-
lungen, langerfristige Auszeiten (Sabbaticals)
und Altersteilzeitmodelle.

Die am haufigsten genannten Griinde einer
Teilzeitbeschaftigung nachzugehen, sind zum
einen der Wunsch, Belastungen, die durch die



Erwerbsarbeit entstehen, zu vermindern. Zum
anderen ist es die Motivationslage, dass zum
gegenwartigen Zeitpunkt in einem bestimm-
ten Mal} der Zuwachs an , Freizeit” wichtiger
als Entgelt ist, oder aber die Erfordernis, mehr
Zeit fiir aulerberufliche Verpflichtungen (Kin-
derbetreuung, Pflege) aufbringen zu missen.

Zur Forderung von Teilzeitarbeit ist seit Januar
2001 das Gesetz liber Teilzeitarbeit und befris-
tete Arbeitsvertrage in Kraft. Auf dieser
Grundlage nutzen zunehmend mehr Betriebe
und Beschiaftigte die Moglichkeiten einer vo-
ribergehenden oder dauerhaften Reduzie-
rung der Arbeitszeit. Nach Berechnungen des
Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesagentur fiir Arbeit arbeite-
ten im Jahr 2007 im Durchschnitt rund 33 Pro-
zent der abhangig Beschaftigten in Teilzeit. Im
Jahr 1989 lag die Teilzeitquote noch bei rund
13 Prozent.

Gleichwohl haben sich die strukturellen
Merkmale der Teilzeitbeschaftigung in den
letzten Jahren kaum verdndert: In Teilzeit
arbeiten nach wie vor in erster Linie Frauen.
2004 waren laut Mikrozensus rund 86 Prozent
aller Teilzeitbeschaftigten weiblich. Oder an-
ders ausgedriickt: Rund die Halfte aller er-
werbstatigen Frauen waren teilzeitbeschaftigt.

Die Berufstatigkeit mit reduzierter Stunden-
zahl ist ambivalent. Einerseits hilft sie, Er-
werbsarbeit und Familie unter einen Hut zu
bringen. Andererseits verbleiben viele Frauen
mit Teilzeittatigkeit eher langfristig in der aty-
pischen Beschaftigung, jenseits des Normalar-
beitsverhaltnisses.

Ebenso unverdndert findet Teilzeitarbeit
Uberwiegend im Dienstleistungsbereich statt.
So lag laut Mikrozensus 2002 die Teilzeitquote
im Bereich Handel und Gaststattengewerbe
bei rund einem Drittel. Dies galt ebenfalls fiir
den Bereich 6ffentlicher und privater Dienst-
leistungen. Im produzierenden und handwerk-
lichen Bereich war die Quote dagegen deutlich
niedriger. Im Baugewerbe zum Beispiel betrug
der Anteil von Teilzeitbeschaftigten knapp
Uber sieben Prozent.

Auch ist Teilzeit bei Fihrungskraften weitge-
hend die Ausnahme. Haufig wird argumen-
tiert, dass Flihrungsverantwortung nicht teil-
bar sei. AuRerdem werden Fiihrungspositio-
nen traditionell haufig von Mannern besetzt,
die ein eher geringes Interesse an Teilzeitar-
beit besitzen. Neben wirtschaftlichen Griinden
sind hierflr Statusaspekte sowie Beflirchtun-
gen hinsichtlich eines Karriereknicks durch
Teilzeitarbeit ausschlaggebend.



Insofern hat Teilzeitarbeit nach wie vor ein
eher negatives Image: Sie wird oft gleichge-
setzt mit traditioneller Halbtagsbeschaftigung,
mit ,,Frauenarbeit” und wenig qualifizierter
und schlecht bezahlter Arbeit. Haufig Gberse-
hen werden dabei innovative und flexible
Moglichkeiten der Teilzeitbeschaftigung, die
sowohl die Produktivitat und Flexibilitat der
Betriebe erhdhen als auch arbeitszeitbezoge-
ne Freirdume und Wahlchancen der Beschaf-
tigten unterstiitzen kbnnen.

Gerade unter dem Aspekt des demografischen
Wandels und der alternsgerechten Arbeits-
(zeit)gestaltung gewinnt eine lebenspha-
senorientierte Personalpolitik mit interessen-
gerechten Arbeitszeitmodellen an Bedeutung.
Die Férderung von Teilzeitarbeit im Rahmen
eines attraktiven betrieblichen Arbeitszeitma-
nagements kann Fachkrafte binden oder sol-
che fir den Betrieb gewinnen. Ebenso kann
sie die Arbeitsmotivation erhéhen und dazu
beitragen, Belastungen und Beanspruchungen
zu vermindern.

Pro und Contra: Die Arbeitnehmerperspektive

Aus Sicht der Beschéftigten ist eine moglichst
optimale Balance von Arbeits- und Privatleben
der Hauptgrund fur die Auslibung von Teilzeit-

arbeit. Traditionell wird darunter in erster
Linie eine bessere Vereinbarkeit von Familie
und Beruf verstanden. Ob Teilzeitarbeit im
Zusammenhang mit der ,Work-Life-Balance"
bei Beschaftigten mehr oder weniger Akzep-
tanz findet, hangt dabei vor allem davon ab,

e inwieweit mit der Teilzeitbeschaftigung
gleiche berufliche Entwicklungsmoglich-
keiten gegeben sind,

e ob Kinderbetreuungsangebote vorhanden
sind bzw. genutzt werden kénnen,

e wie verbindlich und vorausschauend die
Arbeitseinsatzzeiten gestaltet werden
konnen,

e welche Moglichkeiten zur Stundenerho-
hung bestehen und

e in welcher Weise individuelle Arbeitszeit-
winsche berlicksichtigt werden.

Daneben spielen die Moglichkeiten beruflicher
Weiterbildung, faire Belastungsverteilung fiir
Voll- und Teilzeitkrafte, das Entgeltniveau und
Zuschldge sowie die Beibehaltung einer
gleichwertigen Arbeitsaufgabe beim Wechsel
von der Vollzeit in die Teilzeit eine Rolle.

Pro und Contra: Die Arbeitgeberperspektive

Aus betrieblicher Sicht bietet Teilzeitarbeit die
Chance zur Optimierung eines bedarfsgerech-



ten und damit wirtschaftlichen Personalein-
satzes, welcher sich an zeitlich variierende
Kundenfrequenzen und Auslastungen anpasst.
Betriebe sehen Vorteile darin, in Schicht- und
Dienstplanen mit Teilzeitbeschaftigten in Ver-
bindung mit Arbeitszeitkonten schwankende
Arbeitsaufkommen abzufedern. Zudem rea-
gieren sie auf unvorhergesehene Personalbe-
darfserhéhungen, krankheitsbedingte Fehlzei-
ten oder Fluktuation mit zeitweiser Stunden-
erhohung einzelner Teilzeitkrafte. Die gesetz-
lich vorgeschriebenen taglichen und wochent-
lichen Grenzen der Arbeitszeitdauer werden
bei Vollzeitbeschaftigten in der Regel eher
erreicht.

Ein weiterer angestrebter Effekt von Teilzeit-
arbeit aus betrieblicher Sicht ist die Erzielung
von Produktivitatssteigerungen und Kosten-
senkungen. Nach einer Studie des Instituts fur
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bun-
desagentur fiir Arbeit aus dem Jahr 2003 ha-
ben rund 60 Prozent der dort befragten Be-
triebe produktivitatswirksame MalRnahmen im
Zusammenhang mit der Einfiihrung bzw. Aus-
weitung von Teilzeitarbeit realisiert. Dabei
wurden Gberwiegend Aufgaben von Beschaf-
tigten, die ihre Arbeitszeit reduziert haben,
auf andere Belegschaftsmitglieder verteilt,

was zu einer Arbeitsverdichtung der Betroffe-
nen fiihrte. Eine weitere, haufig genutzte Re-
aktion bestand darin, Aufgaben wegzulassen
oder die gleichen Aufgaben in kiirzerer Zeit
durch die Teilzeitkrafte erledigen zu lassen.

Zudem kann Teilzeit insbesondere bei belas-
tenden Tatigkeiten zur Verminderung von
Ermiidungseffekten beitragen, welche bei
einer taglich langer andauernden Auslibung
Ublicherweise verstarkt auftreten und Produk-
tivitatseinbulRen zur Folge haben. Weiter kon-
nen unproduktive Anwesenheitszeiten sowie
bei den Beschaftigten unbeliebte Teildienste
durch einen bedarfsgesteuerten Einsatz von
Teilzeitkraften vermieden werden.

SchlieBlich ist von Teilzeitkrdften geleistete
Mehrarbeit in der Regel kostenglinstiger als
die von Vollzeitbeschaftigten, da tariflich ver-
einbarte Uberstundenzuschlige zumeist erst
ab Uberschreiten der Regelarbeitszeit von
Vollzeitkraften anfallen.

Weitere wirtschaftlich positive Auswirkungen
werden durch eine héhere Motivation von
Teilzeit- im Vergleich zu Vollzeitbeschéaftigten
erwartet, welche zu héherer Leistung, gerin-
geren Fehlzeiten und abnehmender Fluktuati-
on fiihren soll.



Allerdings ist eine entscheidende Einflussgro-
Re auf die Motivation von Teilzeitkraften, in
wie weit die personlichen Arbeitszeit- und
Flexibilitatswiinsche bei der Arbeitszeitpla-
nung und -gestaltung bericksichtigt werden.
Nicht zuletzt kann sich ein attraktives Teilzeit-
angebot giinstig auf das Image des Unterneh-
mens auf dem Arbeitsmarkt auswirken, was
zur Senkung der Personalbeschaffungskosten
beitragen kann.

Teilzeitarbeit: Betriebliche Hiirden

e stdarkere Anforderungen an die Personal-
einsatzplanung

e hoherer Koordinations- und Abstim-
mungsbedarf bei verschiedenen Anwe-
senheitszeiten und Ubergaben

e erhohte Anforderungen an Information
und Kommunikation

e erhohter Aufwand fir Einarbeitung und
Fortbildung, Verteilung auf mehrere Képfe

e steigende Infrastrukturkosten (z. B. Kanti-
ne, Parkplatze, gegebenenfalls Ausstat-
tung zusatzlicher Arbeitsplatze)

o kopfzahlbezogen erhdhter Verwaltungs-
aufwand (z.B. Entgeltabrechnungen, Beur-
teilungen)

e Konfliktpotenzial bei Unvereinbarkeit von
betrieblichen Arbeitszeitanforderungen
und Beschaftigtenwiinschen

Teilzeitarbeit: Betrieblicher Nutzen

e bessere Flexibilitat, Ausgleich von Stol3zei-
ten

e Optimierung der Auslastung

e Vermeidung von Uberstunden

e besseres Konzentrationsvermégen und
hohere Arbeitsqualitat, vor allem bei kiir-
zerer Tagesarbeitszeit

e Steigerung der Produktivitat

e groRerer Erholungswert aufgrund kirzerer
Arbeitszeit

e Senkung von Belastungen

e geringere Fehlzeiten

e Mitarbeiterbindung, geringere Fluktuati-
on, niedrigere Rekrutierungs- und Einar-
beitungskosten

e Vorteile bei der Gewinnung neuer Fach-
krafte

e hohere Loyalitat und Betriebstreue der
Beschéftigten



Arten von Teilzeitarbeit

Die praktische Ausgestaltung der Teilzeit kann
je nach Arbeitsanfall und den persénlichen
Bedirfnissen der Beschaftigten in den unter-
schiedlichsten Formen umgesetzt werden. Sie
kann als Regelung mit festen Arbeitszeiten
erfolgen, zum Beispiel gemal Schicht- bzw.
Dienstplanen. Haufig handelt es sich aber um
Losungen im Rahmen von Gleitzeitmodellen.
Es gibt vier Stellschrauben: Das Volumen, die
Verteilung, die Lage und die tagliche Lange der
Arbeitszeit.

1. Volumen: Im Arbeitsvertrag wird eine re-
gelmaRige wochentliche Arbeitszeit von z.B.
32 Stunden mit einem monatlich konstanten
Entgelt vereinbart. Die Erbringung der Arbeits-
leistung kann dennoch unterschiedlich erfol-
gen: taglich und wochentlich in einem starren
Modell oder — gesteuert tiber ein Arbeitszeit-
konto — schwankend nach betrieblichen An-
forderungen und persénlichen Bedarfen.

2. Verteilung: Die Verteilung der Arbeitszeit
kann wochentlich zwischen z.B. 24 Stunden
und 40 Stunden schwanken, die durchschnitt-
liche Arbeitszeit pro Woche liegt aber bei 32
Stunden. Dies erfolgt oftmals bei planbarem
Arbeitsanfall, bei dem die Arbeitszeit bzw. die

Sollzeit fur alle Beschaftigten oder fir einzelne
Gruppen erhoht oder abgesenkt wird. Die
Arbeitszeit kann taglich reduziert sein, aber
Uber die Woche gleichmaRig erbracht werden
und/oder sie erfolgt lediglich an einzelnen
Wochentagen.

3. Ldnge: Die Lange der Arbeitszeit kann vari-
ieren. So kann z.B. an manchen Tagen je nach
personlicher und/oder betrieblicher Situation
drei bis vier Stunden und in arbeitsintensiven
Zeiten bis zur taglichen Hochstarbeitszeit ge-
arbeitet werden. Ebenso kann die tatsachliche
wochentliche Arbeitszeit je nach Bedarf trotz
z.B. vereinbarter 32 Stunden ausgedehnt oder
verkiirzt werden.

4. Lage: Beginn und Ende der taglichen Ar-
beitszeit konnen entsprechend den betriebli-
chen Anforderungen und persénlichen Be-
dirfnissen fest oder variabel vereinbart wer-
den.

Teilzeitmodelle

Anhand der vier Veranderungsmoglichkeiten
kénnen ganz unterschiedliche Modelle umge-
setzt werden. Das Bundesministerium flr Ar-
beit und Soziales benennt — nicht zuletzt unter
dem Aspekt der Vereinbarkeit von beruflichen



und privaten Interessen — die folgenden
Hauptvarianten:

Teilzeit classic

Die herkdmmliche Variante. Die tagliche Ar-
beitszeit wird stundenweise reduziert. Durch
regelmalige Verteilung der Arbeitsstunden ist
Teilzeit classic die flr Arbeitgeber am ein-
fachsten umzusetzende Form von Teilzeit.

e Arbeitszeit pro Woche: fiinf Tage

e Freizeitgewinn: taglich einzelne Stunden

e geeignet fir: alle Beschaftigten, auch
Fach- und Flihrungskrafte

e besondere Merkmale fiir Arbeitnehmer:
taglich mehr Freizeit, festgelegte regel-
mafige Arbeitszeit

e besondere Merkmale fiir Arbeitgeber:
hohere Effizienz, geringer Verwaltungs-
mehraufwand

Teilzeit Classic Vario

Die variable Variante des Teilzeit Classic-
Modells. Die wochentliche Arbeitszeit wird auf
zwei bis flinf Tage verteilt. Dabei kann auch
die tagliche, wochentliche oder monatliche
Stundenanzahl variieren. So ist Teilzeit mit
Vollzeit kombinierbar.

e Arbeitszeit pro Woche: zwei bis vier Tage
(Vollzeit oder Teilzeit) oder tageweise re-
duziert an fiinf Tagen, auch Kombinatio-
nen (vollig flexible Verteilung der Arbeits-
zeit)

e Freizeitgewinn: ganze Tage und/oder ein-
zelne Stunden pro Tag

e geeignet fiir: alle Beschéaftigten, auch
Fach- und Fiihrungskrafte

e besondere Merkmale fiir Arbeitnehmer:
ganze freie Tage pro Woche, variable Ver-
teilung der Arbeitszeit

e besondere Merkmale fiir Arbeitgeber:
hohere Effizienz, bessere Auslastung bei
schwankendem Arbeitsaufkommen

Teilzeit Jobsharing

Zwei Arbeitnehmer teilen sich eigenverant-
wortlich eine Stelle. Teilzeit-Beschéftigte kon-
nen somit auch Vollzeitprojekte libernehmen
und verantwortlich leiten. Die Projektverant-
wortung bleibt dabei uneingeschrankt beste-
hen. Voraussetzung sind die regelmaRige Ab-
stimmung und der Informationsaustausch. Fir
Unternehmen mit langen Servicezeiten ist
Teilzeit Jobsharing ein Modell zur besseren
Kundenorientierung.



e Arbeitszeit pro Woche: fiinf Tage Teilzeit
oder zwei bis vier Tage Vollzeit/Teilzeit
kombiniert

e Freizeitgewinn: taglich einzelne Stunden
und/oder ganze Tage

e geeignet flr: alle Beschaftigten, besonders
Fach- und Fihrungskrafte

e besondere Merkmale fiir Arbeitnehmer:
Verantwortung fir Projekte bleibt erhal-
ten, hoher Entscheidungsfreiraum durch
Absprache, mehr Freizeit, personliche Fle-
xibilitat.

e besondere Merkmale fiir Arbeitgeber:
Zwei Arbeitnehmer teilen sich eine Stelle,
Bedarfsdeckung bei langen Servicezeiten.

Teilzeit Invest

Die unsichtbare Teilzeit. Gearbeitet wird un-
verdndert Vollzeit — bezahlt wird Teilzeit. Die
Differenz wird als Zeit- oder Geldguthaben auf
einem Langzeitkonto angespart. Moglich wer-
den so mehrmonatige Urlaubsphasen, langere
Auszeiten (Sabbaticals) oder langfristig sogar
der vorgezogene Ruhestand. Das Gehalt wird
dabei jeweils weitergezahlt.

e Arbeitszeit pro Woche: fiinf Tage Vollzeit
e Freizeitgewinn: ganze Wochen, Monate,
Jahre

e geeignet flr: alle Beschaftigten, auch
Fach- und Fiihrungskrafte

e besondere Merkmale fiir Arbeitnehmer:
Freizeit oder Gehalt ansparen, langere
Freizeitphasen bei Gehaltsfortzahlung,
steuerliche Vorteile, Zeit fiir Weiterbil-
dung

e besondere Merkmale fiir Arbeitgeber:
Arbeitnehmer arbeitet weiter Vollzeit,
Bewaltigung von Unterauslastung bei Ge-
haltsfortzahlung (Teilzeit - Gehalt), Wei-
terqualifizierung von Arbeitnehmern

Teilzeit-Team

Arbeitgeber geben nur vor, wie viele Beschaf-
tigte in bestimmten Zeitabschnitten anwesend
sein missen. Im Team wird dann die jeweilige
personliche Arbeitszeit geplant und abgespro-
chen. Kurzfristige Anderungen sind jederzeit
moglich. Fiir Arbeitnehmer ist dies die flexi-
belste Form, Arbeitszeit bzw. Freizeit zu pla-
nen. Flr Arbeitgeber ist Teilzeit-Team ein Mo-
dell zur Optimierung der Auslastung und der
Kundenorientierung.

e Arbeitszeit pro Woche: zwei bis finf Tage
— Vollzeit, Teilzeit oder tageweise beides
kombiniert

e Freizeitgewinn: taglich einzelne Stunden



und/oder ganze Tage/Wochen

e geeignet fiur: alle Beschaftigten, auch
Fachkrafte

e besondere Merkmale fiir Arbeitnehmer:
Arbeitszeiten werden im Team abge-
stimmt, besonders variable Verteilung der
Arbeitszeit, kurzfristige Planbarkeit, hoher
Entscheidungsfreiraum, Teamgeist gefor-
dert

e besondere Merkmale fiir Arbeitgeber:
hohe Kundenorientierung, optimale Aus-
lastung, kurzfristige Planbarkeit

Teilzeit Saison

Zum Ausgleich von Uber- bzw. Unterauslas-
tung in Saisonbetrieben. In Hochphasen wer-
den Arbeitnehmer in Vollzeit beschaftigt. Bei
niedriger Auslastung ist die Stundenzahl stark
reduziert. Arbeitgeber kdnnen so Entlassun-
gen verhindern. Die kostenintensive Suche
und Einarbeitung neuer Mitarbeiter fiir die
nachste Hochsaison entfallt. Arbeitnehmer
erhalten ganzjahrig ein monatliches Grund-
gehalt. Der Sozialversicherungsschutz ist
durchgehend gewahrleistet.

e Arbeitszeit pro Woche: fiinf Tage Vollzeit
(in der Saison)
e Freizeitgewinn: aulRerhalb der Saison gan-

ze Tage, Wochen, Monate

e geeignet fiir: alle Beschéaftigten, auch
Fachkrafte

e besondere Merkmale fiir Arbeitnehmer:
gleich bleibendes monatliches Grundgeh-
alt (gesamtes Jahr), kontinuierlicher Sozi-
alversicherungsschutz, langere Freizeit-
phasen

e besondere Merkmale fiir Arbeitgeber:
gleich bleibendes monatliches Grundgeh-
alt, keine Einarbeitungszeiten, Kostener-
sparnis fur Mitarbeiterakquise, Bewalti-
gung saisonaler Schwankungen

Teilzeit Home

Arbeitnehmer arbeiten in Teilzeit von zuhau-
se. Vereinbarte Arbeitszeiten stellen die Er-
reichbarkeit sicher und erleichtern die Zu-
sammenarbeit. Tagliche Leerlaufzeiten wie
Hin- und Riickfahrten entfallen. Die Bindung
ans Unternehmen wird durch einzelne Ar-
beitstage im Unternehmen gestarkt.

e Arbeitszeit pro Woche: flinf Tage Teilzeit,
zwei bis vier Tage — Vollzeit, Teilzeit oder
tageweise beides kombiniert

e Freizeitgewinn: ganze Tage und/oder ein-
zelne Stunden pro Tag

e geeignet fiir: alle Beschaftigten, auch



Fachkrafte

e besondere Merkmale fiir Arbeitnehmer:
Teilzeitarbeit von zuhause, deutlich gerin-
gere Fahrtkosten und -zeiten, taglich mehr
Freizeit, hohe Eigenverantwortung

e besondere Merkmale fir Arbeitgeber:
Einsparung von Betriebskosten, bessere
Kundenorientierung

Teilzeit in Schichtarbeit

Teilzeit und Schichtarbeit missen kein Wider-
spruch sein. HieR es traditionell, dass in
Schichtmodellen alles einheitlich und ohne
individuellen Spielraum geregelt sein muss, so
zeigt sich heute eine Vielzahl unterschiedlicher
Losungen. Auch fir den Betrieb kann sich Teil-
zeit in Schichtarbeit trotz der Herausforderung
fir die Schicht- bzw. Dienstplanung lohnen.
Neben der vergleichsweise hohen Leistungs-
bereitschaft von Teilzeitbeschaftigten wird das
Mehr an Organisationsaufwand durch Vorteile
der Flexibilitat wettgemacht. Die grof3te Her-
ausforderung fir Teilzeitlésungen stellen ein-
heitliche Schichtsysteme mit Schichtgruppen
dar, welche sich nur wenig variieren lassen

(z. B. Vollkonti-Schicht mit finf Gruppen und
gleichméRiger Personalbesetzung). Doch auch
hierfiir lassen sich Modelle entwickeln. Das

DGB-Projekt , Vereinbarkeit von Familie und
Beruf gestalten!” hat hierzu betriebliche Pra-
xisbeispiele erkundet und die folgenden Vari-
anten benannt:

Zusdtzliche Freischichten

Relativ einfach lassen sich Teilzeitmodelle
einfihren, wenn die individuelle Arbeitszeit
Uber die Anzahl der Schichten bzw. Dienste
reduziert wird. Die bestehenden Schichtmo-
delle mussen nicht verdndert werden, sondern
werden lediglich Gber die Personalbesetzung
angepasst. Damit konnen Teilzeitmoglichkei-
ten zwischen acht Stunden (eine Schicht pro
Woche) bis zu einer vollzeitnahen Teilzeit er-
reicht werden.

Geteilte Schichten (Job-Sharing)

Die urspriingliche Teilzeit-Variante in festen
Schichtsystemen sind geteilte Schichten. Hier
teilen sich zwei Beschéftigte einen Arbeits-
platz (Job-Sharing) und arbeiten jeweils an
verschiedenen Tagen im jeweiligen
Schichtrhythmus. Die unterschiedlichen Wo-
chentage variieren dabei, gleichen sich aber
im Durchschnitt wieder aus. In diesem Modell
sind viele Verdanderungsmaoglichkeiten denk-
bar. Beschéftigte konnen z.B. nur die Frih-
schicht belegen, andere nur in Spatschicht



arbeiten bzw. es wird ein bestimmtes Verhalt-
nis von Frih-, Spat- und Nachtschichten ver-
einbart. Der Nachteil dieses Modells ist die
zumeist starke Reduzierung der Arbeitszeit auf
in der Regel die Halfte. Die Wahl besteht hau-
fig lediglich zwischen der Vollzeit oder der
halben Arbeitszeit. Die Einkommenseinbule
ist bei geringem Vollzeitentgelt von vielen
Beschaftigten kaum zu verkraften.

Sonderschichten

Eine andere Teilzeitvariante in festen Schicht-
systemen sind Sonderschichten, die entweder
zusatzlich zum herkdmmlichen Schichtmodell
angeboten werden oder sich auf eine Schicht
(oder ein spezielles Modell) beschranken. Im
ersten Fall werden quer zu den normalen
Schichten verkiirzte Tages- oder Sonderschich-
ten fir Teilzeitbeschéaftigte organisiert. Es
kann z.B. als ,,Mitteldienst” im Krankenhaus
taglich von 8 bis 14 Uhr gearbeitet werden.
Oder Beschaftigte arbeiten nur in einer be-
stimmten Schicht, die entweder verkdiirzt ist

(z. B. Nachtschichten von sechs Stunden) oder
die Uber zusatzliche Freischichten in Teilzeit
angeboten wird (z. B. Tagschicht von Montag
bis Donnerstag). Problematisch sind beson-
ders die Dauernachtschichten, die von vielen
alleinerziehenden Miittern praktiziert werden,

um Kinderbetreuung und Erwerbsarbeit unter
einen Hut zu bringen. Diese Vereinbarkeitslo-
sung wird mit erheblichen gesundheitlichen
Belastungen erkauft. Schlief8lich lassen sich
Uber spezielle Schichtfolgen, mit einem be-
stimmten Schichtverhaltnis (z. B. zwei Drittel
Frihschichten, ein Drittel Spatschichten) Fle-
xibilisierungs- und Teilzeitmdglichkeiten ver-
grolRern.

Verzicht auf Einbringschichten

In vielen Schichtsystemen sind die Arbeitszei-
ten so organisiert, dass die Schichtrhythmen
nicht mit den vertraglichen oder tariflichen
Arbeitszeiten Uibereinstimmen. Sind die
Schichtzeiten langer als die vertraglichen Ar-
beitszeiten, dann wird die Mehrzeit auf Zeit-
konten gebucht und es missen zum Ausgleich
Freischichten genommen werden. Im umge-
kehrten Fall missen sogenannte Einbring-
schichten in den bestehenden Plan einge-
bracht werden, um auf das erforderliche Voll-
zeitvolumen zu kommen. Wird auf die Ein-
bringschichten verzichtet, kann die Arbeitszeit
zu einem kleinen Teil reduziert werden und
gleichzeitig bleiben die Vorteile des jeweiligen
Schichtmodells (mit den entsprechenden Frei-
zeitblocken) erhalten.



Ausgediinnte Schichten

Eine weitere Moglichkeit, Teilzeitarbeit in ein
festes System zu integrieren, sind ausgediinn-
te Schichten. Wenn es der Arbeitsanfall zu-
lasst, konnen bestimmte Schichten (Spat-
schicht oder Nachtschicht) mit geringerer Per-
sonalbesetzung gefahren werden. Dies bietet
die Moglichkeit fur Teilzeitlosungen, wenn
sich aus den ausgediinnten Schichten fir ei-
nen Teil der Beschéftigten Freischichten erge-
ben. In Verbindung hiermit kann auch ein ganz
spezielles Verhaltnis der Schichtfolgen verein-
bart werden, das insgesamt die negativen
Folgen von Spatschicht oder Nachtschichten
verringert.

Versetzte Arbeitszeiten

Unproblematisch ist die Schaffung von Teil-
zeitstellen in Schichtmodellen, in denen ver-
setzte Arbeitszeiten umgesetzt werden kon-
nen. So lassen sich bei der Polizei oder in
Krankenhdausern, in Verkehrseinrichtungen
oder 6ffentlichen Verwaltungen sehr unter-
schiedliche Teilzeitvarianten schaffen. Auch
die Moglichkeiten hinsichtlich ausgediinnter
Schichten, Sonderschichten, iberlappender
Schichten usw. sind hier wesentlich groRRer als
in festen Schichtsystemen.

Arbeitszeitmanagement

Bei der Ausgestaltung des passenden Teilzeit-
modells sind persdnliche und betriebliche
Anforderungen miteinander in Einklang zu
bringen. Es bedarf einer Analyse von Arbeits-
anfall und Arbeitsabldaufen. Neben der Pla-
nung und Steuerung ist eine transparente
Information und Kommunikation notwendig,
um beteiligungsorientiert effiziente und moti-
vierende Losungen umzusetzen. Bei geringfi-
giger Reduzierung der Arbeitszeit ist auch das
Problem von Stellenresten zu I6sen. Diese
kénnen zusammengefasst werden oder durch
Optimierung der Arbeitsorganisation wegfal-
len. Eine Aufgabendelegation kann neue Stel-
lenzuschnitte und eine Neubesetzung in ei-
nem anderen Bereich nach sich ziehen.

Grundlage ist eine Analyse des Arbeitsanfalls.
Sie spiegelt das Arbeitsaufkommen der Ver-
gangenheit wider. Mit ihrer Hilfe kénnen wie-
derkehrende Arbeitsverldufe (z. B. Arbeitsspit-
zen und -téler) erkannt und es kann eine ent-
sprechende Personaleinsatzplanung vorge-
nommen werden. Sie zeigen den Handlungs-
bedarf auf und sensibilisieren fiir die Thema-
tik. Die Analyse umfasst grundsatzlich vier
Schritte:



e Festlegung von Kriterien fiir den Arbeits-
anfall und die Datenerfassung

e Darstellung des Arbeitsanfalls im Zeitver-
lauf (Tag, Woche, Monat, Jahr)

e Auswertung und Interpretation der Daten

e Ableitung von Anforderungen an das Ar-
beitszeitmodell und an die Personalein-
satzplanung

Rechtliche Bestimmungen zur
Gestaltung von Teilzeitarbeit

Die allgemeine gesetzliche Grundlage fiir Teil-
zeitarbeit ist das ,Gesetz Uber Teilzeitarbeit
und befristete Arbeitsvertrage (Teilzeit- und
Befristungsgesetz — TzBfG). Bei der Umsetzung
von Teilzeitarbeit sind die Arbeitsschutzgeset-
ze und hierbei insbesondere die Regelungen
des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) im Hinblick
auf die Hochstarbeitszeiten, Ruhe- und Pau-
senzeiten, die Nacht- und Schichtarbeit sowie
die Arbeit an Sonn- und Feiertagen einzuhal-
ten. Als weiterer rechtlicher Rahmen sind gel-
tende Tarifvertrage sowie Betriebs- bzw.
Dienstvereinbarungen zu nennen, in welchen
die Betriebsparteien die Modalitaten der be-

trieblichen Arbeitszeit fur Teilzeitbeschaftigte
festlegen.

Teilzeit- und Befristungsgesetz

Das Teilzeit- und Befristungsgesetz ist seit
Januar 2001 in Kraft. Die Bereiche Teilzeitar-
beit und Befristung wurden unter Berlicksich-
tigung europarechtlicher Vorgaben zusam-
menfassend geregelt. Das Gesetz zielt auf die
Ausweitung der Teilzeitbeschaftigung. Es will
Teilzeitarbeit in allen Berufsgruppen, auch bei
qualifizierten Tatigkeiten und leitenden Positi-
onen, ermoglichen. So soll ein Beitrag zur Be-
schaftigungssicherung und zum Beschafti-
gungsaufbau geleistet werden. Neben dieser
arbeitsmarkpolitischen Zielsetzung soll das
Gesetz die bessere Vereinbarkeit von Familie
und Beruf sowie die Chancengleichheit zwi-
schen Frauen und Mannern férdern. Dies soll
laut Bundesministerium fiir Arbeit und Sozia-
les erreicht werden lber

e die Verbesserung des Diskriminierungs-
schutzes der Teilzeitbeschaftigten,

e die Forderung der Teilzeitarbeit durch
Ausweitung der Arbeitnehmerrechte und

e mehr Transparenz der Teilzeitarbeitsmog-
lichkeiten.



Schutz vor Diskriminierung

Teilzeitbeschaftigte diirfen wegen der Teilzeit-
arbeit nicht schlechter behandelt werden als
Vollzeitbeschaftigte, es sei denn, es gibt dafir
einen sachlichen Grund. Arbeitgeber miissen
Teilzeitbeschéaftigten Arbeitsentgelt oder an-
dere teilbare geldwerte Leistungen mindes-
tens anteilig entsprechend ihrer gegentiber
vergleichbaren Vollzeitbeschaftigten verrin-
gerten Arbeitsleistung zahlen.

Arbeitnehmer, die ihre Rechte aus diesem
Gesetz wahrnehmen, werden vor Benachteili-
gung geschitzt. Arbeitnehmer, die es ableh-
nen, von einem Vollzeit- in ein Teilzeitarbeits-
verhaltnis oder umgekehrt zu wechseln, sind
vor Kiindigungen geschiitzt. Das Recht des
Arbeitgebers, das Arbeitsverhaltnis aus ande-
ren Griinden (z.B. aus wirtschaftlichen, techni-
schen oder organisatorischen Griinden) zu
kiindigen, bleibt davon unberihrt.

Férderung der Teilzeitarbeit

Der Wechsel in Teilzeitarbeit wird auch fir
Arbeitnehmer in leitenden Positionen erleich-
tert. Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollen
Teilzeitarbeit vereinbaren, wenn der Arbeit-
nehmer eine Reduzierung der Arbeitszeit
winscht. Der Arbeitgeber kann dem Teilzeit-

wunsch des Arbeitnehmers jedoch betriebli-
che Griinde entgegensetzen. Dazu gehoren
erhebliche Beeintrachtigungen der Organisa-
tion, des Arbeitsablaufs oder der Sicherheit im
Betrieb oder unverhaltnismaRig hohe Kosten
fir den Arbeitgeber. Die Tarifvertragsparteien
kénnen die Ablehnungsgriinde entsprechend
den branchenspezifischen Erfordernissen fest-
legen. Wird dem Arbeitgeber die erfolgte Ver-
teilung der Arbeitszeit unzumutbar, kann er
die Verteilung einseitig dndern. Arbeitnehmer
kénnen eine Anderung ihrer Arbeitszeit héchs-
tens alle zwei Jahre beantragen. Der Anspruch
besteht nicht gegentliber Arbeitgebern, die bis
zu 15 Arbeitnehmer (ohne Auszubildende)
beschaftigen.

Teilzeitarbeitnehmer, die ihre Arbeitszeit ver-
langern oder zur friheren Vollzeitarbeit zu-
rickkehren wollen, sind bei gleicher Eignung
bei der Besetzung freier Vollzeitarbeitsplatze
oder Teilzeitarbeitsplatze bevorzugt zu be-
ricksichtigen, wenn dringende betriebliche
Grinde oder vorrangige Arbeitszeitwiinsche
anderer teilzeitbeschaftigter Arbeitnehmer
nicht entgegenstehen.

Arbeitgeber missen dafiir sorgen, dass auch
teilzeitbeschéaftigte Arbeitnehmer an Aus- und
Weiterbildungsmalnahmen teilnehmen kon-



nen, welche ihre beruflichen Entwicklung und
Mobilitat fordern, es sei denn, dass dem drin-
gende betriebliche Griinde oder vorrangige
Weiterbildungswiinsche anderer Arbeitneh-
mer entgegenstehen.

Schaffung von Transparenz

Arbeitgeber, die Arbeitsplatze ausschreiben,
werden verpflichtet, diese auch als Teilzeitar-
beitsplatze auszuschreiben, wenn sich der
Arbeitsplatz hierflir eignet. Arbeitnehmer, die
ihre Arbeitszeit verandern wollen, sind tGber
freie Teil- oder Vollzeitarbeitsplatze zu infor-
mieren. Der Betriebsrat ist Uber Teilzeitarbeit
im Betrieb und Unternehmen zu unterrichten.

Anspruch auf Teilzeit

Einen grundsatzlichen Anspruch auf Teilzeitar-
beit haben Arbeitnehmer, deren Arbeitsver-
haltnis mehr als sechs Monate besteht und
deren Arbeitgeber in der Regel mehr als 15
Arbeitnehmer (ohne Auszubildende), unab-
hangig von der Hohe der Arbeitszeit, beschéf-
tigt. Die gesetzlichen Regelungen gelten somit
auch fur geringflgig beschaftigte Arbeitneh-
mer. Teilzeitbeschaftigte haben im Arbeits-
recht grundsatzlich die gleichen Rechte wie
Vollzeitbeschaftigte, insbesondere in Bezug
auf Gleichbehandlung, Teilzeitarbeitsver-

trag/Bescheinigung Uber Arbeitsbedingungen,
Erholungsurlaub, Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall, Entgeltfortzahlung bei Arbeits-
ausfall an Feiertagen, Sonderzahlungen/ Grati-
fikationen und Kindigungsschutz.

Die Arbeitnehmer miissen den Wunsch auf
eine geringere Arbeitszeit drei Monate vorher
ankilindigen. Eine Begriindung des Wunsches
ist nicht notwendig. Sie erleichtert es dem
Arbeitgeber jedoch, die Auswahl zu treffen,
wenn mehrere seiner Arbeitnehmer Teilzeit-
arbeit beantragen und die Verwirklichung aller
Teilzeitwiinsche aus betrieblichen Griinden
nicht moglich ist. Das Gesetz verlangt zwar
keine schriftliche Beantragung. Die Schriftform
ist aber zu empfehlen, weil dadurch eine spa-
tere Nachweismoglichkeit gegeben ist.

Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer
spatestens einen Monat vor dem gewi{insch-
ten Teilzeitbeginn schriftlich mitteilen, ob er
der Teilzeit zustimmt oder nicht. Unterlasst er
dies, verringert sich die Arbeitszeit automa-
tisch in dem vom Arbeitnehmer gewlinschten
Umfang.

Lehnt der Arbeitgeber den Wunsch nach Ver-
ringerung der Arbeitszeit ab und ist der Ar-
beitnehmer hiermit nicht einverstanden, so



kann vor dem zustandigen Arbeitsgericht ge-
klagt werden. Das Gericht prft, ob die Ableh-
nung in diesem Einzelfall zu Recht erfolgt ist.
Der Arbeitgeber muss das Vorliegen betriebli-
cher Griinde fiir seine Ablehnung beweisen.

Tarifvertragliche Regelungen

Bei der Umsetzung von Teilzeitarbeit sind
ebenfalls jeweils geltende tarifvertragliche
Bestimmungen zu beachten. Hinweise auf die
Moglichkeit der Teilzeit finden sich in nahezu
allen Tarifvertragen. Zumeist wird darin be-
tont, dass Teilzeitarbeit sozialversicherungs-
pflichtig sein soll. Dies ist gerade in Anbetracht
der Gefahren von und durch Minijobs von
Bedeutung. Einige Tarifvertrage regeln dar-
Uber hinaus unter anderem das Rickkehrrecht
in Vollzeit. Ebenso finden sich Bezlige zwi-
schen Teilzeit und Kindererziehung, z.B. die
Moglichkeit zur Halbierung von Arbeitszeit im
Zusammenhang mit der Elternzeit. Auch wird
in einigen Tarifvertragen das Recht auf Infor-
mation Gber die Ausschreibung von Teilzeit-
stellen konkreter geregelt, ebenso die Pflicht
der Beratung mit dem Betriebsrat bei Einflih-
rung von Teilzeitarbeit. AuBerdem finden sich
Schutzregelungen fir Teilzeitbeschaftigte, so
im Hinblick auf die Freiwilligkeit von Bereit-
schaftsdienst, Rufbereitschaft, Mehrarbeit

und Uberstunden.

Gestaltungsempfehlungen
Mitwirkung und Mitbestimmung

Betriebsrate haben Gber ihre Informations-,
Beratungs- und Mitbestimmungsrechte einen
erheblichen Einfluss auf die Forderung und
betriebliche Ausgestaltung von Teilzeitarbeit.
Wesentliche betriebsverfassungsrechtliche
Ansatzpunkte sind gemal$ § 80 Abs. 1 Nr. 2b
BetrVG die Forderung der Vereinbarkeit von
Familie und Erwerbstatigkeit und gemald § 80
Abs. 1 Nr. 2a BetrVG die Durchsetzung der
tatsachlichen Gleichstellung von Frauen und
Mannern, insbesondere bei der Einstellung,
Beschaftigung, Aus-, Fort- und Weiterbildung
und dem beruflichen Aufstieg. Dies bedeutet,
dass der Betriebsrat sein Initiativrecht nutzen
und entsprechende MalRnahmen beim Arbeit-
geber beantragen kann.

Nach § 92 Abs. 1 BetrVG hat der Arbeitgeber
den Betriebsrat anhand von Unterlagen tber
die Personalplanung, insbesondere tber den
gegenwartigen und kiinftigen Personalbedarf
sowie (ber die sich daraus ergebenden perso-
nellen MaRnahmen und MaBnahmen der Be-



rufsbildung, rechtzeitig und umfassend zu
unterrichten. § 92 Abs. 2 u. 3 BetrVG bietet
dem Betriebsrat die Moglichkeit, dem Arbeit-
geber aktive Vorschlage fiir eine verbesserte
Personalplanung auch im Sinne der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie zu unterbreiten.
Der Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat dann
Uber Art und Umfang der erforderlichen MaR-
nahmen und Uber die Vermeidung von Harten
zu beraten.

Gemal § 92a Abs. 1 u. 2 BetrVG hat der Be-
triebsrat zur Férderung und Sicherung von
Beschaftigung ein Vorschlagsrecht unter ande-
rem zur flexiblen Gestaltung der Arbeitszeit
und Férderung der Teilzeitarbeit. Der Arbeit-
geber muss die Vorschldage mit dem Betriebs-
rat beraten und hat seine Entscheidung
(schriftlich) zu begriinden.

Laut § 94 Abs. 2 BetrVG hat der Betriebsrat ein
Mitbestimmungsrecht bei der Aufstellung
allgemeiner Beurteilungsgrundsatze. Nach wie
vor ist haufig die Belastbarkeit und Einsatzbe-
reitschaft ein Hauptkriterium fir die Beurtei-
lung. Genau diese beiden Merkmale werden
aber Teilzeitbeschaftigten weniger haufig zu-
gesprochen als Vollzeitbeschaftigten.

§ 95 Abs. 1 BetrVG legt fest, dass Richtlinien

Uber die personelle Auswahl bei Einstellungen,
Versetzungen, Umgruppierungen und Kindi-
gungen der Zustimmung des Betriebsrats be-
dirfen. Gemall § 95 Abs. 2 BetrVG kann in
Betrieben mit mehr als 500 Beschaftigten der
Betriebsrat solche Auswahlrichtlinien beziig-
lich der fachlichen und persénlichen Eignung
und sozialer Gesichtspunkte sogar erzwingen.

Die starkste Gestaltungskraft besteht fir den
Betriebsrat bei den echten Mitbestimmungs-
rechten gemaR § 87 BetrVG. Sie eroffnen den
Zugang zu unterschiedlichen Regelungsfel-
dern, die fiir die Umsetzung von Teilzeitarbeit
von Bedeutung sind. Insbesondere sind dies

e §87 Abs. 1 Nr. 1BetrVG: Mitbestimmung
bei Fragen der Ordnung des Betriebs und
des Verhaltens der Arbeitnehmer im Be-
trieb

e §87 Abs.1 Nr. 2 BetrVG: Mitbestimmung
bei Beginn und Ende der taglichen Ar-
beitszeit sowie der Pausen und die Vertei-
lung der Arbeitszeit auf einzelne Wochen-
tage

e §87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG: Mitbestimmung
bei der voriibergehenden Verkirzung oder
Verlangerung der betriebsiiblichen Ar-
beitszeit



e §87 Abs. 1 Nr. 5 BetrVG: Mitbestimmung
bei der Aufstellung allgemeiner Urlaubs-
grundsatze, Urlaubsplan sowie Festlegung
der zeitlichen Lage des Urlaubs fiir einzel-
ne Streitfalle zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer

e §87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG: Mitbestimmung
beim Arbeits- und Gesundheitsschutz im
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
oder der Unfallverhiitungsvorschriften

Dariber hinaus sind die Einflussmoglichkeiten
im Hinblick auf betriebliche Bildungsmalinah-
men von Bedeutung. Dies betrifft die Ermitt-
lung des Bildungsbedarfes und Beratung tber
Fragen der Berufsbildung gemaR § 96 Abs. 2
BetrVG. Bei MaRnahmen der beruflichen Bil-
dung haben Arbeitgeber und Betriebsrat die
Belange Teilzeitbeschéaftigter und Beschaftig-

ter mit Familienpflichten zu bericksichtigen.
§ 97 Abs. 2 BetrVG begriindet die Mitbestim-
mung bei der Einflihrung betrieblicher Bil-
dungsmalnahmen, wenn der Betriebsrat Bil-
dungsbedarf in der Belegschaft erkennt. § 98
Abs. 3 und 4 BetrVG weist der Arbeitnehmer-
vertretung Mitbestimmungsrechte bei der
Auswahl der Teilnehmenden an MaRnahmen
der beruflichen Bildung zu.

Die genannten Mitwirkungs- und Mitbestim-
mungsrechte bestehen in dhnlicher Weise
auch in den Personalvertretungsgesetzen des
Bundes und der Lander. Sie ermoglichen der
Arbeitnehmervertretung weitreichenden Ein-
fluss bei der Ausgestaltung betrieblicher Teil-
zeitregelungen. Es empfiehlt sich, dies in einer
Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung verbindlich
festzulegen.



Gestaltungsraster:
Betriebsvereinbarung , Teilzeitarbeit”

Das nachfolgende Gestaltungsraster beinhal-
tet Stichpunkte zu zentralen Regelungsberei-
chen fir Betriebsvereinbarungen zur Teilzeit-
arbeit. Es orientiert sich an Empfehlungen der
Hans-Bockler-Stiftung. Die Liste enthalt Ge-
sichtspunkte, die bei der Regelung und Orga-
nisation bericksichtigt werden sollten. Es
handelt sich um einen Gesamtkatalog von
Vorschlagen, die betrieblich angepasst und
konkret mit Inhalt gefiillt werden missen.
Weiterfiihrende Informationen und Gestal-
tungshilfen bietet das , Archiv betriebliche
Vereinbarungen” der Hans-B&ckler-Stiftung. Es
ist im Internet zu finden unter:
www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Begriff und Ziele von Teilzeitarbeit

o Definition (tarifvertragliche Arbeitszeiten
als MaRstab)

e grofere individuelle Zeitsouveranitat flr
die Beschaftigten (Ermdglichen von Teil-
zeitarbeit fir alle interessierten Beschaf-
tigten; Bericksichtigung personlicher
Wiinsche bei Umfang und Lage der Ar-
beitszeit)

e Sicherung der Beschaftigung (Verteilung
des Arbeitsvolumens auf mehr Beschaftig-
te; sozialvertragliche Gestaltung von Stel-
lenabbau durch Reduzierung des Arbeits-
zeitvolumens; Werbung fir Teilzeit mit at-
traktiven Angeboten)

e Wirtschaftliche Ziele (Belegschaftsanpas-
sung; bedarfsgerechter Personaleinsatz;
Attraktivitdt des Arbeitsplatzes)

Wechsel zwischen Vollzeit- und Teilzeitarbeit

e Einstieg in die Teilzeitarbeit (Bericksichti-
gung von individuellen Wiinschen; An-
spruch auf befristete Arbeitszeitverminde-
rung; Anspruch auf Teilzeitarbeit, soweit
keine dringenden betrieblichen Belange
entgegenstehen; Beratungsangebote fir
Teilzeit-Interessierte; Erprobungsphasen
der Teilzeitarbeit; Konkretisierung der be-
trieblichen bzw. dringenden betrieblichen
Grinde fir eine Ablehnung; Anreize zur
Aufnahme von Teilzeitarbeit; Arbeits-
platzwechsel; Verbleib; Befristungen)

e Anderungen von Umfang und Lage der
Teilzeitarbeit (formale und inhaltliche Kri-
terien fur die Antragstellung auf Verande-
rung der individuellen Arbeitszeit; Fristen)


http://www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Ruckkehr zur Vollzeitarbeit (Moglichkeit,
die Arbeitszeit auf individuellen Wunsch
zu erhéhen bzw. zur Vollzeitarbeit zu
wechseln oder zurtickzukehren; Riickkehr
zur Vollzeitarbeit bei befristeter Reduzie-
rung der Arbeitszeit nach Fristablauf;
Schutz gegen Nachteile der Teilzeitarbeit)
Schaffung/Einrichtung von Teilzeitarbeits-
platzen (Verfahren und Kriterien fir die
Umwandlung von Vollzeit- in Teilzeitstel-
len; Prifung neuer und frei werdender
Stellen hinsichtlich Eignung fir Teilzeitar-
beit; Berlcksichtigung der Interessen von
Beschéftigten)

Ersatzeinstellungen (Ersatzeinstellungen
fir Arbeitskapazitaten, die durch Arbeits-
zeitreduzierung frei werden; Vermeidung
der Arbeitsintensivierung)

Modelle von Teilzeitarbeit

Umfang der Arbeitszeit (Mindestdauer
und Grenzen; Ausschluss oder Beschran-
kung von geringfiigigen Beschaftigungs-
verhaltnissen; Bindung von Ausnahmen
geringfligiger Beschaftigung an die Freiwil-
ligkeit der Betroffenen; Teilzeit fr Fiih-
rungskrafte)

Lage und Verteilung (Arbeitszeitkonten;
variable Teilzeit; Monats- oder Jahresteil-
zeit; Blockfreizeit; Sabbatical; Job-Sharing)
Flexibilitat und Wahlmaoglichkeiten (flexib-
le Tages-, Wochen-, Monats-, Jahresar-
beitszeit; unbezahlter Urlaub; Pflegepau-
se; offene Vereinbarungen; Verhéltnis in-
dividueller und betrieblicher Kriterien und
Belange bei der Festlegung der Arbeits-
zeit; erforderliche Absprache mit Team
und/oder Fihrungskraft, Ankiindigungs-
fristen fur Freizeitnahme)

Verbindung mit anderen Arbeitszeitfor-
men (Gleitzeit; Rufbereitschaft)
Mehrarbeit (Vermeidung von Mehrarbeit;
Anordnung; Freiwilligkeit; auf Wunsch der
Beschaftigten)

Entgelte, Leistungen und Arbeitsbedingungen

Entgelt und sonstige Geldleistungen (glei-
che oder anteilige Arbeits- und Entgeltbe-
dingungen fir Voll- und Teilzeitbeschaftig-
te; gleiche oder anteilige Anspriiche auf
Entgelt; Leistungsentgelt; Funktionszula-
gen; gleiche Schicht- und Erschwerniszu-
schldge; Anreize und Ausgleichszahlungen;
anteilige Anspriiche an die betriebliche Al-
tersvorsorge; gleiche Moglichkeiten fiir ei-



gene Beitrdge in die betriebliche Alters-
vorsorge; Wechsel in Vollzeit vor be-
triebsbedingten Kiindigungen; Aufsto-
ckung von Leistungen)

Sozial- und zusatzliche Geldleistungen
(Gleichstellung mit Vollzeit; Anrechnung
von Zeiten der Betriebszugehdrigkeit un-
abhangig vom jeweiligen Arbeitszeitvolu-
men; besondere Sozialleistungen wegen
der schwierigen sozialen Lage der Teilzeit-
beschéftigten, z.B. hohere Arbeitgeberbei-
trage zur betrieblichen Altersvorsorge;
pauschale Besitzstandswahrung)

Urlaub (anteilige Anspriiche auf bezahlten
Urlaub; Freistellung; Sonderurlaub; Bil-
dungsurlaub)

Weiterbildung und berufliche Entwicklung
(gleiche Chancen auf berufliche Entwick-
lung; gleiche Moglichkeiten der berufli-
chen Qualifizierung wie in Vollzeit)
sonstige Arbeitsbedingungen (keine Inten-
sivierung Arbeitsbelastung; keine geteilten
Dienste)

Mitbestimmung, Interessenvertretung, tarif-
liche Gestaltung

Mitgestaltung durch die Interessenvertre-
tung (Beratungsrechte im Rahmen des
Verfahrens zur Entscheidung Gber Wiin-
sche auf Reduzierung oder Aufstockung
der Arbeitszeit; Einspruchsrecht und Recht
auf Beratung mit dem Arbeitgeber bei Ab-
lehnung eines Wunsches auf Verdanderung
der Arbeitszeit; Recht auf Uberpriifung der
fir eine Ablehnung angegebenen Griinde;
Mitbestimmung bei der Gestaltung und
Einflhrung von Arbeitszeit- oder Teilzeit-
arbeitsmodellen, bei Abweichungen von
den vereinbarten Regelungen aufgrund
betrieblicher Erfordernisse; Zustimmungs-
bedirftigkeit von individuellen Abwei-
chungen von der Vereinbarung Teilzeit;
Zustimmungsbeddrftigkeit der Nutzung
von Offnungsklauseln eines Tarifvertrages
oder einer Betriebsvereinbarung; Einrich-
tung einer Arbeitsgruppe; Einrichtung ei-
ner paritatischen Kommission)

tarifliche Gestaltung (direkter Bezug zu
Tarifvertragen; Hinweise auf geltende Ta-
rifvertrage)
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5. Weniger ist manchmal mehr: Kurzarbeit

In diesem Kapitel erfahren Sie
was Kurzarbeit ist,
welche Arten von Kurzarbeit existieren,

welche rechtlichen Bestimmungen gelten
und

welche Moglichkeiten Betriebsrate im
Rahmen des Abschlusses einer Betriebs-
vereinbarung zur Kurzarbeit haben.

Was ist Kurzarbeit?

Die Kurzarbeit ist ein Instrument der Arbeits-
zeitgestaltung, das vor allem zur Beschafti-
gungssicherung eingesetzt wird. Dabei ist der
Hauptansatzpunkt eine Verdnderung (= Ver-
kiirzung) der betriebslblichen Arbeitszeit,
welche (iber einen begrenzten Zeitraum er-
folgt. Im Zentrum der Arbeitszeitgestaltung
steht hier somit die Variierung der Dauer der
Arbeitszeit.

Unternehmen, bei denen wirtschaftliche Ursa-
chen voribergehend keine Auslastung der
vollen Arbeitszeit erlauben, konnen mit Hilfe
der sogenannten konjunkturellen Kurzarbeit
eine zeitweilige Klirzung der betriebsiiblichen
Arbeitszeit vornehmen. Dies kann im ganzen
Betrieb oder in ausgewahlten Bereichen erfol-
gen bzw. ausgewahlte oder auch alle Arbeit-
nehmer betreffen. In jedem Fall ist die Zu-
stimmung des Betriebsrats und nach entspre-
chender Beantragung die Genehmigung durch
die Bundesagentur fir Arbeit erforderlich.
Einen Teil des Entgeltes der Beschaftigten
Ubernimmt bei konjunktureller Kurzarbeit die
Bundesagentur fir Arbeit.

Mit dem Instrument der konjunkturellen Kurz-
arbeit konnen Mitarbeiter also auch dann
weiterbeschaftigt werden, wenn im Unter-
nehmen voriibergehend ein zu geringer Ar-
beitsanfall vorliegt. Ziel ist es, Entlassungen zu
vermeiden und bei verbesserter wirtschaftli-
cher Situation die Moglichkeit zu haben, wie-
der auf das qualifizierte und eingearbeitete
Personal zurlickgreifen zu konnen. In der Re-



gel ist Kurzarbeit kein freigewahltes Arbeits-
modell.

Auch im Falle eines saisonal bedingten Auf-
tragsrickganges im Unternehmen sowie im
Falle einer betrieblichen Restrukturierung
steht das Instrument Kurzarbeit zur Verfi-

gung.

Arten von Kurzarbeit

Man unterscheidet je nach Einsatzgrund drei
Arten von Kurzarbeit:

1. Konjunkturelle Kurzarbeit: Diese kommt
zur Anwendung bei einer schwierigen
wirtschaftlichen Lage mit voriibergehen-
den Auslastungsproblemen

2. Saisonale Kurzarbeit: Diese kommt zur
Anwendung z.B. bei einem Einbruch der
Auftragslage von Unternehmen in einigen
Branchen zu bestimmten Jahreszeiten

3. Strukturelle Kurzarbeit (auch Transfer-
Kurzarbeit genannt): Sie wird dann ge-
nutzt, wenn nach einer betrieblichen Neu-
strukturierung neue Beschaftigungsmog-
lichkeiten fiir Arbeitnehmer als Alternative
zur Arbeitslosigkeit gesucht werden.

Rechtliche Bestimmungen zur
Gestaltung von Kurzarbeit

Die gesetzliche Grundlage fir die Kurzarbeit
finden sich in den §§ 95 bis 111 im Sozialge-
setzbuch Il (SGB 1l1).

Kurzarbeitergeld bei konjunktureller Kurzarbeit

Erfiillt ein Unternehmen die notwendigen
Voraussetzungen flr konjunkturelle Kurzar-
beit, erstattet die Bundesagentur fir Arbeit
(nach Bewilligung des Antrages des Arbeitge-
bers auf Kurzarbeit) einen Teil des Arbeitsent-
geltes der Beschaftigten. Als Ausgleich fiir den
Lohnausfall gewahrt die Bundesagentur fir
Arbeit den betroffenen Beschéftigten auf die-
se Weise das sogenannte Kurzarbeitergeld
(Kug). Kurzarbeit ist grundsatzlich auf sechs
Monate begrenzt. Unter bestimmten Umstan-
den kann sie auf bis zu 24 Monate ausgedehnt
werden. Die Beitrage zur Sozialversicherung
flr diesen Ausgleich werden vom Arbeitgeber
allein bezahlt.

Das Kurzarbeitergeld berechnet sich nach dem
Nettoentgeltausfall. Die Kurzarbeiter erhalten
grundsatzlich 60 Prozent des ausgefallenen

pauschalierten Nettoentgeltes. Ist in der elekt-
ronischen Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers



ein Kinderfreibetrag mit einem Zahler von
mindestens 0,5 eingetragen, so betragt das
Kurzarbeitergeld 67 Prozent des ausgefallenen
pauschalierten Nettoentgeltes.

Beispielberechnung:

Ein Mitarbeiter hat ein regelmaRiges Brutto-
einkommen von 2.500 Euro. Der Mitarbeiter
hat ein Kind.

Soll-Entgelt: 2.500 Euro -> Rechnerischer Leis-
tungssatz: 1.237,94 Euro

Ist-Entgelt: 1.250 Euro -> Rechnerischer Leis-
tungssatz: 666,92 Euro

Der Unterschiedsbeitrag betragt in diesem Fall
571,02 Euro, der vom Arbeitgeber zusammen
mit dem Arbeitsentgelt ausgezahlt wird.

Fiir die Ermittlung des Kurzarbeitergeldes
stellt die Bundesagentur fiir Arbeit eine Tabel-
le zur Verfligung, aus der die pauschalierten
monatlichen Nettoentgelte (rechnerische Leis-
tungssatze) abgelesen werden kénnen.

Die Tabelle und weitere Informationen zum
Kurzarbeitergeld finden sich auf der Internet-
seite der Bundesagentur fiir Arbeit:

www.arbeitsagentur.de (Rubrik Formula-

re/Kurzarbeit)

Gesetzliche Voraussetzungen: konjunkturelle
Kurzarbeit

Fiir die Gewahrung von konjunktureller Kurz-
arbeit missen gewisse Mindestbedingungen
vorliegen.

Arbeitnehmer haben Anspruch auf Kurzarbei-
tergeld gemal § 95 SGB Ill, wenn...

1. ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgelt-
ausfall vorliegt,

2. die betrieblichen Voraussetzungen erfiillt
sind,

3. die personlichen Voraussetzungen erfllt
sind und

4. der Arbeitsausfall der Agentur fir Arbeit
angezeigt worden ist.

Das Sozialgesetzbuch Il konkretisiert dahinge-
hend weiter:

Ein Arbeitsausfall ist erheblich, wenn...

1. er auf wirtschaftlichen Griinden oder ei-
nem unabwendbaren Ereignis beruht,

2. ervorlbergehend ist,

3. er nicht vermeidbar ist und
im jeweiligen Kalendermonat (Anspruchs-
zeitraum) mindestens ein Drittel der in
dem Betrieb beschaftigten Arbeitnehmer
von einem Entgeltausfall von jeweils mehr
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als zehn Prozent ihres monatlichen Brut-
toentgelts betroffen ist; dabei sind Auszu-
bildende nicht mitzuzadhlen. Der Betrieb
muss mindestens einen Beschaftigten ha-
ben.

Ein Arbeitsausfall beruht auch auf wirtschaftli-
chen Griinden, wenn er durch eine Verande-
rung der betrieblichen Strukturen, die durch
die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung
bedingt ist, verursacht wird.

Ein unabwendbares Ereignis liegt insbesonde-
re dann vor, wenn ein Arbeitsausfall auf un-
gewobhnlichen, dem tblichen Witterungsver-
lauf nicht entsprechenden Witterungsgriinden
beruht. Ein unabwendbares Ereignis liegt
ebenfalls vor, wenn ein Arbeitsausfall durch
behordliche oder behérdlich anerkannte
Malnahmen verursacht ist, die vom Arbeitge-
ber nicht zu vertreten sind.

Ein Arbeitsausfall ist nicht vermeidbar, wenn
in einem Betrieb alle zumutbaren Vorkehrun-
gen getroffen wurden, um den Eintritt des
Arbeitsausfalls zu verhindern. Hierzu gehort
auch die Nutzung von Erholungsurlaub oder
Ausschopfung von Arbeitszeitguthaben bei
flexiblen Arbeitszeitmodellen.

Als vermeidbar gilt dagegen insbesondere ein
Arbeitsausfall, der...

1. Uberwiegend brancheniiblich, betriebsib-
lich oder saisonbedingt ist oder aus-
schlielRlich auf betriebsorganisatorischen
Griinden beruht,

2. bei Gewahrung von bezahltem Erholungs-
urlaub ganz oder teilweise verhindert
werden kann, soweit vorrangige Urlaubs-
wiinsche der Arbeitnehmer der Urlaubs-
gewdhrung nicht entgegenstehen, oder

3. beider Nutzung von im Betrieb zulassigen
Arbeitszeitschwankungen ganz oder teil-
weise vermieden werden kann.

Die Auflésung eines Arbeitszeitguthabens
anstelle der direkten Inanspruchnahme von
konjunktureller Kurzarbeit kann vom Arbeit-
nehmer nicht verlangt werden, soweit es...

1. ausschlieRlich fiir eine vorzeitige Freistel-
lung eines Arbeitnehmers vor einer alters-
bedingten Beendigung des Arbeitsverhalt-
nisses bestimmt ist (Lebensarbeitszeitkon-
to) oder soweit das Arbeitszeitguthaben
Qualifizierungszwecken dient, sofern dies
in einem Tarifvertrag oder auf Grund eines
Tarifvertrages in einer Betriebsvereinba-
rung dementsprechend geregelt ist,



2. zur Finanzierung einer Winterausfallgeld-
Vorausleistung angespart worden ist,

3. den Umfang von zehn Prozent der ohne
Mehrarbeit geschuldeten Jahresarbeitszeit
eines Arbeitnehmers (ibersteigt oder

4. langer als ein Jahr unverandert bestanden
hat.

Besteht in einem Betrieb eine Vereinbarung
Uber Arbeitszeitschwankungen, nach welcher
mindestens zehn Prozent der ohne Mehrar-
beit geschuldeten Jahresarbeitszeit fir einen
unterschiedlichen Arbeitsanfall eingesetzt
werden, dann gilt ein Arbeitsausfall, der im
Rahmen dieser Arbeitszeitschwankungen nicht
mehr ausgeglichen werden kann, als nicht
vermeidbar (§ 96 SGB Il1).

Der schriftlichen Beantragung der Kurzarbeit
durch das Unternehmen ist eine schriftliche

Stellungnahme des Betriebsrats beizufligen.

Der Antrag auf Zahlung von Kurzarbeitergeld
ist innerhalb von drei Monaten nach Beginn

der Kurzarbeit zu stellen.

Mitbestimmung des Betriebsrats und tarifliche
Regelungen

Voraussetzung fiir die Einfihrung von Kurzar-
beit in einem Unternehmen ist die Zustim-
mung des Betriebsrates. Dieser hat ein gege-

benenfalls Gber die Einigungsstelle erzwingba-
res Mitbestimmungsrecht nach § 87 (1) Nr. 3
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) (voruber-
gehende Verkiirzung oder Verlangerung der
betriebsiblichen Arbeitszeit). Damit verbun-
den steht dem Betriebsrat auch ein Initiativ-
recht zur Einflihrung von Kurzarbeit zu.

In Betrieben ohne Betriebsrat und ohne tarif-
vertragliche Regelung zur Kurzarbeit missen
alle betroffenen Mitarbeiter individualvertrag-
lich der Kurzarbeit zustimmen.

Neben den gesetzlichen Vorgaben bestimmen
auch Tarifvertrage die Ausgestaltung der
Kurzarbeit. Die Tarifautonomie lasst hierbei
den Tarifpartnern die Moglichkeit, spezielle
Kurzarbeitsklauseln zu vereinbaren. Diese
bestimmen die grundsatzlichen Verfahren der
Einfihrung und Entgeltfortzahlung.

Saison-Kurzarbeit und Saison-Kurzarbeitergeld

Das Saison-Kurzarbeitergeld (Saison-Kug) hat
zum Ziel, Arbeitnehmern bei Arbeitsmangel
oder bei saisonalen Arbeitsausfdllen zum Bei-
spiel in einer Schlechtwetterzeit nicht in die
Arbeitslosigkeit zu entlassen, sondern sie im
Betrieb zu halten und damit die Beschafti-
gungsverhaltnisse zu stabilisieren. Saison-
Kurzarbeitergeld wird ausschlieRlich in der



betreffenden Zeitperiode und bereits ab der
ersten Ausfallstunde (nach Auflésung von
Arbeitszeitguthaben) geleistet. Damit kann
sowohl ein Arbeitsausfall aus Witterungsgriin-
den als auch ein saisonal bedingter Auftrags-
mangel ausgeglichen werden.

Beim Saison-Kurzarbeitergeld gelten ansons-
ten die gleichen Regelungen wie beim kon-
junkturellen Kurzarbeitergeld.

Transferkurzarbeit und Transfer-
Kurzarbeitergeld

Zur Vermeidung von Entlassungen und zur
Verbesserung ihrer Vermittlungsaussichten
wird Transfer-Kurzarbeitergeld (Transfer-Kug)
zur Férderung bei betrieblichen Restrukturie-
rungen (Betriebsdanderung gemaR § 111 Ab-
satz 1 Satz 3 BetrVG) fiir Arbeitnehmer ge-
wahrt. Das heillt, Arbeitnehmer, fir die bei
einer Betriebsanderung (z.B. Einschrankung
oder Stilllegung des ganzen Betriebes oder
von wesentlichen Betriebsteilen, Zusammen-
schluss mit anderen Betrieben) keine Aussicht
auf Weiterbeschaftigung besteht, erhalten
Uber die Bundesagentur fir Arbeit Transfer-
Kurzarbeitergeld.

Transfer-Kurzarbeitergeld wird Arbeitnehmern
gewahrt, sofern

1. sie von einem dauerhaften unvermeidba-
ren Arbeitsausfall mit Entgeltausfall be-
troffen sind,

2. die betrieblichen Voraussetzungen vorlie-
gen,

3. die personlichen Voraussetzungen erflillt
sind,

4. sich die Betriebsparteien im Vorfeld der
Entscheidungen Uber die Inanspruchnah-
me von Transferkurzarbeitergeld durch
die Bundesagentur fiir Arbeit beraten las-
sen —insbesondere im Rahmen ihrer Ver-
handlungen Uber einen die Integration der
Arbeitnehmer férdernden Interessenaus-
gleich oder Sozialplan nach § 112 des Be-
triebsverfassungsgesetzes — und

5. der dauerhafte Arbeitsausfall der Bunde-
sagentur fiir Arbeit angezeigt wurde.

Ein dauerhafter unvermeidbarer Arbeitsausfall
liegt dann vor, wenn der Arbeitsausfall auf-
grund einer Betriebsdanderung, nicht nur vo-
ribergehend ist und im Betrieb keine Beschaf-
tigungsmoglichkeiten fiir den Arbeitnehmer
vorhanden sind. Der Arbeitsausfall muss mit
einem Entgeltausfall einhergehen.



Die Bundesagentur fiir Arbeit leistet Transfer-
Kurzarbeitergeld fiir langstens zwdlf Monate.

Ein dauerhafter Arbeitsausfall liegt vor, wenn
auf Grund einer Betriebsdanderung im Sinne
des § 111 Absatz 1 Satz 3 BetrVG die Beschaf-
tigungsmoglichkeiten fur Arbeitnehmer nicht
nur voribergehend entfallen. Der Entgeltaus-
fall kann auch jeweils 100 Prozent des monat-
lichen Bruttoentgelts betragen.

Die betrieblichen Voraussetzungen fir die
Gewadhrung von Transferkurzarbeitergeld sind
erfillt, wenn ...

1. in einem Betrieb Personalanpassungs-
mafnahmen auf Grund einer Betriebsan-
derung durchgefiihrt werden,

2. die von Arbeitsausfall betroffenen Arbeit-
nehmer in einer betriebsorganisatorisch
eigenstandigen Einheit zusammengefasst
werden, um Entlassungen zu vermeiden
und ihre Eingliederungschancen zu ver-
bessern,

3. die Organisation und Mittelausstattung
der betriebsorganisatorisch eigenstandi-
gen Einheit den angestrebten Integrati-
onserfolg erwarten lassen und

4. ein System zur Sicherung der Qualitat
angewendet wird.

Wird die betriebsorganisatorisch eigenstandi-
ge Einheit von einem Dritten durchgefiihrt,
tritt an die Stelle der Voraussetzung nach Satz
1 Nummer 4 die Tragerzulassung nach § 178
SGB Ill.

Die personlichen Voraussetzungen sind erfillt,
wenn der Arbeitnehmer ...

von Arbeitslosigkeit bedroht ist,

nach Beginn des Arbeitsausfalls eine versi-

cherungspflichtige Beschaftigung fortsetzt

oder im Anschluss an die Beendigung ei-

nes Berufsausbildungsverhaltnisses auf-

nimmt,

3. nicht vom Kurzarbeitergeldbezug ausge-
schlossen ist und
4. vor der Uberleitung in die betriebsorgani-

satorisch eigenstandige Einheit aus Anlass

der Betriebsdnderung

a) sich bei der Bundesagentur fir Arbeit
arbeitsuchend meldet und

b) an einer arbeitsmarktlich zweckmafi-
gen MalBnahme zur Feststellung der
Eingliederungsaussichten teilgenom-
men hat; kdnnen in berechtigten Aus-
nahmefallen trotz Mithilfe der Agen-
tur fur Arbeit die notwendigen Fest-
stellungsmalRnahmen nicht rechtzeitig
durchgefiihrt werden, sind diese im



unmittelbaren Anschluss an die Uber-
leitung innerhalb eines Monats nach-
zuholen.

Die Hohe des Transfer-Kurzarbeitergeldes
richtet sich wie die Hohe des konjunkturellen
Kurzarbeitergeldes und die Hohe des Saison-
Kurzarbeitergeldes nach der Héhe des pau-
schalierten Nettoentgeltausfalls im An-
spruchszeitraum. Die Leistungssatze werden
identisch berechnet.

Gestaltungsempfehlungen

Die betriebliche Mitbestimmung durch den
Betriebsrat ist bei der Anwendung von Kurzar-
beit weitreichend. Ohne Betriebsvereinbarung
und Zustimmung des Betriebsrats darf Kurzar-
beit nicht durchgefiihrt werden. Dabei sind
Ziele, betroffener Personenkreis, Umfang der
Reduzierung, personelle Malnahmen und
Verfahrensregeln mit der Arbeitgeberseite zu
vereinbaren.

Bevor sich Arbeitgeber- und Arbeitnehmersei-
te zur Nutzung des Instrumentes Kurzarbeit
entschlielRen, sollten allerdings zundchst mog-
liche Alternativen abgewogen werden. Das
Vorziehen von InstandhaltungsmaBnahmen,

das Vereinbaren von Betriebsferien oder der
Abbau von Uberstunden, Leiharbeit und
Fremdvergaben kdonnen zielfihrender sein als
Kurzarbeit.

Die betriebliche Arbeitnehmervertretung soll-
te sich dabei stets ein eigenes Bild von der
wirtschaftlichen Lage des Betriebes machen
und diese genau analysieren. Hierzu ist es von
grolRer Bedeutung, entsprechende Informati-
onen zu erhalten, seien es direkte Informatio-
nen von Seiten der Geschaftsfiihrung oder
Uber den Wirtschaftsausschuss. In sich andeu-
tenden wirtschaftlichen Krisensituationen ist
dem Betriebsrat zu empfehlen, neben einer
eigenen Ursachenanalyse auch externe Sach-
verstandige Uber § 80 Abs. 3 BetrVG hinzuzu-
ziehen. Nachdem der Betriebsrat die eigene
Analyse abgeschlossen hat, sollten Strategien
zunachst intern und spater mit dem Arbeitge-
ber diskutiert werden.

Ein aktuell zu beobachtender Trend ist der
Versuch von Unternehmen, bei konjunkturel-
ler Kurzarbeit wahrend der Kurzarbeitsphase
(aber nach Uberquerung der Krisen-Talsohle)
Arbeitsverdichtung zu betreiben. Der konjunk-
turellen Entspannung begegnen viele Unter-
nehmen mit konstant niedrigen Stundenbe-
darfen und einer Erhéhung der Leistungsdich-



te flr den einzelnen Arbeitnehmer. Der Be-
triebsrat sollte dies im Auge behalten und
gegebenenfalls Giber seine Mitbestimmungs-
moglichkeiten (Forderung der Einhaltung der
Betriebsvereinbarung) intervenieren.

Gerade in der Industrie kénnen wahrend der
Kurzarbeit durch eine Verringerung der vorge-
gebenen Taktzeit oder strikterer Arbeitstei-
lung erste RationalisierungsmalRnahmen ge-
troffen werden, die vordergriindig einer zu-
kiinftigen Krisensituation vorbeugen sollen,
aber negative Effekte auf die Qualitat der Ar-
beitsbedingungen mit sich bringen. Hier ist es
die Aufgabe des Betriebsrates, sich fir eine
nachhaltige und ganzheitliche Arbeitszeit- und
Arbeitsplatzgestaltung stark zu machen, die
Arbeitnehmer schiitzt und ergonomischen
Kriterien entspricht.

Einige Tarifvertrage verfligen tGber ergdnzende
Instrumente zur konjunkturellen Kurzarbeit. In
der Metall- und Elektroindustrie gibt es seit
1994 Tarifvertrage zur Beschaftigungssiche-
rung (kurz: TV Besch). Demnach kann die Ar-
beitszeit mit entsprechender Lohnabsenkung
in Westdeutschland auf bis zu 30 und in Ost-
deutschland auf bis zu 33 Stunden pro Woche
reduziert werden. Im Gegensatz zur Kurzarbeit
ist das Volumen der Absenkung begrenzt.

Voraussetzung ist jedoch, dass eine entspre-
chende Betriebsvereinbarung dazu abge-
schlossen wird. Die Umsetzung ist demnach
nicht Gber die Einigungsstelle erzwingbar.

Interessant ist dieses Instrument vor allem
dann, wenn keine Kurzarbeit genehmigt wird
oder der Kurzarbeitszeitraum bereits ausge-
schopft wurde. Analog zur Kurzarbeitsrege-
lung kann in einzelnen Abteilungen oder im
ganzen Betrieb die Arbeitszeit reduziert wer-
den. Weiterhin verpflichtet sich der Arbeitge-
ber, in dieser Zeit keine betriebsbedingten
Kindigungen auszusprechen.

Problematisch ist, dass durch die geringeren
Sozialabgaben wahrend der Anwendung des
TV Besch spater geringere Anspriiche in der
gesetzlichen Rentenversicherung und gegebe-
nenfalls beim Arbeitslosengeld entstehen. Die
,Last der Krise” ibernimmt so quasi 1:1 der
Arbeitnehmer. Der TV Besch ist als erganzen-
de Lésung zur Kurzarbeit entstanden und soll-
te dementsprechend auch nachrangig behan-
delt werden.



Gestaltungsraster:
Betriebsvereinbarung ,konjunkturelle
Kurzarbeit”

Das nachfolgende Gestaltungsraster beinhal-
tet Stichpunkte zu zentralen Regelungsberei-
chen flr Betriebsvereinbarungen zu Langzeit-
konten. Sie orientieren sich an Empfehlungen
der Hans-Bockler-Stiftung. Die Liste enthalt
Gesichtspunkte, die bei der Regelung und
Organisation bericksichtigt werden sollten. Es
handelt sich um einen Gesamtkatalog von
Vorschlagen, die betrieblich angepasst und
konkret mit Inhalt gefiillt werden missen.
Weiterfiihrende Informationen und Gestal-
tungshilfen bietet das ,, Archiv betriebliche
Vereinbarungen” der Hans-B&ckler-Stiftung. Es
ist im Internet zu finden unter:
www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Praambel und Ziele

e Vermeidung von Kiindigungen

e Erhalt des angestammten Personals
und Know-how / Sicherung der Wett-
bewerbsfahigkeit

e Qualifikation wahrend Kurzarbeit

e allgemeine Auslegungsmafistidbe

Geltungsbereich

e konkret abgegrenzte Standor-
te/Bereiche/Abteilungen

¢ Namensliste

e gleichmaRige Verteilung auf alle Be-
schaftigten

Reduzierung der Arbeitszeit

e Umfang der Reduzierung
e Sonderregelungen fir bestimmte Be-
schaftigtengruppen (z. B. Teilzeitkraf-
te)
e Hartefallregelungen
e Veridnderung/Lage der Arbeitszeit
e Auswirkungen auf die Verglitung
— Berechnungsgrundlagen
— BerechnungsgroRRen
— Ausgleichszahlungen (sogenannte
Aufstockung)
— Sonderzahlungen (Weihnachts-
/Urlaubsgeld)
— Zahlungen bei Urlaub, Feiertag,
Krankheitsfall
— Zahlungsmodalitaten
e Arbeitszeitkonten
— Abbau von Guthaben
— Aufbau von Minusstunden


http://www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Altersteilzeitregelungen
Urlaubsregelungen

Personelle MalRhahmen

Beschaftigungssicherung
— Ausschluss betriebsbedingter
Kindigungen
Verbot/Begrenzung von Mehrarbeit
dringende Notfille .
Leiharbeit/Fremdvergabe L
— Insourcing, ggf. Regelungen fir
Zeitraum nach Kurzarbeit .
— grundsatzliches Verbot, Beschran-
kung nur auf dringende .
Ausnahmefalle
— Zustimmungsvorbehalt des Be-
triebsrats
Qualifizierung
— Sicherung der Mitbestimmung
nach § 98 BetrVG
— Schulungsplan: Schulungsinhalte, o
Schulungsdauer
— Anspruchsberechtigte

— interne/externe Anbieter

— finanzielle Anreize fur Qualifizie-
rungen (z. B. héhere Aufstockung)

— Beendigung der Kurzarbeit: Was
passiert mit laufenden Schulun-
gen?

Verfahrensregelungen

Ankiindigungsfristen

Erreichbarkeit der Beschaftigten wah-

rend Kurzarbeit

Zusammenarbeit mit Betriebsrat und

der Bundesagentur fiir Arbeit

Beteiligungsrechte des Betriebsrats

wahrend der Kurzarbeit

—  Durchfuhrungsregelungen, Infor-
mationsanspriche (Wann? An-
hand welcher Unterlagen?)

— Mitbestimmung bei Verdanderung
der vereinbarten Kurzarbeit

Konfliktlosungsregelungen

— Einigungsstelle, Schlichtungsstelle,
Verfahren



Quellen, weiterfiihrende Literatur und Informationen im Internet

Bispinck, Rainer / LaBmann, Nikolai / Rupp, Rudi (2010): Konjunkturbedingte Kurzarbeit — Regelun-
gen in Betriebsvereinbarungen und Tarifvertragen. Download unter:
http://www.boeckler.de/pdf/mbf bvd kurzarbeit.pdf

Bundesagentur fiir Arbeit (2012): Merkblatt 8d: Saison-Kurzarbeitergeld. Download unter:
http://www.arbeitsagentur.de/zentraler-Content/Veroeffentlichungen/Merkblatt-Sammlung/MB-
08d-Saison-Kurzarbeitergeld-bis-12-2012.pdf

Bundesagentur fiir Arbeit (2013): Merkblatt 8a: Kurzarbeitergeld. Informationen fiir Arbeitgeber und
Betriebsvertretungen. Download unter: http://www.arbeitsagentur.de/zentraler-
Content/Veroeffentlichungen/Merkblatt-Sammlung/MB-08a-Kurzarbeitergeld-AG.pdf

Bundesagentur fiir Arbeit (2013): Merkblatt 8c: Transferleistungen. Forderung der Teilnahme an
Transfermalnahmen. Transferkurzarbeitergeld. Informationen fiir Arbeitgeber und Betriebsvertre-
tungen. Download unter:_http://www.arbeitsagentur.de/zentraler-
Content/Veroeffentlichungen/Merkblatt-Sammlung/MB-08d-Saison-Kurzarbeitergeld-bis-12-

2012.pdf
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6. Zeit auf der hohen Kante: Langzeitkonten

In diesem Kapitel erfahren Sie
was Langzeitkonten sind,

welche Arten von Langzeitkonten existie-
ren,

welche rechtlichen Bestimmungen gelten
und

welche Moglichkeiten Betriebsrate im
Rahmen des Abschlusses einer Betriebs-
vereinbarung zu Langzeitkonten haben.

Was sind Langzeitkonten?

Beim Langzeitkonto handelt es sich um ein
Modell, bei dem Arbeitszeit nicht vergitet,
sondern langfristig angesammelt wird. Damit
sollen letztlich umfangreichere bezahlte
Freistellungen genutzt werden kénnen. Bei
Kurzzeitkonten, z.B. im Rahmen von
Gleitzeitmodellen, erfolgt der Ausgleich des
Guthabens in liberschaubaren, in der Regel
maximal einjahrigen Zeitraumen. Anders bei

Langzeitkonten: Sie konnen hohe Salden
aufweisen und sehr lange Ausgleichszeitraume
haben. Der Ausgleich erfolgt zumeist erst nach
mehreren Jahren, oft erst am Ende des
Arbeitslebens. Mit den Gber mehrere Jahre
angesparten, nicht ausbezahlten Arbeitszeiten
kdnnen Arbeitnehmer friiher aus der
Erwerbstatigkeit ausscheiden oder
schrittweise die Arbeitszeit bei gleich
bleibendem Entgelt reduzieren. Wahrend der
Freistellung von der Arbeitstatigkeit besteht
das Beschaftigungsverhiltnis fort.

Das Kurzzeitkonto speist sich in der Regel aus
der Differenz zwischen Ist- und Sollarbeitszeit.
Es wird als Zeitkonto gefiihrt. Demgegeniber
sind die Quellen beim Langzeitkonto
vielseitiger. Hier kann das Guthaben
beispielsweise

e durch den ,Uberschuss” des
Kurzzeitkontos am Jahresende,

e durch Uiber den gesetzlichen
Mindesturlaub hinausgehenden
Resturlaub oder auch

e durch Entgeltbestandteile



aufgebaut werden.

Da das Guthaben auf Langzeitkonten Uber die
Varianten Umwandlung von Zeit in Geldwert
und direkte Einlage von Entgelt angespart
werden kann, spricht man auch von
Zeitwertkonten oder Wertguthaben.
Langzeitkonten — sofern sie nicht vor 2009
eingerichtet wurden oder auf Vereinbarungen
beruhen, die vor 2009 getroffen wurden — sind
zwingend in Entgelt zu flhren.

Derzeit geltende Tarifvertrage, wie zum
Beispiel der Tarifvertrag fir den 6ffentlichen
Dienst (TV6D), verweisen ausdriicklich auf die
Moglichkeit, Langzeitkonten einzurichten.
Andere Manteltarifvertrage, beispielsweise fur
die Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-
Westfalen oder fiir die Chemische Industrie,
und ebenso diverse Haustarifvertrage haben
hierfir sogar konkrete Regeln aufgestellt.

Durch den Gesetzgeber wurden im Jahr 1998
mit dem sogenannten ,Flexi-Gesetz” (Gesetz
zur sozialrechtlichen Absicherung flexibler
Arbeitszeitregelungen) die
sozialversicherungsrechtlichen
Rahmenbedingungen zur Einfihrung und
Nutzung von Zeitwertkonten geschaffen.
Diese wurden mit dem sogenannten ,,Flexi-II-

Gesetz” (Gesetz zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen der sozialrechtlichen
Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen
[ArbFlexiG]), das seit Januar 2009 in Kraft ist,
umfassend reformiert.

Demnach gilt unter anderem (vgl. ndher
weiter unten: Rechtliche Bestimmungen):

e langzeitkonten kénnen grundsatzlich mit
allen Arbeitnehmern — auch geringfiigig
Beschaftigten — vereinbart werden.

e Uber ein Langzeitkonto muss eine
schriftliche individuelle Vereinbarung
getroffen werden.

e lLangzeitkonten sind ausschlieRlich ,in
Geld” zu fUhren, die Wertguthaben also in
Euro und Cent auszuweisen.
Einbringungen von Zeit aller Art missen
umgerechnet werden.

e Der Arbeitgeberanteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist
Bestandteil des Wertguthabens.

*  Wird ein Arbeitnehmer mittels
Wertguthaben von der Arbeitsleistung
freigestellt oder stockt er dadurch sein
Entgelt bei Arbeitszeitverringerungen auf,
darf das monatlich fallige Arbeitsentgelt
hochstens um plus/minus 30 Prozent vom



Einkommen der vorangegangenen zwolf
Monate abweichen.

Langzeitkonten missen bei drohender
Kurzarbeit nicht angegriffen werden.

Das maximal zuldssige Wertguthaben
entspricht grundsatzlich demjenigen, das
bis zum Zeitpunkt des geplanten Eintritts
in den Ruhestand, maximal aber bis zur
gesetzlichen Altersgrenze, noch realisiert
werden kann.

Wertguthaben miissen so angelegt
werden, dass ein Verlust ausgeschlossen
erscheint und eine ,,Geld-zuriick-Garantie”
wahrend der geplanten Freistellung
gegeben ist.

Wertguthaben im Umfang von mehr als
der einfachen BezugsgroRe der
gesetzlichen Sozialversicherung
(Durchschnittsentgelt der gesetzlichen
Rentenversicherung im vorvergangenen
Kalenderjahr) gemaR § 18
Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) —
derzeit ca. 2.600 Euro —sind vollstandig
gegen Insolvenz zu sichern.

Endet das Arbeitsverhaltnis, kann der
Arbeitnehmer die Ubertragung des
Wertguthabens auf den neuen
Arbeitgeber verlangen, wenn er mit

diesem eine Wertguthabenvereinbarung
getroffen und dieser der Ubertragung
zugestimmt hat.

e Auszahlungen aus dem Langzeitkonto sind
steuerlich nur in Fallen
existenzbedrohender Notlage des
Arbeitnehmers zuldssig. Ansonsten flhren
sie zur sofortigen Versteuerung des
gesamten Guthabens.

Altersteilzeit wird Ublicherweise nicht unter
die Zeitwertkonten gefasst, obwohl im Falle
des Blockmodells auch dort fiir eine
Freistellung in der zweiten Phase der
Altersteilzeit vorgearbeitet wird. Ebenfalls
nicht unter den Oberbegriff des
Zeitwertkontos fallt der Vorruhestand: Zum
einen erfolgt hier kein Vorarbeiten, zum
anderen handelt es sich nicht um eine
Freistellung von der Arbeitstatigkeit. Denn das
Arbeitsverhaltnis wird hier mit Beginn des
Vorruhestandes beendet.

Ebenso abzugrenzen sind Zeitwertkonten von
der betrieblichen Altersversorgung: Wahrend
das Zeitwertkonto der Freistellung von der
Arbeit vor Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses dient, stellt betriebliche
Altersversorgung auf die Zeit nach Eintritt



eines Versorgungsfalles und damit auf die Zeit
nach Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ab.

Langzeitkonten — Fiir und Wider

Aus Arbeitgebersicht kbnnen unter
Umstdnden Produktionsengpasse mit
Arbeitszeitverlangerungen, die auf
Langzeitkonten gebucht werden, besser
bewaltigt werden. Im Zuge des
demografischen Wandels wird es zudem
zunehmend interessant, mit Hilfe von
Langzeitkonten einer Uberalterung der
Belegschaft vorzubeugen. Altersgemischte
Teams sind fir betriebliches
Wissensmanagement unverzichtbar. Ein
gleitender Ubergang in den Ruhestand,
ermoglicht durch Lebensarbeitszeitkonten,
sichert das Wissen und die Erfahrung alterer
Arbeitnehmer. Zusatzlich haben Arbeitgeber
durch das Angebot von Langzeitkonten
Vorteile bei der Gewinnung und Bindung von
Fachkraften und nicht zuletzt einen
Imagezuwachs als mitarbeiterorientierter
Betrieb.

Dem gegeniiber stehen Einflihrungs- und
Verwaltungskosten. Diese sind insbesondere
dann relativ hoch, wenn nur wenige Arbeit-
nehmer eines Betriebes an dem Modell teil-

nehmen. Komplexe Rahmenbedingungen, wie
Insolvenzsicherung, bilanzielle Riickstellungen,
Arbeits- und Tarifrecht sowie Steuer- und So-
zialversicherungsrecht, miissen beachtet wer-
den. Wahrend der Freistellungsphasen kann
es nicht zuletzt aufgrund der langfristigen
Abwesenheit von Arbeitnehmern zu Proble-
men bei der Organisation der Arbeit kommen.

Flr Arbeitnehmer stellt sich vor allem
aufgrund zunehmender Belastungen die
Frage, wie sie vor dem gesetzlichen Ruhestand
ohne oder mit geringeren Abschldagen aus dem
Erwerbsleben ausscheiden bzw. Auszeiten fir
Erholung, Familie und Fortbildung nutzen
konnen. Langzeitkonten er6ffnen neue Wege
der Lebensarbeitszeit- und Familienplanung.
Sie sind zudem steuerlich interessant. Der
Arbeitgeber ermoglicht kostenlose Einlagen
und subventioniert unter Umstanden den
Aufbau von Wertguthaben.

Andererseits sind in der Ansparphase weniger
Freizeit und/oder weniger Entgelt verfiugbar.
Bei vielen Arbeitnehmern stehen eher zeitna-
he Verwendungsinteressen im Vordergrund
und es besteht haufig kein Interesse an lang-
fristigen Zeitsparoptionen. Aullerdem kdnnen
die Arbeitnehmer Uber ihr Wertguthaben
grundsatzlich nicht frei verfligen. Auszahlun-



gen aus dem Langzeitkonto sind in der Regel
nur flr die Finanzierung von Freistellungen
zulassig. ,,Storfalle”, zum Beispiel ein Wechsel
des Arbeitgebers, konnen den Aufbau von
Wertguthaben beeintrichtigen. Ist eine Uber-
tragung beim Jobwechsel nicht méglich, muss
das Langzeitkonto aufgeldst werden und es
fallen in der Regel durch Versteuerung und
Sozialabgaben fiir den Arbeitnehmer hohe
Stornierungskosten an.

Nicht zuletzt bedarf es der erheblichen
Zufiihrung von Arbeitszeit und/oder Entgelt,
und dies in der Regel Giber einen langen
Zeitraum, um einen relevanten
Freistellungseffekt zu ermdglichen.
Geringverdiener oder Minijobber werden
haufig ausgegrenzt, Angebote zu
Langzeitkonten wahrnehmen zu kénnen.
Fraglich ist grundsatzlich, inwieweit ein
Arbeitnehmer mit geringfligiger Beschaftigung
bereit und in der Lage ist, Wertguthaben
anzusparen. Ebenso lohnt sich fiir dltere
Arbeitnehmer die Er6ffnung eines
Lebensarbeitszeitkontos zumeist kaum noch.
Wird das Konto in erster Linie durch geleistete
(Mehr-)Arbeitszeit gefillt, kann dies
gesundheitlich bedenklich sein. Hier missen
Schutzregelungen getroffen werden.

Zum Teil werden Langzeitkonten zweckent-
fremdet genutzt, um kurzfristige Auslastungs-
schwankungen auszugleichen. Dies entspricht
ausdriicklich nicht dem Willen des Gesetzge-
bers. Ebenfalls ist in einigen Fallen festzustel-
len, dass die Absicherung gegeniiber dem
Insolvenzrisiko nicht den gesetzlichen Rege-
lungen entspricht. Dadurch entsteht ein Miss-
trauen in der Belegschaft.

Die Ausgestaltung von Langzeitkonten gestal-
tet sich insofern in der Praxis trotz der Reform
durch das Flexi-ll-Gesetz relativ schwierig.
Zudem sind laut Hans-Bockler-Stiftung die
aktuellen gesetzlichen Regelungen zu Zeit-
wertkonten nur in rund der Halfte der der
Betriebe iberhaupt bekannt.

Arten von Langzeitkonten

Langzeitkonten werden im Allgemeinen nach
ihrem Verwendungszweck unterschieden.
Einerseits gibt es das Lebensarbeitszeitkonto,
bei dem das angesparte Zeitguthaben dazu
genutzt wird, bei Fortzahlung einer Verglitung
die Dauer der Erwerbstatigkeit zu verkiirzen
und frithzeitig in den Ruhestand einzutreten
beziehungsweise schrittweise die



Wochenarbeitszeit gegen Ende der
Erwerbstatigkeit zu reduzieren. Vor dem
aktuellen Hintergrund des Wegfalls der
staatlichen Forderung der Altersteilzeit sowie
der Anhebung der Regelaltersgrenze fiir den
Renteneintritt auf 67 Jahre wird ein
Vorruhestand durch ein zuvor angespartes
Lebensarbeitszeitkonto durchaus attraktiv.

Andererseits besteht durch Nutzung eines
Langzeitkontos die Moglichkeit, wahrend der
Erwerbsphase eine voriibergehende langere
Freistellung, ein sogenanntes Sabbatical, ,zu
finanzieren”. Das Zeitguthaben kann
beispielsweise flir Familienphasen (Eltern-,
Pflegezeit), fiir einen langen Urlaub oder auch
flir umfangreiche personliche
Weiterbildungen, aufgebraucht werden.
Letzteres spielt zwar in der Praxis noch eine
geringe Rolle, gewinnt aber vor dem
Hintergrund des lebenslangen Lernens an
Bedeutung.

Rechtliche Bestimmungen zur
Gestaltung von Langzeitkonten

Gesetzliche Grundlagen

Zum 1. Januar 2009 trat das , Gesetz zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen der
sozialrechtlichen Absicherung flexibler
Arbeitszeitregelungen” (ArbFlexiG) oder kurz
,Flexi-ll-Gesetz” in Kraft. Es anderte
insbesondere die grundlegenden gesetzlichen
Regelungen zu
,Wertguthabenvereinbarungen”
(Langzeitkonten), die im SGB IV vor allem in
den §§ 7b ff. und 23b festgelegt sind.
Gegenlber der bis dahin geltenden Regelung
aus dem Jahr 1998 (,,Flexi-Gesetz”) bestehen
einige erhebliche Unterschiede. Wesentliche
Bestimmungen sind unter anderen:

Beschdftigungsverhdltnis wéhrend der Frei-
stellung

Beschéftigung ist die nichtselbstdndige Arbeit,
insbesondere in einem Arbeitsverhaltnis. An-
haltspunkte fiir eine Beschaftigung sind eine
Tatigkeit nach Weisungen und eine Eingliede-
rung in die Arbeitsorganisation des Weisungs-
gebers (vgl. § 7 Abs. 1 SGB V). Eine Beschéfti-
gung besteht auch in Zeiten der Freistellung



von der Arbeitsleistung von mehr als einem
Monat, wenn wahrend der Freistellung Ar-
beitsentgelt aus einem Wertguthaben nach §
7b SGB IV fallig ist und das monatlich fallige
Arbeitsentgelt in der Zeit der Freistellung nicht
unangemessen von dem fir die vorausgegan-
genen zwolf Kalendermonate abweicht, in
denen Arbeitsentgelt bezogen wurde (vgl. § 7
Abs. 1a SGB IV).

Die in den einzelnen Versicherungszweigen
(Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung) bestehenden versicherungs-
rechtlichen Regelungen finden grundsatzlich
auch wahrend einer Freistellung von der Ar-
beitsleistung oder der Verringerung der Ar-
beitszeit im Rahmen einer Wertguthabenver-
einbarung uneingeschrankt Anwendung (vgl.
Spitzenverbande 2009, S. 42). Fir den Fortbe-
stand der Versicherungspflicht in der Freistel-
lungsphase ist es nicht erforderlich, dass das
Beschaftigungsverhaltnis anschliefend fortge-
setzt wird (vgl. ebd., S. 15).

Das Arbeitsentgelt wahrend der Freistellungs-
phase gilt dann noch als angemessen, wenn es
im Monat mindestens 70 Prozent und maxi-
mal 130 Prozent des durchschnittlich gezahl-
ten Arbeitsentgelts der unmittelbar vorange-
gangenen zwolf Kalendermonate der Arbeits-

phase betragt. Dies gilt in den Fallen der teil-
weisen Freistellung im Zusammenhang mit der
Verringerung der vertraglich vereinbarten
Arbeitszeit flr das insgesamt monatlich fallige
Arbeitsentgelt (vgl. Spitzenverbande 2009, S.
21f).

Wertguthabenvereinbarung

Eine Wertguthabenvereinbarung liegt vor,
wenn

e der Aufbau eines Wertguthabens schrift-
lich vereinbart wurde,

e die Vereinbarung nicht lediglich das Ziel
der flexiblen Gestaltung der werktaglichen
oder wochentlichen Arbeitszeit oder den
Ausgleich betrieblicher Produktions- und
Arbeitszeitzyklen verfolgt,

e Arbeitsentgelt ins Wertguthaben einge-
bracht wird, um es fur Zeiten der Freistel-
lung von der Arbeitsleistung oder der Ver-
ringerung der Arbeitszeit zu entnehmen,

e das aus dem Wertguthaben fallige Ar-
beitsentgelt mit einer vor oder nach der
Freistellung von der Arbeitsleistung oder
der Verringerung der Arbeitszeit erbrach-
ten Arbeitsleistung erzielt wird,

e das fillige Arbeitsentgelt insgesamt 400
EUR monatlich Gibersteigt, es sei denn, die



Beschaftigung wurde vor der Freistellung
als geringfligige Beschaftigung ausgelibt (§
7b SGB IV).

Wertguthabenvereinbarungen kdénnen tarif-
vertragliche Regelungen, Betriebsvereinba-
rungen oder einzelvertragliche Vereinbarun-
gen sein. Zur Gewahrleistung der weiterfiih-
renden Rechte (z. B. Sonderkiindigungsrecht
nach § 7e Abs. 5 SGB IV) sollten auch bei tarif-
vertraglichen Regelungen und Betriebsverein-
barungen daneben einzelvertragliche Verein-
barungen getroffen werden. Die Wertgutha-
benvereinbarung hat insbesondere Regelun-
gen Uber Zweck und Ziel der Arbeitszeitflexibi-
lisierung, die Art der Freistellung sowie die
Angemessenheit der Hohe des wahrend der
Freistellung falligen Arbeitsentgelts zu treffen.
Eine konkrete Festlegung der Dauer bzw. des
Umfangs der Freistellung sowie der Hohe des
Arbeitsentgelts ist nicht erforderlich (vgl. ebd.,
S. 19f).

Aufbau von Wertguthaben

Das Wertguthaben umfasst neben den Ar-
beitsentgelten aus einer Beschaftigung auch
die auf diese Arbeitsentgelte entfallenden
Arbeitgeberanteile am Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag (§ 7d Abs. 1 SGB IV). Demnach

setzt sich das Wertguthaben aus dem Entgelt-
guthaben und den auf dieses Entgeltguthaben
entfallenden Arbeitgeberbeitragsanteilen
zusammen (vgl. ebd., S. 23).

Zum Entgeltguthaben im sozialversicherungs-
rechtlichen Sinne gehoren alle aus einer Be-
schaftigung aufgebauten Arbeitsentgelte nach
§ 14 SGB IV wie

e Teile des laufenden Arbeitsentgelts,

e Mehrarbeitsvergiitungen,

e Einmalzahlungen,

o freiwillige zusatzliche Leistungen des Ar-
beitgebers oder

e Uberstunden- und Urlaubsabgeltungen.

Arbeitsentgeltbestandteile konnen in das
Wertguthaben eingestellt werden, soweit kein
Tarifvertrag einer solchen Verwendung aus-
driicklich entgegensteht (vgl. ebd., S. 23f.).

Verwendung des Wertguthabens

Seit 2009 kann die Verwendung des Wertgut-
habens bei gesetzlichen Freistellungen auch
ohne konkrete Regelung in der Wertgutha-
benvereinbarung vom Arbeithehmer bean-
sprucht werden (§ 7c Abs. 1 Nr. 1 SGB IV). Dies
gilt fiir gesetzlich geregelte Freistellungen von
der Arbeitsleistung oder gesetzlich geregelte



Verringerungen der Arbeitszeit, insbesondere

bei

o der Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz,

e der Elternzeit nach dem Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz sowie

e einer Teilzeitbeschaftigung nach dem Teil-
zeit- und Befristungsgesetz.

Dariiber hinaus kénnen weiterhin andere
Verwendungszwecke vereinbart werden. Die
entsprechende Regelung (§ 7c Abs. 1 Nr. 2
SGB IV) benennt hierzu beispielhaft die Ver-
wendung fur Zeiten,

e die unmittelbar vor dem Zeitpunkt liegen,
zu dem eine Rente wegen Alters bezogen
wird oder bezogen werden kénnte oder

e indenen die Teilnahme an einer berufli-
chen QualifizierungsmaBnahme erfolgt
(vgl. ebd., S. 25).

Fiihrung und Verwaltung von Wertguthaben

Wertguthaben sind als Arbeitsentgeltgutha-
ben einschlieBlich des darauf entfallenden
Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag zu fiihren. Die Arbeitszeitgutha-
ben sind in Arbeitsentgelt umzurechnen.

Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern min-
destens einmal jahrlich in Textform Gber die

Hohe seines im Wertguthaben enthaltenen
Arbeitsentgeltguthabens zu unterrichten.

Fir die Anlage von Wertguthaben gelten die
Vorschriften lber die Anlage der Mittel von
Versicherungstragern nach dem vierten Titel
des vierten Abschnitts entsprechend, mit der
Maligabe, dass eine Anlage in Aktien oder
Aktienfonds bis zu einer Hohe von 20 Prozent
zuldssig und ein Rickfluss zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme des Wertguthabens min-
destens in der Hohe des angelegten Betrages
gewahrleistet ist. Ein hoherer Anlageanteil in
Aktien oder Aktienfonds ist zuldssig, wenn dies
in einem Tarifvertrag oder auf Grund eines
Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung
vereinbart ist oder das Wertguthaben nach
der Wertguthabenvereinbarung ausschlieRlich
flr Freistellungen, die unmittelbar vor dem
Zeitpunkt der Altersrente liegen, in Anspruch
genommen werden kann (vgl. § 7d SGB IV).

Insolvenzsicherung

Die Verpflichtung zur Insolvenzsicherung des
Wertguthabens besteht, wenn das Wertgut-
haben die monatliche BezugsgroRe der gesetz-
lichen Sozialversicherung (Durchschnittsent-
gelt der gesetzlichen Rentenversicherung im
vorvergangenen Kalenderjahr gemal § 18 SGB



IV) Ubersteigt und fir die beabsichtigte Zeit
der Freistellung ein Anspruch auf Insolvenz-
geld nicht besteht. Die Insolvenzsicherungs-
pflicht schlieft den auf das im Wertguthaben
enthaltene Entgeltguthaben entfallenden Ar-
beitgeberanteil am Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag ein. In einem Tarifvertrag oder
aufgrund eines Tarifvertrages in einer Be-
triebsvereinbarung kann ein anderer Grenzbe-
trag, ab dem die Insolvenzsicherungspflicht
entsteht, vereinbart werden (vgl. § 7e Abs. 1
SGB V). Das bis Ende 2008 bestehende zusatz-
liche Kriterium eines vereinbarten Mindest-
ausgleichszeitraums fir das Wertguthaben
von 27 Kalendermonaten ist nicht mehr Vo-
raussetzung fir die Insolvenzsicherungspflicht
(vgl. Spitzenverbidnde, S. 27).

Die Insolvenzsicherung hat mit der erstmali-
gen Einstellung von Arbeitsentgelt in ein
Wertguthaben fir das vollstandige Wertgut-
haben zu beginnen, wenn in vorausschauen-
der Betrachtungsweise absehbar ist, dass das
Wertguthaben in der Ansparphase die monat-
liche BezugsgrolRe tiberschreiten und die Frei-
stellungsphase den Zeitraum lbersteigen
wird, in dem ein Anspruch auf Insolvenzgeld
besteht (vgl. ebd., S. 29).

Eine vorzeitige Beendigung, Auflésung oder
Kindigung der InsolvenzsicherungsmalRnahme
ist nur mit Zustimmung des Arbeitnehmers
und nur dann moglich, wenn sie durch einen
mindestens gleichwertigen Insolvenzschutz
ersetzt wird (vgl. § 7e Abs. 8 SGB V).

Zur Erfillung der Verpflichtung zur Insolvenz-
sicherung sind Wertguthaben — unter Aus-
schluss der Riickfiihrung — durch einen Dritten
zu fahren, welcher im Fall der Insolvenz des
Arbeitgebers fir die Erflllung der Anspriiche
aus dem Wertguthaben fir den Arbeitgeber
einsteht. Dies kann insbesondere in einem
Treuhandverhaltnis erfolgen, welches die un-
mittelbare Ubertragung des Wertguthabens in
das Vermogen des Dritten und die Anlage des
Wertguthabens auf einem offenen Treuhand-
konto oder in anderer geeigneter Weise si-
cherstellt. Die Vertragsparteien konnen jedoch
in der Vereinbarung nach § 7b ein anderes,
einem Treuhandverhaltnis gleichwertiges Si-
cherungsmittel vereinbaren, zum Beispiel ein
Versicherungsmodell oder ein schuldrechtli-
ches Verpfandungs- oder Birgschaftsmodell
mit ausreichender Sicherung gegen Kiindigung
(vgl. § 7e Abs. 2 SGB V)

Bilanzielle Riickstellungen sowie zwischen
Konzernunternehmen (§ 18 Aktiengesetz)



begriindete Einstandspflichten (insbesondere
Blirgschaften, Patronatserklarungen oder
Schuldbeitritte) sind als Insolvenzsicherung
ausgeschlossen. Diese firmen- und konzernin-
ternen Absicherungen werden ausdriicklich als
ungeeignete Sicherungsmafnahmen benannt
(§ 7e Abs. 3 SGB V). Dies gilt jedoch nicht fir
vom Arbeitgeber kommerziell angebotene
Sicherungen der Arbeitgeber. So ist zum Bei-
spiel die Nutzung einer Riickdeckungsversi-
cherung aus den Versicherungsprodukten
einer Versicherungsgesellschaft auch fir die
Insolvenzsicherung der Wertguthaben der
eigenen Arbeitnehmer moglich (vgl. Spitzen-
verbande, S. 28).

Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern un-
verziglich iber die Vorkehrungen zum Insol-
venzschutz in geeigneter Weise schriftlich zu
unterrichten, wenn das Wertguthaben die
Voraussetzungen der Verpflichtung zur Insol-
venzsicherung erfiillt (vgl. § 7e Abs. 4 SGB V).

Hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber schrift-
lich aufgefordert, seinen Verpflichtungen
nachzukommen und weist der Arbeitgeber
dem Beschaftigten nicht innerhalb von zwei
Monaten nach der Aufforderung die Erfiillung
seiner Verpflichtung zur Insolvenzsicherung
des Wertguthabens nach, kann der Arbeit-

nehmer die Vereinbarung nach § 7b mit sofor-
tiger Wirkung kiindigen; das Wertguthaben ist
dann nach MaRgabe des § 23b Absatz 2 aufzu-
I6sen (vgl. § 7e Abs. 5 SGB V).

Bei teilweisem oder vollstandigem Verlust des
Wertguthabens aufgrund eines nicht geeigne-
ten oder nicht ausreichenden Insolvenzschut-
zes haftet der Arbeitgeber fiir den entstande-
nen Schaden (vgl. § 7e Abs. 7 SGB IV). Ist der
Arbeitgeber eine juristische Person oder eine
Gesellschaft ohne Rechtspersonlichkeit, haf-
ten die organschaftlichen Vertreter, zum Bei-
spiel die personlich haftenden Geschaftsfiihrer
oder der Vorstand, gesamtschuldnerisch fir
den Schaden. Der Glaubiger kann also die
Leistung von jedem der Schuldner ganz oder
zu einem Teil fordern. Die Schadensersatz-
pflicht ist lediglich dann ausgeschlossen, wenn
der Arbeitgeber oder die organschaftlichen
Vertreter den Schaden nicht zu vertreten ha-
ben (vgl. Spitzenverbande, S. 30).

Die Vorschriften lber die Insolvenzsicherung
finden gegenliber dem Bund, den Landern und
Gemeinden sowie Anstalten, Stiftungen und
Korperschaften des 6ffentlichen Rechts, Gber
deren Vermogen keine Eroffnung des Insol-
venzverfahrens zuldssig ist, keine Anwendung
(vgl. § 7e Abs. 9 SGB 1V). Dies gilt auch fiir



juristische Personen des 6ffentlichen Rechts,
bei denen die Zahlungsfahigkeit durch den
Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft Ge-
setzes gesichert ist. Darliber hinaus ist die
Anwendung der vorgenannten Insolvenz-
schutzregelungen fir Wertguthabenvereinba-
rungen nach dem Altersteilzeitgesetz aus-
driicklich ausgeschlossen (vgl. § 8a Abs. 1 Satz
1 Altersteilzeitgesetz), da das Altersteilzeitge-
setz eigenstandige Regelungen zur Insolvenz-
sicherung enthilt (vgl. ebd., S. 30).

Ubertragung von Wertguthaben

Bei Beendigung der Beschaftigung kann der
Arbeitnehmer durch schriftliche Erklarung
gegeniber dem bisherigen Arbeitgeber ver-
langen, dass das Wertguthaben nach § 7b SGB
\%

e auf den neuen Arbeitgeber Gibertragen
wird, wenn dieser mit dem Beschaftigten
eine Wertguthabenvereinbarung nach §
7b SGB IV abgeschlossen und der Ubertra-
gung zugestimmt hat, oder

e auf die Deutsche Rentenversicherung
Bund Uibertragen wird, wenn das Wert-
guthaben einschliefllich des Gesamtsozial-
versicherungsbeitrages einen Betrag in
Hohe des Sechsfachen der monatlichen

BezugsgroRe Gbersteigt; die Riickiibertra-
gung ist ausgeschlossen.

Nach der Ubertragung sind die mit dem Wert-
guthaben verbundenen Arbeitgeberpflichten
vom neuen Arbeitgeber oder von der Deut-
schen Rentenversicherung Bund zu erfiillen
(vgl. § 7f Abs. 1 SGB IV).

Sozialversicherungsbeitréige

Fir die im Rahmen einer Wertguthabenver-
einbarung gebildeten Wertguthaben wird die
Falligkeit der Sozialversicherungsbeitrage auf
die Freistellungszeitraume verschoben (vgl. §
23b Abs. 1 SGB IV). Die Falligkeit entsprechend
der Falligkeit des Arbeitsentgelts, das wahrend
der Freistellung aus einem Wertguthaben
gezahlt wird (§ 7 Abs. 1a Satz 1 Nr. 1 SGB V).

Sind die Voraussetzungen einer Wertgutha-
benvereinbarung nicht erfillt, wird die Fallig-
keit der Beitrage nicht aufgeschoben. Viel-
mehr sind die Beitrage fiir das gesamte im
Wertguthaben enthaltene Arbeitsentgelt so-
fort nach § 23 Abs. 1 SGB IV fallig (vgl. Spit-
zenverbande, S. 44).

Der Wechsel des Arbeitgebers fiihrt nicht zu
einer sofortigen Falligkeit der Beitrage auf das
im Wertguthaben enthaltene Arbeitsentgelt,



wenn mit dem neuen Arbeitgeber eine Wert-
guthabenvereinbarung geschlossen wird und
das bei dem bisherigen Arbeitgeber erzielte
Wertguthaben in die neue Vereinbarung ein-
gebracht wird (vgl. ebd., S. 45).

Grundlage fir die Beitragsberechnung in der
Arbeitsphase (Ansparphase) fir das im Wert-
guthaben enthaltene Entgeltguthaben ist das
in dem jeweiligen Abrechnungszeitraum fallige
Arbeitsentgelt (§ 23b Abs. 1 in Verb. mit § 23
Abs. 1 SGB V), das um den aufgrund der
Wertguthabenvereinbarung als Entgeltgutha-
ben verwendeten Teil zu vermindern ist (vgl.
ebd., S. 46).

Das in der Freistellungsphase vereinbarungs-

gemal fallige Arbeitsentgelt ist beitragspflich-
tige Einnahme und insoweit Grundlage fir die
Beitragsberechnung (§ 23b Abs. 1 in Verb. mit
§ 23 Abs. 1 SGB 1V). Es stellt bis zur jeweiligen
Beitragsbemessungsgrenze beitragspflichtiges
laufendes Arbeitsentgelt dar (vgl. ebd., S. 46).

Nicht vereinbarungsgemdfle Verwendung des
Entgeltguthabens (Stérfall)

Entgeltguthaben gelten auch dann als bei-
tragspflichtige Einnahmen, wenn das Arbeits-
entgelt nicht fir die in einer Wertguthaben-

vereinbarung genannten Zwecke verwendet
wird. Ein Storfall kann insbesondere sein

e die Beendigung des Beschaftigungsver-
haltnisses z. B. durch Kiindigung oder Tod,

e die Beendigung des Beschaftigungsver-
haltnisses wegen Zubilligung einer Rente
wegen Erwerbsminderung ohne Wieder-
einstellungsgarantie,

e die vollstandige oder teilweise Auszahlung
des Wertguthabens nicht fiir Zeiten einer
Freistellung oder Verringerung der ver-
traglichen Arbeitszeit oder

e die Ubertragung von Wertguthaben auf
andere Personen (vgl. Spitzenverbande
2009, S. 48).

Kann der Arbeitnehmer bei einem Arbeitge-
berwechsel das Wertguthaben beim neuen
Arbeitgeber in eine Wertguthabenvereinba-
rung einbringen oder das Wertguthaben auf
die Deutsche Rentenversicherung Bund liber-
tragen, tritt kein Storfall ein. Die Mitnahme
des Wertguthabens zu dem neuen Arbeitge-
ber ist grundsatzlich nur zuldssig, wenn wei-
terhin ein inldandisches Versicherungspflicht-
verhaltnis besteht (vgl. ebd., S. 48).

Fir die Berechnung der Beitrage im Storfall
sind die im Zeitpunkt der Falligkeit dieser Bei-



trage jeweils geltenden Beitragssdtze malRge-
bend (§ 23b Abs. 2 Satz 6 SGB IV bzw. § 23b
Abs. 2 Satz 7 SGB IV in der ab 1. Juli 2009 gel-
tenden Fassung). Die Beitrage sind vom Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer entsprechend
den in den einzelnen Sozialversicherungszwei-
gen geltenden Regelungen zu tragen (vgl.
ebd., S. 51).

Ubergangsregelungen

Wertguthaben flr Arbeitnehmer, die am 1.
Januar 2009 als Zeitguthaben gefiihrt wurden,
konnen (weiter) als Zeitguthaben oder als
Entgeltguthaben gefiihrt werden; dies gilt
auch fur neu vereinbarte Wertguthabenver-
einbarungen auf der Grundlage friiherer Ver-
einbarungen (vgl. § 116 Abs. 1 SGB IV). Die
Zweckbestimmung der Verwendung von
Wertguthaben gemalR § 7c Abs. 1 SGB IV fin-
det nur auf Wertguthabenvereinbarungen
Anwendung, die nach dem 1. Januar 2009
geschlossen worden sind.

Tarifvertragliche Regelungen

In mehreren Branchen treffen Tarifvertrage
Regelungen zur Ausgestaltung von
Langzeitkonten oder zu den Bedingungen,
Zeitguthaben aufzubauen. Beispielhaft sind im
Folgenden wesentliche Bestimmungen des

,Tarifvertrags fir den 6ffentlichen Dienst
(TVoD)“ und des , Tarifvertrags flir den
offentlichen Dienst der Lander (TV-L)” sowie
des , Tarifvertrags ,Lebensarbeitszeit und
Demografie’ (TV Demo)“ aufgefiihrt.

Tarifvertrag fiir den éffentlichen Dienst (TV6D)
und Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst
der Lénder (TV-L)

TV6D und TV-L verweisen jeweils ausdriicklich
darauf, dass der Arbeitgeber mit dem
Arbeitnehmer die Einrichtung eines
Langzeitkontos vereinbaren kann. In diesem
Fall ist der Betriebs- bzw. Personalrat zu
beteiligen und — bei Insolvenzfahigkeit des
Arbeitgebers — eine Regelung zur
Insolvenzsicherung zu treffen (vgl. § 10 Abs. 6
TV6D bzw. TV-L).

Sollen auf das Langzeitkonto Zeitwerte
aufgrund von Umwandlung von Arbeitszeiten
(Mehrarbeit, Uberstunden, Zuschlige fiir
Sonderformen der Arbeit) gebucht werden, so
sind als Voraussetzung fir die Umwandlung
die Bestimmungen des § 10 Arbeitszeitkonto
des TVOD bzw. TV-L zu beachten. Demnach
kénnen verwendet werden,

e Zeiten, die nach Ablauf des festgelegten
Ausgleichszeitraums fiir die



ungleichmaRige Verteilung der
regelmaRigen Arbeitszeit (in der Regel
maximal ein Jahr) als Zeitguthaben oder
als Zeitschuld bestehen bleiben,

e nicht durch Freizeit ausgeglichene
Uberstunden und

e Zuschlage fir Sonderformen der Arbeit
(Uberstunden, Nacht-, Sonn- und
Feiertagsarbeit usw.).

Weitere Kontingente (z. B. Rufbereitschafts-
/Bereitschaftsdienst-entgelte) kdnnen durch
Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung zur
Buchung freigegeben werden. Der
Arbeitnehmer entscheidet fiir einen in der
Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung
festgelegten Zeitraum, welche der genannten
Zeiten er fiir das Langzeitkonto verwenden
mochte (vgl. § 10 Abs. 3 TV6D bzw. TV-L).

In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind
insbesondere folgende Regelungen zu treffen:

o die hochstmogliche Zeitschuld (bis zu 40
Stunden) und das héchstzulassige
Zeitguthaben (bis zu einem Vielfachen von
40 Stunden), die innerhalb eines
bestimmten Zeitraums anfallen diirfen;

e nach dem Umfang des beantragten
Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen fir

das Abbuchen von Zeitguthaben oder fiir
den Abbau von Zeitschulden durch den
Arbeitnehmer;

e die Berechtigung, das Abbuchen von
Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z. B.
an so genannten Briickentagen)
vorzusehen;

e die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen
bereits genehmigten Freizeitausgleich
kurzfristig widerruft (vgl. ebd., Abs. 5).

Tarifvertrag , Lebensarbeitszeit und
Demografie” (TV Demo)

Dieser zuerst 2008 zwischen dem
Bundesarbeitgeberverband Chemie und der
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie,
Energie geschlossene Tarifvertrag gilt in seiner
Neufassung mit Wirkung ab dem 1. Juni 2012.
Die Regelungen zum Demografiefonds treten
zum 31. Dezember 2015 ohne Nachwirkung
auller Kraft.

Der Tarifvertrag verpflichtet den Arbeitgeber,
erstmals fiir das Jahr 2010, einen jahrlichen
Demografiebetrag in Hohe von 300 Euro pro
Tarifarbeitnehmer des jeweiligen Betriebs zur
Verfligung zu stellen. Dieser Betrag erhoht
sich jeweils zum 1. Januar eines
Kalenderjahres, erstmals zum 1. Januar 2011



um den jeweiligen prozentualen
Tariferhohungssatz des Vorjahres. Die
Verwendung des Demografiebetrages kann im
Rahmen einer freiwilligen
Betriebsvereinbarung nur fiir einen oder
mehrere der folgenden Zwecke erfolgen:

e Langzeitkonten,

e Altersteilzeit,

e Teilrente,

e Berufsunfahigkeitszusatzversicherung
Chemie (BUC),

e tarifliche Altersvorsorge und/oder

e |ebensphasenorientierte
Arbeitszeitgestaltung (vgl. § 7 Abs. 1 TV
LAZ-D).

Der Arbeitgeber stellt fir die Jahre 2013, 2014
und 2015 einen zusatzlichen
Demografiebetrag in Hohe von jahrlich 200,00
Euro pro Tarifarbeitnehmer des jeweiligen
Betriebes zur Verfligung. Dieser zusatzliche
Demografiebetrag kann im Rahmen einer
freiwilligen Betriebsvereinbarung nur fur
einen oder mehrere der folgenden Zwecke
verwendet werden:

e Langzeitkonten,
e Altersteilzeit und/oder

e |ebensphasenorientierte
Arbeitszeitgestaltung (vgl. ebd., Abs. 3).

Der fir ein Kalenderjahr vorgesehene
Demografiebetrag kann durch freiwillige
Betriebsvereinbarung auf folgende
Kalenderjahre tibertragen werden. Durch
Gesamt- oder Konzernbetriebsvereinbarung
kann der Demografiebetrag fiir mehrere
Betriebe zusammengefasst und seine
Verwendung geregelt werden.

Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann
die Bildung von Langzeitkonten unter
Beachtung der nachfolgenden Grundsatze
vereinbart werden:

e Als Langzeitkonten gelten
Arbeitszeitkonten, die einen
Verteilungszeitraum von liber zwolf
Monaten sowie eine Zweckbestimmung
im Sinne dieser Vorschrift vorsehen, ohne
die Moglichkeit der unterjdhrigen
Entnahme auszuschlieRen. Sie setzen eine
Regelung zur Insolvenzsicherung voraus,
die entweder betrieblich oder in einer
ausfinanzierten Uberbetrieblichen
Einrichtung erfolgt.

e Die Betriebsvereinbarung regelt, aus
welchen tariflichen Anspriichen



Langzeitkonten gebildet werden kénnen.
Hierfiir stehen Zeitguthaben gemaR den
tariflichen Vorschriften, Altersfreizeiten,
Mehrarbeit, die Gber den gesetzlichen
Urlaubsanspruch hinausgehenden
Urlaubsanspriiche, Mehrarbeitszuschlage,
Zulagen und Zuschlage zur Verfiigung
sowie bis zu zehn Prozent des
kalenderjahrigen Tarifentgelts.

Der Arbeitnehmer entscheidet nach
Maligabe der Betriebsvereinbarung tber
die Einbringung. Fallige Anspriiche kénnen
nicht eingebracht werden.

Zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
ist Uber die Freistellung eine Vereinbarung
zu treffen. Fir diese Zeit kann durch
Betriebsvereinbarung ein um bis zu 25
Prozent abweichendes Arbeitsentgelt
geregelt werden.

Langzeitkonten sind unter Festlegung der
Nutzungszwecke zu bilden.

Die freiwillige Betriebsvereinbarung kann
unter Berlicksichtigung der gesetzlichen
Bestimmungen neben Qualifizierung und
Freistellung vor Altersrente auch andere
Nutzungszwecke, wie z.B. Teilzeit, Pflege-
und Elternzeiten vorsehen.

Der Arbeitgeber teilt den Arbeitnehmern
schriftlich die zur Insolvenzsicherung der
Langzeitkonten getroffenen Malinahmen
mit.

Bei einem Wechsel des Arbeitgebers kann
das Langzeitkonto Gbertragen werden,
soweit der neue Arbeitgeber der
Ubertragung zustimmt.

Soweit Leistungen von der Hohe der
laufenden Monatsbeziige abhangen, sind
diese so zu bemessen, als sei eine
Einbringung in das Langzeitkonto nicht
erfolgt.

Im Ubrigen gelten die gesetzlichen
Regelungen (vgl. § 8 TV Demo).



Gestaltungsempfehlungen

Abgesehen von Regelungen in Manteltarifver-
tragen ist es dem Arbeitgeber grundsatzlich
freigestellt, ob er den Beschaftigten die Mog-
lichkeit eines Langzeitkontos bietet. Ist dies
der Fall, so liegt es im Ermessen des Arbeit-
nehmers, ob und in welchem Umfang er ein
Langzeitkonto tatsachlich nutzen méchte. Im
Sinne der Gleichbehandlung und Transparenz
sollten Anspriiche, Rechte und Pflichten, Aus-
gestaltungsmoglichkeiten und Grenzen jedoch
in einer freiwilligen Betriebs- bzw. Dienstver-
einbarung geregelt werden. Manteltarifver-
trage zu Langzeitkonten schreiben in der Regel
den Abschluss einer solchen Vereinbarung vor.

Zudem koénnen Arbeitnehmervertretungen in
vielfaltiger Weise auf die betriebliche Organi-
sation und Umsetzung von Langzeitkonten
Einfluss nehmen. Hierfiir steht eine Vielzahl an
Uberwachungs-, Informations- und Mitbe-
stimmungsrechten zur Verfligung, welche
direkt oder indirekt im Zusammenhang mit
der Umsetzung von Langzeitkonten stehen.
Dies betrifft beispielsweise die allgemeinen
Uberwachungsaufgaben hinsichtlich der zu-
gunsten der Arbeitnehmer geltenden Gesetze,
Verordnungen und Tarifvertrage, aber auch
die Mitbestimmung bei Lage und Verteilung
der Arbeitszeit, bei der Ausgestaltung von
Kurzzeitkonten oder auch bei der Verwaltung
von Arbeitszeitkonten mit Hilfe von IT-
Systemen.



Gestaltungsraster:
Betriebsvereinbarung ,Langzeitkonto”

Das nachfolgende Gestaltungsraster beinhal-
tet Stichpunkte zu zentralen Regelungsberei-
chen fir Betriebsvereinbarungen zu Langzeit-
konten. Sie orientieren sich an Empfehlungen
der Hans-Bockler-Stiftung. Die Liste enthalt
Gesichtspunkte, die bei der Regelung und
Organisation berlicksichtigt werden sollten. Es
handelt sich um einen Gesamtkatalog von
Vorschlagen, die betrieblich angepasst und
konkret mit Inhalt gefiillt werden missen.
Weiterfiihrende Informationen und Gestal-
tungshilfen bietet das ,, Archiv betriebliche
Vereinbarungen” der Hans-B&ckler-Stiftung. Es
ist im Internet zu finden unter:
www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Ziele

e (bergreifende Unternehmensziele (hohe-
re Flexibilitdt des Unternehmens, Anpas-
sung an Kundenwiinsche, Ausgleich von
Mehrarbeit, Reduzierung von Personalkos-
ten, neue Vertrauenskultur)

e beschiftigtenorientierte Ziele (Beschafti-
gungssicherung, [befristete] Zusicherung
des Kiindigungsschutzes, eigenverant-

wortliche Entscheidung liber Arbeitszeit-
gestaltung, individuelle Freizeitwiinsche,
Sabbatical, langere Auszeit, befristete Teil-
zeitmoglichkeit, langere Fort- und Weiter-
bildungsmalRnahmen, vorgezogener Ruhe-
stand, Verkiirzung der Lebensarbeitszeit)

Geltungsbereich

e raumlich (deutsche Unternehmensstand-
orte, Geltungsbereich eines Tarifvertrags)

e personell (alle Arbeitnehmer eines Unter-
nehmens, unbefristet Beschaftigte, Gel-
tungsbereich eines Tarifvertrags, Mitglie-
der der vertragschlieBRenden Gewerk-
schaft[en], Ausnahmen: leitende Ange-
stellte, Auszubildende, Aushilfen, Studie-
rende, Praktikanten etc., spezielle Arbeit-
nehmergruppen: Beschaftigte mit festen
Arbeitszeiten, Schichtdienstleistende,
Schwerbehinderte etc.)

Kontoeinrichtung und -steuerung

e Initiative (Langzeitkonto fir alle Arbeit-
nehmer verpflichtend oder optional, auf
Antrag einzelner Beschéftigter, abtei-
lungsweise, in Bezug auf spezielle Arbeits-
zeitbudgets oder Projekte)


http://www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen

Geldkonto (seit Flexi ll: verpflichtende
Kontoflihrung in Geldwerten [Euro], wert-
erhaltende oder gewinnbringende Anlage-
form: seit Flexi Il maximal 20 Prozent in
Aktien oder Aktienfonds erlaubt [per Ta-
rifvertrag Ausweitung der Prozentanteile
moglich])

Kontogrenzen (Minussalden?, Obergrenze,
angepasst an Nutzungszwecke, Bedingun-
gen fir das Ansparen und die Entnahme
von Wertguthaben, Ausnahmeregelungen:
Bezug zum Alter der Arbeitnehmer, Bezug
zur Dauer der Betriebszugehorigkeit, Son-
derregelungen fiir Schwerbehinderte oder
andere spezielle Beschaftigtengruppen,
Regeln fiir das Uberschreiten von Konto-
grenzen, Handlungsbedarf)

Ausgleichszeitraum (angepasst an Nut-
zungszwecke, Bedingungen fir das Anspa-
ren und die Entnahme von Wertguthaben)

Kontoverwaltung und -organisation (kon-
tofiihrende Stelle im Betrieb, Detailrege-
lungen Uber Organisation und Verfah-
rensweisen)

Ansparen

Varianten des Ansparens/Herkunft von
Zeitwerten (Gleitzeit- oder Arbeitszeitkon-
ten, Mehrarbeitszeiten inklusive Zuschla-
gen in Zeit, Arbeitszeitbudgets, Verlange-
rung der Arbeitszeit ohne Entgeltanpas-
sung, Reduzierung des gezahlten Entgelts
bei unverdanderter Arbeitszeit, Urlaubs-,
Resturlaubs-, Zusatzurlaubsanspriiche)

Begrenzungen/Beschrankungen (Stichtage
bzw. feste Zeitpunkte fiir Buchungen auf
das Langzeitkonto, Hochstgrenzen fiir ein-
zelne Buchungsvorgédnge oder Zeitrdume
[z. B. pro Jahr], Grenzen flir Restbetrage
auf Ursprungskonto, bestimmte Zeit- oder
Geldwerte ausschlieen, z. B. steuerfreie
Vergltungsanspriiche, gesetzliche Min-
desturlaubstage, Geringfligigkeitsgrenze
beachten)

Umgang mit Zuschlagen (Faktorisierung
[Umwandlung in Zeitzuschlage], verander-
te Zuschlagshdhen, abhadngig von Héhe
der Zeitsalden, besondere Zuschlage fir
Buchungen in das Langzeitkonto [Bonus])

Herkunft von Geldwerten (Jahressonder-
zahlungen [Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld],



Verglitungen fiir Bereitschaften oder Ruf-
bereitschaft, Cafeteria-System)

Organisation des Ansparens (Zustandigkei-
ten und Verantwortlichkeiten, Stichtage
und Antragsfristen)

Zeitentnahme

Berechtigung zur Entnahme (Arbeitneh-
mer: Entnahme von Zeiten fir Frei-
zeit/Freistellung von der Arbeit, betriebli-
che Interessen berlicksichtigen, Arbeitge-
ber: zwangsweise Freistellung einzelner
Beschaftigter oder von Arbeitneh-
mergruppen, Alleinberechtigung oder
Entnahmerecht beider, Zeitentnahme bei
Lebensarbeitszeitkonten: Entnahmepla-
nung auf den Zeitpunkt des offiziellen Ru-
hestandbeginns beziehen)

Verwendung durch den Arbeitnehmer
(Freistellungsoptionen gemal Flexi ll:
Pflegezeit, Elternzeit, Teilzeit, Qualifizie-
rungen, Vorruhestand; weitere Optionen
per Vereinbarung regelbar, Regelungen
fir Notfalle, Abweichungen in Notfallen
zulassen [Storfalle], Begrenzungen: Min-
dest- und Maximal-Freistellungszeiten,
Ankiindigungsfristen fir langere Freistel-
lungszeiten, Entscheidungsfristen fir den

Arbeitgeber, Regelungen zu langeren Aus-
zeiten in Bezug zum reguldren Urlaubsan-
spruch, Widerspruchsrecht des Arbeitge-
bers, Begrenzung von Willkiir, Begriin-
dung, Fristen, Sanktionen)

Verwendung durch den Arbeitgeber
(Grenzen durch Sozialgesetze, berechtigte
Situationen regeln, Krisensituationen defi-
nieren, Begriindungen, Begrenzung zeit-
lich und umfanglich, Ankiindigungsfristen);
die Verwendung durch den Arbeitgeber
sollte in der Regel ausgeschlossen sein.

Regelungen fir die Freistellungszeit (Fort-
bestand des Beschaftigungsverhaltnisses
wahrend und nach der Freistellungszeit,
Recht auf Rickkehr an den urspriinglichen
Arbeitsplatz, Regelungen fiir den Fall, dass
das nicht moglich ist, Regelungen zum Ar-
beitnehmerstatus, entsprechende betrieb-
liche Leistungen fortfiihren, Fortgelten be-
trieblicher Regeln, Krankheitszeiten be-
rlicksichtigen, Urlaubsanspriiche bertick-
sichtigen, Urlaub und Freistellungszeit
verbinden, Regelungen fiir Verkiirzung,
Abbruch, Verlangerung der Freistellungs-
zeit durch den Arbeitnehmer und durch
den Arbeitgeber: Fristen, Erstattungen)



Geldwert, Verzinsung und Schutz von Zeit-

guthaben

Geldwert und Verzinsung (Wertentwick-
lung durch Tarifanderungen, beruflichen
Werdegang oder Arbeitszeitverdanderun-
gen, Wertentwicklung von Geldkonten,
Verzinsung durch Geldanlage, Beschaftigte
an Zinsgewinnen beteiligen)

Insolvenzschutz (eindeutige, sichere Rege-
lung, allgemeine Verpflichtungserklarung
nicht ausreichend, Abgleich mit Regelung
im SGB/tarifliche Regelungen, Kosten-
Gbernahme der Insolvenzsicherung, z. B.
Verwaltungsgebiihren)

Auszahlung von Wertguthaben (Geldent-
nahmen nur in Ausnahmefillen, Geldwert,
Auszahlungsbetrag, Auszahlungsbedin-
gungen; Zuschlage, Steuern, Berlicksichti-
gung von Sozialversicherungsbeitragen
sowie Zinsgewinnen, Regelung fur das
Ausscheiden von Arbeitnehmern aus dem
Unternehmen, Betriebsiibergang, neuer
Arbeitgeber, Regelung flr den Fall des To-
des von Beschéftigten, Ausnahmeregelun-
gen fir spezifische Situationen, z. B. Er-
werbsunfahigkeit, langfristige Arbeitsun-
fahigkeit, personlicher Notfall seitens des

Beschaftigten)

Rechte der Arbeitnehmer

Informationsrechte (regelmaRige Informa-
tion iber Kontostand und Zeitwert,
Rhythmus monatlich, halbjahrlich, jahrlich,
auf Anfrage, Form der Informationsdar-
stellung und -libermittlung, Einsichtsrecht
Uber Intranetzugang oder Zeitwirtschafts-
software, Informationen fiir Dritte: Vorge-
setzte, andere Abteilungen mit entspre-
chenden zweckgebundenen Berechtigun-
gen, entsprechende Verdichtung der In-
formationen, Datenschutz)

Beratungsrechte (Information Uber Lang-
zeitkonto-Regelung, Mdglichkeiten, Aus-
wirkungen, Sicherheiten, Moglichkeiten
der Entnahme, mittel- bis langfristige Ar-
beitsplanung)

Rechte der Arbeitnehmervertretung

Informationsrechte (regelmaRige Informa-
tion Uiber Salden der Langzeitkonten, Ein-
sichtnahme in Kontostande auf Antrag, In-
formation Gber Konflikte jeder Art, Infor-
mation Uber Insolvenzschutz, Anlageform
und Wertentwicklung, Wirtschaftsaus-
schuss)



Beratungsrechte (Beratungsrecht bei Er-
reichen oder Uberschreiten von Konto-
grenzen, gemeinsame Auswertung von Er-
fahrungen, Beteiligung bei jedem Antrag
eines Beschaftigten)

Mitbestimmungsrechte (Festlegung der
Mitbestimmungsrechte, Pilotregelung mit
Verpflichtung zur Mitbestimmung bei wei-
terem, endgultigem Abschluss)

Konfliktbearbeitung (Konflikte um Ausle-
gung der Vereinbarung, Eskalationsstufen,
Benennung gesetzlicher Regelungen, Mo-
deration, Einigungsstelle, Verfahren bei
Storféllen, Zustimmungsvorbehalt bei Ab-
weichungen vom Normalfall, individuelle
Konflikte, Einvernehmen zwischen Beleg-
schaft und Vorgesetzten, Ansprechperso-
nen, neutrale Moderation, Gutachten, ge-

setzliche Regelung, paritatisch besetztes
Gremium zur Konfliktbearbeitung, Bera-
tungskommission, Regelungen zu Beset-
zung, Tagung, Wirken, Entscheidungsbe-
fugnis)

Schlussbestimmungen

Bezug zu anderen Regelungen (Gliltigkeit
weiterer betrieblicher Regelungen, Tarif-
vertrage, Gesetze)

Gultigkeit, Kindigung und Nachwirkung
(Start zu Jahresbeginn oder -mitte, be-
grenzte Laufzeit [Pilotphase], beiderseiti-
ges Kiindigungsrecht, Regelung der Konto-
fhrung in der Zeit nach einer Kiindigung,
langfristige Nachwirkung)

salvatorische Klausel (Sicherung der Ver-
einbarung bei Unglltigkeit einzelner Rege-
lungen)
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7. Zum Ende kiirzer treten: Altersteilzeit

In diesem Kapitel erfahren Sie
was Altersteilzeit ist,
welche Arten von Altersteilzeit existieren,

welche rechtlichen Bestimmungen gelten
und

welche Moglichkeiten Betriebsrate im
Rahmen des Abschlusses einer Betriebs-
vereinbarung zur Altersteilzeit haben.

Was ist Altersteilzeit?

Als Altersteilzeit wird ein durch das Altersteil-
zeitgesetz (AItTZG) geregeltes Modell bezeich-
net, in welchem ein Arbeitnehmer, der das 55.
Lebensjahr vollendet hat, fiir einen verblei-
benden Zeitraum bis zur Rente mit einer Dau-
er von bis zu mindestens drei Jahren — gege-
benenfalls auch bis zu sechs Jahren und langer
— seine Arbeitszeit halbiert. Hierdurch soll die
Arbeitsbelastung fiir altere Arbeitnehmer re-
duziert und ein gleitender Ubergang in den
Ruhestand ermoglicht werden. Zugleich soll

(mit der Forderung seitens der Bundesagentur
fir Arbeit, die allerdings grundsatzlich zum
1.1.2010 ausgelaufen ist) die Neubesetzung
frei werdender Stellen gefordert werden.

Nach dem Altersteilzeitmodell erhalt der Ar-
beitnehmer fiir die geleistete halbe Arbeitszeit
mindestens 70 Prozent des regelmaligen Ent-
gelts, das er fir eine entsprechende Tatigkeit
ohne zeitliche Reduzierung erhalten hatte. Das
Regelarbeitsentgelt als Berechnungsgrundlage
fir die Aufstockung um mindestens 20 Pro-
zent umfasst das Grundentgelt wahrend der
Altersteilzeit sowie gegebenenfalls weitere
regelmaRige Entgeltbestandteile wie vermo-
genswirksame Leistungen, Leistungs- und Er-
schwerniszulagen usw. Nicht dazu zahlen Ein-
malzahlungen wie Urlaubsgeld, Uberstun-
denabgeltungen und -zuschlage. Beim Regel-
arbeitsentgelt darf die monatliche Beitrags-
bemessungsgrenze nicht Uberschritten wer-
den bzw. es wird diese als Hochstsatz zugrun-
de gelegt. Zulagen, zum Beispiel fiir Sonn- und
Feiertagsarbeit, die nicht vertraglich festgelegt
wurden, werden fir die Aufstockung nur be-
ricksichtigt, wenn diese regelmaRig, das heildt



in den zuriickliegenden drei Monaten kontinu-
ierlich angefallen sind.

Des Weiteren betragen die Rentenversiche-
rungsbeitrage wahrend der Altersteilzeit min-
destens 90 Prozent bezogen auf die Beitrage
ohne Reduzierung der Arbeitszeit. Denn er-
gdnzend zu den reguldren Rentenversiche-
rungsbeitragen fur das Regelarbeitsentgelt der
Altersteilzeit leistet der Arbeitgeber einen
Zusatzbeitrag zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung mindestens in Hohe von 80 Prozent
des Regelarbeitsentgelts fur die Altersteilzeit.
Der Zusatzbeitrag ist begrenzt auf den Unter-
schiedsbetrag zwischen 90 Prozent der Bei-
tragsbemessungsgrenze und dem Regelar-
beitsentgelt, hochstens bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze.

Die Aufstockung und die zuséatzlichen Renten-
versicherungsbeitrage werden allein vom Ar-
beitgeber getragen. Die Aufstockung ist bei-
trags- und steuerfrei, unterliegt allerdings
dem Progressionsvorbehalt. Die an sich steu-
erfreie Aufstockung kann also unter Umstan-
den den fir die steuerpflichtigen Einklinfte
maRgeblichen Steuersatz erhéhen und damit
indirekt zu einer Erhéhung der Steuerschuld
flihren. Der Anspruch auf Aufstockung und
Zusatzbeitrage ruht, wenn der Arbeitnehmer

wahrend der Altersteilzeit Nebenbeschafti-
gungen und/oder selbstdndige Tatigkeiten
auslibt, welche die Geringfiigigkeitsgrenze
gemald § 8 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB
IV) Gberschreiten. Unberiicksichtigt bleiben
dabei Nebentatigkeiten, soweit sie bereits
innerhalb der letzten flinf Jahre vor Beginn der
Altersteilzeit standig ausgelibt wurden. Eben-
falls ruht der Anspruch auf Aufstockung und
Zusatzbeitrage, wenn der Arbeitnehmer liber
die Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit leis-
tet, die die Geringflgigkeitsgrenze libersteigt.

Den Erhéhungsbetrag von mindestens 20 Pro-
zent sowie die Aufstockung der Rentenversi-
cherungsbeitrage werden dem Arbeitgeber
unter bestimmten Voraussetzungen von der
Bundesagentur flr Arbeit erstattet. Voraus-
setzung fir die Forderung ist, dass die Wie-
derbesetzung der Stelle durch einen Arbeitslo-
sen oder durch die Ubernahme eines Ausge-
bildeten erfolgt. In Kleinbetrieben mit nicht
mehr als 50 Beschaftigten greift die Forderung
auch dann, wenn ein neues Ausbildungsver-
haltnis geschaffen wird. Diese Férderung ist
allerdings grundsatzlich mit Ende des Jahres
2009 ausgelaufen. Sie gilt nur noch fiir Alters-
teilzeiten, die vor dem 1. Januar 2010 begon-
nen wurden.



Die gesetzliche Grundlage, das Altersteilzeit-

gesetz von 1996, und die hierdurch geregelten

Moglichkeiten und Rahmenbedingungen der

Arbeitszeitreduzierung flr den alteren Be-
schaftigten gelten jedoch auch nach dem
31.12.2009 weiter fort.

Gesetzliche Voraussetzungen fiir die

Altersteilzeit

Personliche Voraussetzungen, um Altersteil-

zeit in Anspruch zu nehmen, sind:

Es handelt sich um ein in der Arbeitslosen-
versicherung gemaR Sozialgesetzbuch
Drittes Buch (SGB Ill) versicherungspflich-
tiges Beschaftigungsverhaltnis, das heiRt
die Moglichkeit der Altersteilzeit ist auf
Arbeitnehmer beschrankt. (Selbstandig
Tatige oder Gewerbetreibende zum Bei-
spiel kénnen keine Altersteilzeit in An-
spruch nehmen.)

Das 55. Lebensjahr ist mit Beginn der Al-
tersteilzeit vollendet. (In Tarifvertragen
wird diese Grenze zum Teil abweichend
geregelt.)

Die Arbeitszeit wird aufgrund einer
(schriftlichen) Vereinbarung mit dem Ar-
beitgeber (vor Beginn der Altersteilzeit)
auf die Halfte der bisherigen wéchentli-

chen Arbeitszeit reduziert, das heiRt auch
fir eine bestehende Teilzeitbeschaftigung
kann Altersteilzeit vereinbart werden.
Malgeblich ist der Durchschnitt der letz-
ten 24 Monate vor dem Ubergang in die
Altersteilzeit, wobei Mehrarbeit und
Uberstunden unberiicksichtigt bleiben.
Die Vereinbarung von Altersteilzeit ist je-
doch nicht méglich, wenn nach der Halbie-
rung der Arbeitszeit nur mehr eine gering-
fligige Beschaftigung, also keine arbeitslo-
senversicherungspflichtige Beschaftigung
im Sinne des SGB Il mehr besteht.

In einem Zeitraum von finf Jahren vor
Beginn der Altersteilzeit wurde in einem
Umfang von mindestens 1080 Tage eine
arbeitslosenversicherungspflichtige Tatig-
keit ausgelibt. Hierzu zahlen beispielswei-
se auch Zeiten, in denen Krankengeld ge-
zahlt wurde, sowie Zeiten mit Anspruch
auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
geld Il. Es muss sich in fraglichen Zeitraum
nicht um eine Vollzeitbeschaftigung han-
deln; die Dauer der 1080 Tage kann auch
durch Teilzeitbeschaftigung erreicht wor-
den sein.

Gesetzlich geregelt besteht grundsatzlich so-
wohl beim Arbeitnehmer als auch beim Ar-



beitgeber die Wahlfreiheit, ob sie der Alters-
teilzeitarbeit zustimmen wollen. Allerdings
kann durch einen Tarifvertrag und/oder eine
Betriebsvereinbarung bis zu einer bestimmten
Quote (als Belastungsgrenze) eine Verpflich-
tung des Arbeitgebers zur Umsetzung von
Altersteilzeitarbeit vereinbart werden. Daraus
kann sich gegebenenfalls fiir den Arbeitneh-
mer ein Anspruch auf Altersteilzeit ergeben.
Die gesetzliche Grenze fir eine solche Ver-
pflichtung liegt bei flinf Prozent der Beschaf-
tigten eines Betriebes; durch Tarifvertrag wird
sie teilweise enger gefasst. Die Grenze kann
jedoch vom Arbeitgeber freiwillig (iberschrit-
ten werden.

Die Vereinbarung der Altersteilzeit erstreckt
sich Gber den Zeitraum, der mit dem Beginn
der Altersrente endet, das heif3t die Altersteil-
zeit muss immer unmittelbar vor dem Beginn
der Altersrente liegen. Der Zeitraum fir die
Altersteilzeit betragt laut AItTZG mindestens
bis zu drei Jahre, gegebenenfalls, ndmlich
wenn dies in einem Tarifvertrag geregelt ist,
auch bis zu sechs Jahre und dariber hinaus.
Die Verpflichtung des Arbeitgebers zu Zusatz-
leistungen ist jedoch auf drei bzw. sechs Jahre
begrenzt. Freiwillig kann er diese Zusatzleis-

tungen auch lber sechs Jahre hinaus erbrin-
gen.

Insolvenzsicherung

Das Altersteilzeitgesetz enthélt Regelungen,
welche Arbeitnehmer, die Altersteilzeit im
Blockmodell gewahlt und ein Zeitguthaben
erarbeitet haben, vor der Insolvenz des Ar-
beitgebers schitzen sollen. Der Arbeitgeber
wird dazu verpflichtet, das aufgebaute Wert-
guthaben einschlieflich des entsprechenden
Arbeitgeber-Anteils der Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrdge ab einer bestimmten Hohe ab-
zusichern. Dies geschieht, wenn das Wertgut-
haben den Betrag des dreifachen monatlichen
Regelarbeitsentgeltes lGberschreitet. Regelar-
beitsentgelt ist das auf den Kalendermonat
entfallende sozialversicherungspflichtige —
durch die monatliche Beitragsbemessungs-
grenze begrenzte — Teilzeitentgelt, das der
Arbeitgeber regelmaRig zu zahlen hat. Der
Insolvenzschutz ist jedoch bereits mit der ers-
ten Gutschrift zu gewahrleisten. Der Arbeitge-
ber muss dem Arbeitnehmer mit Beginn des
Wertguthabenaufbaus und in der Folge alle
sechs Monate die MalRnahmen zur Insolvenz-
sicherung in schriftlicher Form nachweisen.



Geeignete Formen der Insolvenzsicherung
sind Bankblirgschaften, dingliche Sicherheiten
und die Verpfandung von Wertpapieren zu-
gunsten des Arbeitnehmers. Ungeeignete
Formen sind bilanzielle Rickstellungen und
begriindete Einstandspflichten zwischen Kon-
zernunternehmen, wie Blrgschaften, Patro-
natserklarungen usw.

Arten von Altersteilzeit

Die Einteilung der Arbeitszeit in der Altersteil-
zeit kann je nach den Bediirfnissen des Ar-
beitnehmers (und des Arbeitgebers) flexibel
erfolgen. Dies kann individuell zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer vereinbart wer-
den. Entscheidend ist nur, dass sich die Ar-
beitszeit wahrend der Altersteilzeit auf genau
die Halfte der vertraglichen Regelarbeitszeit
reduziert. Als Bemessungsgrundlage fiir Re-
gelarbeitszeit gilt die in den letzten 24 Mona-
ten vor Antritt der Altersteilzeit im Durch-
schnitt geleistete Wochenarbeitszeit.

Grundsatzlich bestehen zwei Varianten der
Altersteilzeitarbeit: das Blockmodell und das
Gleichverteilungsmodell.

Mit rund 90 Prozent wahlt die weitaus liber-
wiegende Mehrheit der Arbeitnehmer das
Blockmodell: Hier wird in der ersten Halfte der
Altersteilzeit, der sogenannten Arbeitsphase,
im vollen Umfang der bisherigen Regelarbeits-
zeit weitergearbeitet, allerdings bei bereits
reduziertem Altersteilzeit-Entgelt. In der zwei-
ten Halfte, der sogenannten Freistellungspha-
se, erfolgt sodann die vollstandige Freistellung
von der Arbeit, wobei jedoch das reduzierte
Altersteilzeit-Entgelt in der Freistellung weiter
bezogen wird. Das Blockmodell fihrt damit zu
einem vorzeitigen Ausscheiden aus der Ar-
beitstatigkeit.

Die Hochstdauer im Blockmodell betragt ma-
ximal drei Jahre, also eineinhalb Jahre Arbeits-
und eineinhalb Jahre Freistellungsphase, es sei
denn, ein Tarifvertrag oder Betriebsvereinba-
rung bieten eine langere Frist an (wobei die
Forderung durch die Bundesagentur fiir Arbeit
fir vor dem 1. Januar 2010 begonnene Alters-
teilzeitvereinbarungen maximal sechs Jahre
betragt). Beim Blockmodell tritt der Arbeit-
nehmer in Vorleistung, da in der ersten Phase
fir die volle Arbeitsleistung nur das reduzierte
Altersteilzeit-Entgelt bezahlt wird. Hierdurch
ergibt sich ein Risiko durch mogliche ,,Storfal-
le“, also eine eventuelle Insolvenz des Arbeit-



gebers oder Krankheit, Unfall oder Arbeitslo-
sigkeit des Arbeitnehmers.

Im Gegensatz dazu ist das sogenannte Gleich-
verteilungsmodell eine ,echte” Altersteilzeit,
da sie dem urspriinglichen Sinn der Altersteil-
zeit entspricht: Die Arbeitszeit wird auf die
Halfte reduziert und tGber den gesamten Zeit-
raum der Altersteilzeit verteilt. Die Verteilung
der Stunden auf die Arbeitswoche kann dabei
flexibel zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer vereinbart werden. Auch die schrittweise
Reduzierung der Arbeitszeit im Zeitraum der
Altersteilzeit, das heillt Zwischenvarianten
zwischen Block- und Gleichverteilungsmodell,
sind moglich, auch wenn diese nur selten rea-
lisiert werden. Voraussetzung ist jeweils, dass
die Arbeitszeit insgesamt im Durchschnitt des
Zeitraums der Altersteilzeit auf die Halfte re-
duziert wird.

Unabhdngig von der gewadhlten Einteilung der
Altersteilzeit erfolgt die Zahlung des Arbeits-
entgelts, der Aufstockung und der Beitrage
fortlaufend wahrend der gesamten Dauer der
Altersteilzeit, als ob es sich um eine , echte”
Altersteilzeit im Sinne des Gleichverteilungs-
modells handeln wiirde: Die Arbeitsleistung
gilt auch bei ungleichmaRiger Verteilung als
kontinuierlich erbracht.

Demgemald gelten auch die sozialversiche-
rungsrechtlichen Regelungen uneingeschrankt
wahrend des ganzen Zeitraums der Altersteil-
zeit: Auch in Zeiten ohne Arbeitsleistung be-
steht ein sozialversicherungsrechtliches Be-
schaftigungsverhaltnis, in welchem die regula-
ren Beitrage fiir die Kranken-, Pflege-, Arbeits-
losen- und Rentenversicherung zu zahlen sind.
Die Berechnung erfolgt aufgrund des Regelar-
beitsentgelts fir die Altersteilzeit. Aufsto-
ckungsbetrage bleiben unberiicksichtigt, so-
lange das aufgestockte Nettoentgelt wahrend
der Altersteilzeit nicht mehr als 100 Prozent
des Nettoentgelts ohne Reduzierung der Ar-
beitszeit betragt.

Im Blockmodell erfolgt bei Arbeitsunfahigkeit
wahrend der Arbeitsphase die gesetzlich gere-
gelte Entgeltfortzahlung. Dariber hinaus be-
steht Anspruch auf Krankengeld gemaR dem
Altersteilzeitregelentgelt, jedoch ohne Bertick-
sichtigung der Aufstockung. In der Freistel-
lungsphase dagegen ruht gemal § 49 Abs. 1
Nr. 6 SGB V der Anspruch auf Krankengeld.
Ebenso erfolgt keine Entgeltfortzahlung im
Sinne des § 3 Entgeltfortzahlungsgesetz
(EntgFG). Denn durch die Arbeitsunfahigkeit
wird der Arbeitnehmer nicht an der Erbrin-
gung der Arbeitsleistung verhindert, da er



bereits von der Arbeitsleistung freigestellt ist.
Vielmehr erfolgt unabhangig von der Dauer
der Arbeitsunfahigkeit die normale Zahlung
des Altersteilzeitentgelts, da der Arbeitneh-
mer den Anspruch auf Weiterzahlung des Ar-
beitsentgelts in der Freistellungsphase bereits
durch die Arbeitsleistung in der Arbeitsphase
erworben hat. Dieser Anspruch aus dem
Wertguthaben besteht unabhéngig von der
Arbeitsunfahigkeit fort. Da eine Arbeitsver-
pflichtung nicht mehr besteht, bedarf es auch
keiner Anzeige der Arbeitsunfdhigkeit gegen-
Uber dem Arbeitgeber.

In der Regel ist tarifvertraglich geregelt, dass
in der Altersteilzeitarbeit im Blockmodell eine
»langere” Arbeitsunfahigkeit des Beschaftig-
ten wahrend der Arbeitsphase diese Phase
verlangert und dementsprechend die Freistel-
lungsphase verkirzt. Als , langere” Arbeitsun-
fahigkeit gilt die Zeit nach Ablauf der Entgelt-
fortzahlung. Als Nacharbeit in diesem Sinne
wird in den meisten Tarifvertragen die Halfte
der Ausfallzeiten (auRerhalb des Entgeltfort-
zahlungszeitraums) festgelegt. Die Regelung
folgt einem entsprechenden Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts Diisseldorf (Az. 14 Sa
811/09), welches darauf griindet, dass wah-
rend der Zahlung von Krankengeld kein Wert-

guthaben angespart werden kann, das in der
Freistellungsphase abgerufen werden kann.

Altersteilzeit — Fiir und Wider

Auch wenn Altersteilzeit in erster Linie dafir
genutzt wird, die Belegschaft eines Betriebes
zu verjlingen bzw. als Arbeitnehmer im
Blockmodell einfach friiher aus der Arbeitsta-
tigkeit auszuscheiden, sind vor allem in einer
,echten” Altersteilzeit nach dem Gleichvertei-
lungsmodell eine Reihe von Vorteilen denkbar.
Fiir den Arbeitgeber sind dies:

e Wissenstransfer statt Wissens-und Erfah-
rungsverlust, da dltere Arbeitnehmer nicht
einfach ,nicht mehr da sind“, sondern
Uber einen ldangeren Zeitraum weniger ar-
beiten und in dieser Phase Nachfolger ein-
arbeiten und anleiten kénnen,

e Moglichkeit, die Arbeitszeit effektiv einzu-
teilen, da die Altersteilzeit auch projekt-
weise moglich ist und damit ein sinnvoller
Einsatz des Know-how dlterer Arbeitneh-
mer erfolgen kann,

e Forderung der Arbeitnehmerzufrieden-
heit, da mit zunehmendem Alter lange Ar-
beitszeiten starker belasten und eine Re-
duzierung zur altersgerechten Gestaltung
der Arbeit beitragen kann,



e Unterstlitzung der Moglichkeiten zur Ein-
stellung jlingerer Arbeitnehmer bzw.
Ubernahme von Auszubildenden.

Als Vorteile fur Arbeitnehmer kénnen aufge-
flihrt werden:

e gleitender Ubergang vom Arbeitsalltag in
die Rente,

e Moglichkeit, sein Wissen Uber einen lan-
geren Zeitraum mit reduzierter Arbeitszeit
an Jingere weiterzugeben,

e friiher als bei Vollzeittatigkeit weniger
Arbeitsbelastung und mehr Freizeit und
damit die Moglichkeit, schrittweise ein
,neues” Leben nach der Erwerbsarbeit
aufzubauen,

e halbe Arbeitszeit, aber eben nicht halbes
Entgelt und halbe Rente durch Aufsto-
ckung der Vergiitung und der Rentenbei-
trage wahrend der Altersteilzeit durch den
Arbeitgeber.

Allerdings besteht der wesentliche ,,Gewinn*
der Altersteilzeit fur die meisten Arbeitneh-
mer offenbar darin, im Blockmodell vorzeitig
vollstandig aus der Arbeitstatigkeit ausschei-
den zu kénnen, das heilt die meisten der vor-
genannten Vorteile ergeben sich nur in gerin-
gem Male oder gar nicht. Beispielsweise wur-

den laut einer Studie des Instituts fur Arbeits-
markt- und Berufsforschung nur etwas mehr
als ein Drittel der durch Altersteilzeit frei wer-
denden Stellen mit Neueinstellungen besetzt.
Die meisten Betriebe verzichteten auf die
diesbezlgliche Férderung der Bundesagentur
flr Arbeit und bauten so sozialvertraglich Stel-
len ab.

Als mogliche Nachteile fiir den Arbeitgeber
sind — neben dem Kostenfaktor bei fehlender
Forderung — zu nennen:

e Das Gleichverteilungsmodell wirft unter
Umstanden teilzeitspezifische organisato-
rische Probleme auf, so dass eher zum
Blockmodell tendiert wird.

e Beim Blockmodell jedoch gehen die Erfah-
rung und das Wissen ,,von heute auf mor-
gen“ verloren. So unterbleibt oft die Wis-
sensvermittlung an Nachfolger oder sie ist
mit hoherem Aufwand friihzeitig vor der
Freistellungsphase zu organisieren.

e Beim Blockmodell muss eine Insolvenzsi-
cherung der aufgebauten Zeitwertgutha-
ben geleistet werden, was ebenfalls mit
organisatorischem Aufwand verbunden
ist.



Problematisch aus Arbeitnehmersicht konnen

sein:

geringeres Entgelt und geringere Renten-
zahlung trotz Aufstockung und zusatzli-
chem Rentenbeitrag, je nach Tarifvertrag
bzw. Vereinbarung. Hierdurch mindern
sich die Rentenanspriiche, wenn auch
nicht in dem Male wie bei einer vorzeiti-
gen Verrentung : Hier erfolgt fiir jeden
Monat des vorzeitigen Rentenbeginns ein
Abschlag von 0,3 Prozent, also 3,6 Prozent
pro Jahr, maximal jedoch 10,8 Prozent;
der Abschlag gilt auch nach Erreichen der
Regelaltersgrenze fort;

die Verringerung bzw. der mogliche Weg-
fall von Sonderleistungen, wie z.B. Weih-
nachts- oder Urlaubsgeld, Dienstwagen,
Diensthandy o.4.,

gegebenenfalls finanzielle Nachteile, da
die Bemessungsgrundlage fir Kranken-
geld, Verletztengeld und Ubergangsgeld
ausschlieBlich die (reduzierte) Altersteil-
zeit ist und als Berechnungsgrundlage fiir

Kurzarbeitergeld lediglich das Altersteil-
zeitentgelt herangezogen wird; dagegen
erhoht sich bei Beanspruchung von Ar-
beitslosengeld/Arbeitslosenhilfe das Be-
messungsentgelt gemal SGB Ill bis zu dem
Betrag, der zugrunde zu legen ware, wenn
der Arbeitnehmer nicht in Altersteilzeit
ware,

eventuell erhebliche finanzielle Abstriche
beim ,Blockmodell”, wenn als sogenann-
ter ,Storfall“ das aufgebaute Zeitwertgut-
haben bei vorzeitiger Beendigung des Be-
schaftigungsverhaltnisses nicht mehr
zweckentsprechend zur Entgeltzahlung in
der Freistellungsphase verwendet werden
kann, sondern ausgezahlt wird; hier ergibt
sich eine hohe Belastung durch ein beson-
deres Besteuerungs- und Beitragsverfah-
ren,

und nicht zuletzt moéglicherweise der ,,Ru-
hestandsschock” beim Blockmodell, also
der harte Ubergang vom Arbeitsleben in
das Rentnerdasein.



Rechtliche Bestimmungen zur Gestal-

tung von Altersteilzeit

Gesetzliche Grundlage

Die gesetzliche Grundlage zur Altersteilzeit
bildet das Altersteilzeitgesetz (AIltTZG). Es ist
seit 1. August 1996 in Kraft. Wesentliche
Bestimmungen sind unter anderen:

Die Altersteilzeitarbeit soll dlteren
Arbeitnehmern einen gleitenden
Ubergang vom Erwerbsleben in die
Altersrente ermoglichen (vgl. § 1 Abs. 1
AltTZG).

Altersteilzeiten, die spatestens bis 31.
Dezember 2009 begonnen wurden,
werden von der Bundesagentur flr Arbeit
geférdert (Bundesagentur), wenn damit
die Einstellung eines sonst arbeitslosen
Arbeitnehmers ermdglicht wird (vgl. § 1
Abs. 2 AItTZG in Verbindung mit §§ 3 und
4 AIRTZG). Fur Altersteilzeiten ab dem 1.
Januar 2010 besteht diese Forderung nicht
mehr.

Altersteilzeit im Sinne des Gesetzes ist
jedoch auch unabhangig von einer
Forderung durch die Bundesagentur fir
Arbeit gegeben bei einer Teilzeitarbeit
alterer Arbeitnehmer (ab Vollendung des

55. Lebensjahres), die ihre Arbeitszeit
nach dem 31. Dezember 2009 vermindern
(vgl. § 1 Abs. 3 AIRTZG).

Gesetzliche Altersteilzeit liegt vor, wenn
der Arbeitnehmer

e das 55. Lebensjahr vollendet hat,

e auf Grund einer Vereinbarung mit
dem Arbeitgeber, die sich zumindest
auf die Zeit erstrecken muss, bis eine
Rente wegen Alters beansprucht
werden kann, seine Arbeitszeit auf die
Halfte der bisherigen wochentlichen
Arbeitszeit vermindert hat, und
versicherungspflichtig beschaftigt ist
und

e innerhalb der letzten fiinf Jahre vor
Beginn der Altersteilzeitarbeit
mindestens 1 080 Kalendertage in
einer versicherungspflichtigen
Beschaftigung gestanden hat.

e Zeiten mit Anspruch auf
Arbeitslosengeld oder
Arbeitslosenhilfe, Zeiten des Bezuges
von Arbeitslosengeld Il sowie Zeiten,
in denen Mutterschaftsgeld,
Krankengeld,
Versorgungskrankengeld,



Verletztengeld, Ubergangsgeld usw.
(sonstige versicherungspflichtige
Zeiten nach § 26 Abs. 2 des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch [SGB 111]),
stehen der versicherungspflichtigen
Beschéftigung gleich (vgl. § 2 Abs. 1
ARTZG).

Sieht die Vereinbarung tber die

Altersteilzeitarbeit unterschiedliche

wochentliche Arbeitszeiten oder eine

unterschiedliche Verteilung der

wochentlichen Arbeitszeit vor, ist die

Voraussetzung der Reduzierung auf die

Halfte der wochentlichen Arbeitszeit auch

erfillt, wenn

die wochentliche Arbeitszeit im
Durchschnitt eines Zeitraums von bis
zu drei Jahren oder bei Regelung in
einem Tarifvertrag, auf Grund eines
Tarifvertrages in einer
Betriebsvereinbarung oder in einer
Regelung der Kirchen und der
offentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaften im
Durchschnitt eines Zeitraums von bis
zu sechs Jahren die Halfte der
bisherigen wochentlichen Arbeitszeit

nicht Uberschreitet und der
Arbeitnehmer versicherungspflichtig
beschéftigt im Sinne des SGB Ill ist und
das Arbeitsentgelt fiir die
Altersteilzeitarbeit sowie der
Aufstockungsbetrag nach § 3 Abs. 1
Nr. 1 Buchstabe a) ARRTZG fortlaufend
gezahlt werden (vgl. § 2 Abs. 2
AItTZG).

In der gesetzlichen Altersteilzeit ist der
Arbeitgeber verpflichtet (vgl. § 8 Abs. 2
AItTZG), aufgrund eines Tarifvertrages,

einer Regelung der Kirchen und der

offentlich-rechtlichen

Religionsgesellschaften, einer

Betriebsvereinbarung oder einer

Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer

das Regelarbeitsentgelt fir die
Altersteilzeitarbeit um mindestens 20
Prozent aufzustocken, und

fiir den Arbeitnehmer zusatzlich
Beitrage zur gesetzlichen
Rentenversicherung mindestens in
Hbhe des Beitrags zu entrichten, der
auf 80 Prozent des
Regelarbeitsentgelts fiir die
Altersteilzeitarbeit entfllt. Die



Zusatzbeitrage sind begrenzt auf den
Unterschiedsbetrag zwischen 90
Prozent der monatlichen
Beitragsbemessungsgrenze und dem
Regelarbeitsentgelt (vgl. § 3 Abs. 1 Nr.
1 AItTZG).

Bei einer Uber finf Prozent der
Arbeitnehmer eines Betriebes
hinausgehenden Inanspruchnahme obliegt
die Gewdahrung von Altersteilzeit der
freiwilligen Entscheidung des Arbeitgebers
(vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 3 AItTZG). Fir die
Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer ist
der Durchschnitt der letzten zwolf
Kalendermonate vor dem Beginn der
Altersteilzeitarbeit des Arbeitnehmers
mafgeblich (vgl. § 7 Abs. 2 AItTZG).

Das Regelarbeitsentgelt fur die gesetzliche
Altersteilzeitarbeit ist das auf einen Monat
entfallende vom Arbeitgeber regelmaBig
zu zahlende sozialversicherungspflichtige
Arbeitsentgelt, soweit es die
Beitragsbemessungsgrenze des SGB IlI
nicht Gberschreitet. Entgeltbestandteile,
die nicht laufend gezahlt werden, sind
nicht bericksichtigungsfahig.

Als bisherige wochentliche Arbeitszeit ist
die wochentliche Arbeitszeit zugrunde zu
legen, die mit dem Arbeitnehmer vor dem
Ubergang in die Altersteilzeitarbeit
vereinbart war. Zugrunde zu legen ist
hochstens die Arbeitszeit, die im
Durchschnitt der letzten 24 Monate vor
dem Ubergang in die Altersteilzeit
vereinbart war.

Flhrt eine Vereinbarung Giber die
ungleichmalige Verteilung der
Altersteilzeitarbeit zum Aufbau eines
Wertguthabens, das den Betrag des
Dreifachen des Regelarbeitsentgelts
einschliellich des darauf entfallenden
Arbeitgeberanteils am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag
Ubersteigt, ist der Arbeitgeber
verpflichtet, das Wertguthaben
einschliellich des darauf entfallenden
Arbeitgeberanteils am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag mit der
ersten Gutschrift in geeigneter Weise
gegen das Risiko seiner
Zahlungsunfahigkeit abzusichern.
Bilanzielle Riickstellungen sowie zwischen
Konzernunternehmen begriindete
Einstandspflichten, insbesondere



Bilrgschaften, Patronatserklarungen oder
Schuldbeitritte, gelten nicht als geeignete
Sicherungsmittel (vgl. § 8a Abs. 1 AItTZG).

e Die Verpflichtung zur Insolvenzsicherung
findet keine Anwendung gegeniiber dem
Bund, den Landern, den Gemeinden,
Korperschaften, Stiftungen und Anstalten
des offentlichen Rechts, Uber deren
Vermogen die Er6ffnung eines
Insolvenzverfahrens nicht zuldssig ist,
sowie solchen juristischen Personen des
offentlichen Rechts, bei denen der Bund,
ein Land oder eine Gemeinde kraft
Gesetzes die Zahlungsfahigkeit sichert
(vgl. § 8 Abs. 6 AItTZG).

Tarifvertragliche Regelungen

Die Anderung des Arbeitsverhiltnisses in ein
Altersteilzeitarbeitsverhaltnis im Sinne des
AItTZG kann aufgrund eines Tarifvertrages,
einer Regelung der Kirchen und der 6ffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften, einer
Betriebsvereinbarung oder einer individuellen

Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer erfolgen.

In mehreren Branchen treffen Tarifvertrage
Regelungen zur Ausgestaltung der
gesetzlichen Altersteilzeit. Beispielhaft sind im
Folgenden wesentliche Bestimmungen des

,Tarifvertrags zu flexiblen
Arbeitszeitregelungen fiir dltere Beschaftigte
(TV FlexAZ)" und des , Tarifvertrags
,Lebensarbeitszeit und Demografie’ (TV
Demo)“ aufgefiihrt:

Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen
fiir dltere Beschdftigte (TV FlexAZ)

e Dieser Tarifvertrag gilt (mit Wirkung ab
dem 1. Januar 2010 bis 31. Dezember
2016) flr Beschéftigte, die unter den
Geltungsbereich des Tarifvertrages fir den
offentlichen Dienst (TVOD) oder des
Tarifvertrages Versorgungsbetriebe (TV-V)
fallen (vgl. § 1 TV FlexAZ). Er findet keine
Anwendung auf
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisse, die vor
dem 1. Januar 2010 begonnen haben (vgl.
§ 14 Abs. 1 TV FlexAZ). Vor dem 1. Januar
2010 abgeschlossene Dienst- oder
Betriebsvereinbarungen bleiben
unberihrt (vgl. § 15 TV FlexAZ).

e Altersteilzeit im Sinne des
Altersteilzeitgesetzes kann, ohne dass
darauf ein Rechtsanspruch besteht, in
Restrukturierungs- und
Stellenabbaubereichen bei dienstlichem
oder betrieblichem Bedarf vereinbart



werden, wenn die personlichen
Voraussetzungen vorliegen. Die
Festlegung der Bereiche und die
Entscheidung, ob, in welchem Umfang
und fiir welchen Personenkreis dort
Altersteilzeitarbeit zugelassen wird,
erfolgt durch den Arbeitgeber (vgl. § 3 TV
FlexAZ).

Im Ubrigen kénnen die Beschiftigten
Altersteilzeit im Sinne des
Altersteilzeitgesetzes in Anspruch
nehmen, wenn die persénlichen
Voraussetzungen vorliegen. Der Anspruch
ist ausgeschlossen, wenn und solange 2,5
Prozent der Beschaftigten der
Verwaltung/des Betriebes von einer
Altersteilzeitregelung im Sinne des
Altersteilzeitgesetzes Gebrauch machen
(vgl. § 4 Abs. 1 und 2 TV FlexAZ).

Der Arbeitgeber kann ausnahmsweise die
Vereinbarung eines
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses
ablehnen, wenn dienstliche oder
betriebliche Griinde dem entgegenstehen
(vgl. ebd., Abs. 3).

Personliche Voraussetzungen fir
Altersteilzeit sind, dass die Beschaftigten

e das 60. Lebensjahr vollendet haben
und

e innerhalb der letzten flinf Jahre vor
Beginn der Altersteilzeitarbeit
mindestens 1080 Kalendertage in
einer versicherungspflichtigen
Beschéftigung gemaR SGB |l
gestanden haben (vgl. § 5 Abs. 1 TV
FlexAZ).

Das Altersteilzeitarbeitsverhaltnis muss
sich zumindest bis zu dem Zeitpunkt
erstrecken, ab dem eine Rente wegen
Alters beansprucht werden kann (vgl.
ebd., Abs. 2).

Das Altersteilzeitarbeitsverhaltnis muss
ein versicherungspflichtiges
Beschaftigungsverhaltnis im Sinne des SGB
[l sein und darf die Dauer von fiinf Jahren
nicht Gberschreiten (vgl. § 6 Abs. 1 TV
FlexAZ).

Die durchschnittliche wochentliche
Arbeitszeit wahrend des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses betragt
die Halfte der bisherigen wochentlichen
Arbeitszeit (vgl. ebd., Abs. 2)



Die wahrend der Dauer des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses zu
leistende Arbeit kann so verteilt werden,
dass sie

e durchgehend erbracht wird
(Teilzeitmodell) oder

e inder ersten Halfte des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses
geleistet und die Beschaftigten
anschliefend von der Arbeit unter
Fortzahlung der Leistungen freigestellt
werden (Blockmodell).

Die Beschaftigten kénnen diesbeziiglich
vom Arbeitgeber verlangen, dass ihr
Wunsch nach einer bestimmten
Verteilung der Arbeitszeit mit dem Ziel
einer einvernehmlichen Regelung erortert
wird (vgl. ebd., Abs. 3).

Beschéftigte erhalten wahrend der
Gesamtdauer des
Altersteilzeitarbeitsverhdltnisses im
Teilzeitmodell das Tabellenentgelt und
alle sonstigen Entgeltbestandteile in Hoéhe
der sich fir entsprechende
Teilzeitbeschéaftigte ergebenden Betrage.
Maligebend ist die durchschnittliche

wochentliche Arbeitszeit (vgl. § 7 Abs. 1
TV FlexAZ).

Beschaftigte erhalten wahrend der
Arbeitsphase des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses im
Blockmodell das Tabellenentgelt und alle
sonstigen Entgeltbestandteile in Hohe der
Halfte des Entgelts, das sie jeweils
erhalten wiirden, wenn sie mit der
bisherigen wochentlichen Arbeitszeit
weitergearbeitet hatten; die andere Halfte
des Entgelts flieBt in das Wertguthaben
und wird in der Freistellungsphase in
Raten ausgezahlt. Das Wertguthaben
erhoht sich bei allgemeinen
Tariferhdhungen in der von den
Tarifvertragsparteien jeweils
festzulegenden Hohe (vgl. ebd., Abs. 2).

Das den Beschéftigten zustehende Entgelt
wird um 20 Prozent aufgestockt.
Bemessungsgrundlage fiir die Aufstockung
ist das Regelarbeitsentgelt flr die
Teilzeitarbeit gemalk AItTZG. Steuerfreie
Entgeltbestandteile und Entgelte, die
einmalig (z.B. Jahressonderzahlung) oder
die nicht fur die vereinbarte Arbeitszeit
(z.B. Uberstunden- oder



Mehrarbeitsentgelt) gezahlt werden,
sowie Sachbezlige, die wahrend der
Gesamtdauer des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses
unvermindert zustehen, gehdren nicht
zum Regelarbeitsentgelt und bleiben bei
der Aufstockung unberiicksichtigt. Dies gilt
fir das im Blockmodell in der
Freistellungsphase auszuschdpfende
Wertguthaben entsprechend (vgl. ebd.,
Abs. 3).

Neben den vom Arbeitgeber zu tragenden
Sozialversicherungsbeitragen fiir das
zustehende Entgelt entrichtet der
Arbeitgeber zusatzliche Beitrage zur
gesetzlichen Rentenversicherung
(Rentenaufstockung) gemaR AltTZG (vgl.
ebd., Abs. 4).

Flr Beschéftigte, die Altersteilzeit im
Blockmodell leisten, besteht kein
Urlaubsanspruch fir die Zeit der
Freistellung von der Arbeit. Im
Kalenderjahr des Ubergangs von der
Beschéftigung zur Freistellung haben die
Beschéftigten fir jeden vollen
Beschaftigungsmonat Anspruch auf ein

Zwolftel des Jahresurlaubs (vgl. § 8 TV
FlexAZ).

Beschaftigte dirfen wahrend des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses keine
Beschaftigungen oder selbstdndigen
Tatigkeiten ausliben, die die
Geringfligigkeitsgrenze des § 8 SGB IV
Uberschreiten, es sei denn, diese
Beschaftigungen oder selbstandigen
Tatigkeiten sind bereits innerhalb der
letzten funf Jahre vor Beginn des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses standig
ausgelibt worden (vgl. § 9 Abs. 1 TV
FlexAZ). Der Anspruch auf die
Aufstockungsleistungen ruht wahrend der
Zeit, in der Beschaftigte eine unzulassige
Beschéftigung oder selbststindige
Tatigkeit austiben oder Uber die
Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit
oder Uberstunden leisten, die den Umfang
der Geringfligigkeitsgrenze des § 8 SGB IV
Ubersteigen. Hat der Anspruch auf die
Aufstockungsleistungen mindestens 150
Tage geruht, erlischt er; mehrere
Ruhenszeitrdume werden
zusammengerechnet (vgl. ebd., Abs. 2).



Ist der Beschaftigte bei Altersteilzeitarbeit
im Blockmodell wahrend der Arbeitsphase
Uber den Zeitraum der Entgeltfortzahlung
hinaus arbeitsunfahig erkrankt, verlangert
sich die Arbeitsphase um die Halfte des
den Entgeltfortzahlungszeitraum
Ubersteigenden Zeitraums der
Arbeitsunfahigkeit; im gleichen Umfang
verkirzt sich die Freistellungsphase (vgl. §
10 TV FlexAZ).

In einer einvernehmlichen
Dienstvereinbarung bzw. in einer
freiwilligen Betriebsvereinbarung kénnen
abweichende Regelungen vereinbart
werden. Diese sind nur zul3ssig, soweit die
gesetzlichen Mindestvoraussetzungen
gemald ATZG nicht unterschritten
werden (vgl. § 12 TV FlexAZ).

Tarifvertrag ,Lebensarbeitszeit und

Demografie” (TV Demo)

Dieser zuerst 2008 zwischen dem
Bundesarbeitgeberverband Chemie und
der Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie geschlossene Tarifvertrag
gilt in seiner Neufassung mit Wirkung ab
dem 1. Juni 2012. Die Regelungen zum
Demografiefonds treten zum 31.

Dezember 2015 ohne Nachwirkung auRer
Kraft. Die Regelungen zur
Altersteilzeitarbeitsverhaltnissen gelten
fur Altersteilzeiten, die ab dem 1. Januar
2010 beginnen. Fiir Arbeitnehmer, die bis
zum 31. Dezember 2009 in
Altersteilzeitarbeit eingetreten sind, findet
der Tarifvertrag zur Forderung der
Altersteilzeit (zuerst 1996) weiter
Anwendung.

Der Tarifvertrag verpflichtet den
Arbeitgeber, erstmals fir das Jahr 2010,
einen jahrlichen Demografiebetrag in
H6he von 300 Euro pro Tarifarbeitnehmer
des jeweiligen Betriebs zur Verfligung zu
stellen. Dieser Betrag erhoht sich jeweils
zum 1. Januar eines Kalenderjahres,
erstmals zum 1. Januar 2011 um den
jeweiligen prozentualen
Tariferhohungssatz des Vorjahres. Die
Verwendung des Demografiebetrages
kann im Rahmen einer freiwilligen
Betriebsvereinbarung nur fiir einen oder
mehrere der folgenden Zwecke erfolgen:

Langzeitkonten,

Altersteilzeit,

Teilrente,



e Berufsunfahigkeitszusatzversicherung
Chemie (BUC),

e tarifliche Altersvorsorge und/oder

e lebensphasenorientierte
Arbeitszeitgestaltung (vgl. § 7 Abs. 1
TV Demo).

Der Arbeitgeber stellt fir die Jahre 2013,
2014 und 2015 einen zusatzlichen
Demografiebetrag in Hohe von jahrlich
200,00 Euro pro Tarifarbeitnehmer des
jeweiligen Betriebes zur Verfligung. Dieser
zusatzliche Demografiebetrag kann im
Rahmen einer freiwilligen
Betriebsvereinbarung nur fiir einen oder
mehrere der folgenden Zwecke verwendet
werden:

e Langzeitkonten,

e Altersteilzeit und/oder

e |ebensphasenorientierte
Arbeitszeitgestaltung (vgl. ebd., Abs.
3).

Der fir ein Kalenderjahr vorgesehene
Demografiebetrag kann durch freiwillige
Betriebsvereinbarung auf darauf folgende
Kalenderjahre libertragen werden. Durch
Gesamt- oder
Konzernbetriebsvereinbarung kann der

Demografiebetrag fir mehrere Betriebe
zusammengefasst und seine Verwendung
geregelt werden.

Eine Verwendung des Demografiebetrages
zur Gestaltung von Altersteilzeitmodellen
ist unter der Voraussetzung moglich, dass
lediglich Arbeitnehmer, die das 59.
Lebensjahr vollendet haben, eine
Altersteilzeitbeschaftigung von bis zu
sechs Jahren Dauer durchfiihren kénnen
(vgl. § 9 Nr. 1 TV Demo).

Die freiwillige Betriebsvereinbarung muss
gewadhrleisten, dass der Abschluss eines
Altersteilzeitarbeitsvertrages
ausgeschlossen werden kann, wenn und
solange flinf Prozent der Arbeitnehmer
des Betriebes von einer
Altersteilzeitregelung Gebrauch machen
oder diese Grenze durch den Abschluss
eines Altersteilzeitarbeitsvertrages
Uberschritten wirde (vgl. ebd., Nr. 2).

Die wochentliche Arbeitszeit eines
Arbeitnehmers in Altersteilzeitarbeit
betragt die Halfte seiner bisherigen
regelmaligen wochentlichen Arbeitszeit.
Zugrunde zu legen ist hochstens die
Arbeitszeit, die im Durchschnitt der



letzten 24 Monate vor dem Ubergang in
die Altersteilzeit vereinbart war.

Durch Betriebsvereinbarung kénnen alle
Formen eines
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses
vereinbart werden, die den
Bestimmungen des AItTZG entsprechen.

Durch Betriebsvereinbarung oder
einzelvertraglich kann vereinbart werden,
dass die wahrend der Gesamtdauer des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses von bis
zu sechs Jahren anfallende Arbeitszeit so
verteilt wird, dass die Arbeitszeit in der
ersten Halfte des
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses geleistet
wird und der Arbeitnehmer anschlieend
entsprechend der von ihm erworbenen
Zeitguthaben von der Arbeit freigestellt
wird (Blockmodell), vgl. ebd., Nr. 3.

Fiir den durch den Ubergang auf die
Altersteilzeitbeschaftigung ausfallenden
Teil seiner bisherigen regelmaligen
Arbeitszeit erhélt der Arbeitnehmer bei
einem Altersteilzeitarbeitsverhaltnis bis zu
sechs Jahren Dauer eine
Aufstockungszahlung in Hohe von 40
Prozent des Arbeitsentgelts fiir die

Altersteilzeitarbeit. Das Arbeitsentgelt fir
die Altersteilzeitarbeit ist dabei auf
mindestens 85 Prozent, hochstens jedoch
auf 100 Prozent des um die gesetzlichen
Abzige, die bei Arbeitnehmern
gewohnlich anfallen, verminderten
Arbeitsentgelts, das der Arbeitnehmer
ohne Eintritt in die Altersteilzeitarbeit
erzielt hatte, aufzustocken (vgl. ebd., Nr.
6).

Neben den vom Arbeitgeber zu tragenden
Sozialversicherungsbeitragen fiir das
Altersteilzeitarbeitsverhaltnis entrichtet
der Arbeitgeber bei einem
Altersteilzeitarbeitsverhaltnis bis zu sechs
Jahre fir den Arbeitnehmer Beitrage zur
gesetzlichen Rentenversicherung in Hohe
von 80 Prozent des Regelarbeitsentgelts
flr die Altersteilzeitarbeit, begrenzt auf
den Unterschiedsbetrag zwischen 90
Prozent der monatlichen
Beitragsbemessungsgrenze und dem
Regelarbeitsentgelt, hochstens bis zur
Beitragsbemessungsgrenze (vgl. ebd., Nr.
7).

Durch freiwillige Betriebsvereinbarung
kann aufgrund betrieblicher



Notwendigkeiten mit der Altersteilzeit zu
einem friheren Zeitpunkt als der
Vollendung des 59. Lebensjahres
begonnen werden.

Unabhangig von der Verwendung des
Demografiebetrages kann Altersteilzeit
auf der Grundlage des
Altersteilzeitgesetzes auch mit einer
Dauer von bis zu sechs oder mehr Jahren
vereinbart werden. Auf eine solche
Vereinbarung sind die vorstehenden
Regelungen entsprechend anzuwenden
(vgl. ebd., Nr. 13).

Gestaltungsempfehlungen

Grundsatzlich besteht fiir Betriebsrate keine
erzwingbare Mitbestimmung bei der Frage, ob
der Arbeitgeber in einem Betrieb Altersteilzeit
gewadhrt oder nicht. Es obliegt der freien Ent-
scheidung des Arbeitgebers, mit Beschaftig-
ten, die die personlichen Voraussetzungen
erflllen, Altersteilzeitarbeitsverhaltnisse zu
vereinbaren. Im Rahmen der gesetzlich bzw.
tarifvertraglich festgelegten Belastungsgrenze
(Beschéftigtenquote) besteht gegebenenfalls
ein individueller Anspruch von Beschaftigten.

Wird Altersteilzeit im Betrieb umgesetzt, so
kénnen dadurch erzwingbare Mitbestim-
mungsrechte berihrt werden, insbesondere in
Bezug auf

e betriebliche Verfahren und Ablaufe gemaR
§ 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG (Fragen der Ord-
nung des Betriebs und des Verhaltens der
Arbeitnehmer im Betrieb),

e den Beginn und das Ende der taglichen
Arbeitszeit sowie deren Verteilung auf die
Wochentage gemald § 87 Abs. 1 Nr. 2 Be-
trVG und

e die informationstechnische Abwicklung
der Altersteilzeitarbeitsverhaltnisse ge-
maRk § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG (Einflihrung
und Anwendung von technischen Einrich-
tungen, die dazu bestimmt sind, das Ver-
halten oder die Leistung der Arbeitnehmer
zu Uberwachen).

Auf die betrieblichen Bedingungen und die
Ausgestaltung der Altersteilzeit selbst kann
der Betriebsrat lediglich in Form einer freiwil-
ligen Betriebsvereinbarung Einfluss nehmen.
So gewahren die einschlagigen Tarifvertrage
zur Altersteilzeit in der Regel den Betriebspar-
teien die Moglichkeit zur Abweichung von
tarifvertraglichen Bestimmungen ausdriicklich



nur aufgrund einer freiwilligen Betriebsver-
einbarung. Gestaltungsansatze —im Rahmen
der gesetzlichen und tarifvertraglichen Gren-
zen —sind hierbei insbesondere

e das Lebensalter, ab dem ein Altersteilzeit-
arbeitsverhaltnis vereinbart werden kann,

e die Dauer (Zeitraum bis zum Beginn der
Altersrente), fur die ein Altersteilzeitar-
beitsverhaltnis vereinbart werden kann,

die Anzahl der moéglichen Anspruchsbe-
rechtigten (Beschaftigtenquote des Be-
triebes),

die moglichen Altersteilzeitmodelle,
die Hohe der Aufstockungsbetrage,

die Hohe der zusatzlichen Beitrage zur
Rentenversicherung,

die Regelung von Urlaubsanspriichen,
die Regelung von Zeiten der Arbeitsunfa-
higkeit und

die Konkretisierung der Insolvenzsiche-
rung.



Gestaltungsraster: Betriebsvereinba-
rung , Altersteilzeit”

Die nachfolgenden Eckpunkte beinhalten
Stichpunkte zu zentralen Regelungsbereichen
fiir Betriebsvereinbarungen zur Altersteilzeit.
Sie orientieren sich an Empfehlungen der IG
Metall (in Verbindung mit dem Tarifvertrag
zum flexiblen Ubergang in die Rente fiir Be-
schaftigte in der Metall- und Elektroindustrie
Baden-Wiirttemberg). Die Liste enthalt Ge-
sichtspunkte, die bei der Regelung und Orga-
nisation bericksichtigt werden sollten. Es
handelt sich um einen Katalog von Vorschla-
gen, die betrieblich angepasst und konkret mit
Inhalt geflllt werden mussen.

Ziele

e arbeitnehmerorientierte Ziele (Reduzie-
rung der Arbeitsbelastung, Gesundheits-
forderung/ altersgerechtes Arbeiten, Ver-
kiirzung der Lebensarbeitszeit, Forderung
von Motivation und Zufriedenheit, glei-
tender Ubergang in die Rente)

e arbeitgeberorientierte Ziele (Férderung
der Arbeitnehmerzufriedenheit, Gesund-
heitsforderung/ altersgerechtes Arbeiten,
Wissenstransfer, Unterstiitzung der Mog-

lichkeiten zur Einstellung jlingerer Arbeit-
nehmer bzw. Ubernahme von Auszubil-
denden)

Geltungsbereich

e rdumlich (Betrieb/Betriebsteile [Reorgani-
sation- und Restrukturierungsbereiche] ,
Geltungsbereich eines Tarifvertrags)

e personell (alle Arbeitnehmer eines Betrie-
bes, unbefristet Beschaftigte, Geltungsbe-
reich eines Tarifvertrags, Mitglieder der
vertragschlieBenden Gewerkschaft[en],
Ausnahmen: z.B. leitende Angestellte,
spezielle Arbeitnehmergruppen)

Anzahl der Anspruchsberechtigten

e Quote der Beschaftigten des Betriebes,
gegebenenfalls bereichsbezogen unter-
schiedlich nach Arbeitsbelas-
tung/Gesundheitsgefahrdung

e Stichtag, Verfahren der Quotenfeststel-
lung, Berlicksichtigung von Teilzeitbe-
schaftigten bei der Berechnung der Quote,
Beriicksichtigung von AT-Beschaftigten

e soziale Auswahlkriterien, falls der Interes-
sentenkreis die Quote der Anspruchsbe-
rechtigten Ubersteigt (z.B. Arbeitsbelas-



tung, Beanspruchung, Alter, Betriebszuge-
horigkeit)

Altersteilzeitmodelle

Dauer der Altersteilzeit (Mindestdauer
[z.B. zwei Jahre], Hochstdauer [z.B. sechs
Jahre])

Verteilung der Arbeitszeit (Gleichvertei-
lungsmodell, Blockmodell, Varianten)

Vereinbarung der Altersteilzeit

Freiwilligkeit flr den Beschaftigten

Informationspflichten von Arbeitgeber
und Arbeitnehmer, Beratung (Ansprech-
partner, Inhalte)

Antragsverfahren, Fristen, Formblatter

Vereinbarung (Schriftform, Musterverein-
barung)

Arbeitszeit in der Altersteilzeit

Halbierung der bisherigen wochentlichen
Arbeitszeit (Berechnungsgrundlage, Be-
messungszeitraum, Berechnungsmodus)

Bericksichtigung von Zeitguthaben/-
schulden vor Beginn der Altersteilzeit
(Ausgleich)

(Ausschluss von) Kurzarbeit in der Alters-
teilzeit

Ausgleich von Mehr- und/oder Uberstun-
den

Altersteilzeitentgelt

Regelarbeitsentgelt in der Altersteilzeit
(Berechnungsgrundlage, Entgeltbestand-
teile, [gleichmaRiger] Auszahlungsmodus),
Einmalzahlungen

Unterschiede bei Gleichverteilungs- und
Blockmodell

Teilnahme an der allgemeinen tariflichen
Erhéhung

Aufstockung (Hohe, Berechnungsgrundla-
gen/Entgeltbestandteile, gegebenenfalls
individuelle Unterschiede nach sozialen
Kriterien)

zusatzliche Rentenversicherungsbeitrage
(Hohe)

Urlaub

Abwicklung von Urlaubsanspriichen aus
dem bisherigen Arbeitsverhaltnis vor Be-
ginn der Altersteilzeit



Urlaubsanspruch fiir das Kalenderjahr des
Wechsels in die Altersteilzeit

Urlaubsanspruch fiir das Kalenderjahr des
Wechsels in die Freistellungsphase (im
Blockmodell)

Arbeitsunfahigkeit

Entgeltfortzahlung bei Krankheit, medizi-
nische Vorsorge, Rehabilitation in der Ar-
beitsphase (Altersteilzeitentgelt, Aufsto-
ckung)

Krankengeld, Verletztengeld, Ubergangs-
geld (gegebenenfalls Aufstockung durch
Arbeitgeber)

Arbeitsunfahigkeit in der Arbeitsphase
beim Blockmodell (halftige Nacharbeit
falls Ausfallzeit langer als Entgeltfortzah-
lungszeitraum: Verlangerung der Arbeits-
phase, Verkirzung der Freistellungsphase)

Geldwert, Verzinsung und Schutz von Zeit-

wertguthaben (im Blockmodell)

Geldwert und Verzinsung (Wertentwick-
lung durch Tarifanderungen, beruflichen
Werdegang oder Arbeitszeitveranderun-

gen, Verzinsung durch Geldanlage, Beteili-
gung der Beschaftigten an Zinsgewinnen)

Insolvenzschutz (eindeutige, sichere Rege-
lung [Bankbiirgschaft, Treuhandvereinba-
rung, Verpfandungsvereinbarung], Ab-
gleich mit Regelung im SGB/tarifliche Re-
gelungen, Kosteniibernahme der Insol-
venzsicherung, z. B. Verwaltungsgebiih-
ren, Fristen, Information der betroffenen
Beschéftigten)

Sonstige Regelungen

betriebliche Altersversorgung, sonstige
betriebliche Anspriiche, Benachteiligungs-
verbot, Verfahren bei Meinungsverschie-
denheiten

Nebentatigkeiten

Information und Beteiligung des Betriebs-
rats

Schlussbestimmungen

salvatorische Klausel, Inkrafttreten, Kiin-
digungsfrist, Nachwirkung fiir bestehende
Altersteilzeitarbeitsverhaltnisse



Quellen, weiterfiihrende Literatur und Informationen im Internet

Bundesagentur fiir Arbeit (2012): Gleitender Ubergang in den Ruhestand. Hinweise zum Altersteil-
zeitgesetz, Merkblatt 14, Nirnberg

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (2011): Teilzeit: alles, was Recht ist, Bonn

Gering, Steffen / Bauer, Karoline (2011): Altersteilzeit. Handbuch zu den gesetzlichen und tariflichen
Regelungen, Baden-Baden

Liick, Maria (2012): Nicht zum alten Eisen. So unterstiitzen Betriebsrate altere Arbeitnehmer, in:
Arbeitsrecht im Betrieb 5/2012

Schietinger, Marc (2003): Insolvenzsicherung von Arbeitszeitguthaben, Rahmenbedingungen, Absi-
cherungsmodelle, Entscheidungskriterien”, hg. v. Ministerium fir Wirtschaft und Arbeit des Landes
Nordrhein-Westfalen, Dusseldorf

Schietinger, Marc (2008): Insolvenzsicherung von Arbeitszeitguthaben: Pladoyer fiir eine solidarische
und umlagefinanzierte Losung, in: Soziale Sicherheit 11/2008

Wanger, Susanne (2009): Altersteilzeit. Beliebt, aber nicht zukunftsgerecht, hg. v. Institut flr Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur fir Arbeit, IAB-Kurzbericht 8/2009, Nirnberg

Internet-Links zur Altersteilzeit:

Bundesagentur fiir Arbeit (2010): Informationen zu Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz:
http://www.arbeitsagentur.de/nn_27712/Navigation/zentral/Unternehmen/Recht/Altersteilzeit/Alte
rsteilzeit-Nav.html

Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Stichwort Altersteilzeit — Kurzinfor-
mation und weiterfiihrende Quellen:
http://www.familien-wegweiser.de/wegweiser/stichwortverzeichnis,did=73420.html|



http://www.arbeitsagentur.de/nn_27712/Navigation/zentral/Unternehmen/Recht/Altersteilzeit/Altersteilzeit-Nav.html
http://www.arbeitsagentur.de/nn_27712/Navigation/zentral/Unternehmen/Recht/Altersteilzeit/Altersteilzeit-Nav.html
http://www.familien-wegweiser.de/wegweiser/stichwortverzeichnis,did=73420.html

Bundesministerium der Justiz / juris GmbH: Altersteilzeitgesetz (AItTZG):
http://www.gesetze-im-internet.de/alttzg 1996/

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (2011): Rechtliche Informationen zur Teilzeit, auch Al-
tersteilzeit — Teilzeit: alles, was Recht ist:
http://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/a263-teilzeit-alles-was-recht-ist.html

Helga Schulz, Frankfurt am Main: Altersteilzeit 2013 — Aktuelles von Anspruch bis Rente:
http://www.altersteilzeit-info.de/

aullerdem:

Arbeitsrecht im Betrieb: Fachzeitschrift tiber (Uberwiegend) rechtliche Handlungsmaéglichkeiten fur
Betriebsrate, die seit 1980 monatlich erscheint:
http://www.aib-web.de

Bundesarbeitsgericht: Aktuelle Rechtsprechung:
http://www.bundesarbeitsgericht.de

Hans-Bockler-Stiftung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) (2012): Mitbestimmungsforde-
rung, Betriebs- und Dienstvereinbarungen - Analyse und Empfehlungen:
http://www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen oder http://www.betriebsvereinbarung.de



http://www.gesetze-im-internet.de/alttzg_1996/
http://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/a263-teilzeit-alles-was-recht-ist.html
http://www.altersteilzeit-info.de/
http://www.aib-web.de/
http://www.bundesarbeitsgericht.de/
http://www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen
http://www.betriebsvereinbarung.de/
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Die wichtigsten Rechtsgrundlagen fiir die betriebliche Arbeitszeitgestaltung

Rechtsgrundlage

Bemerkungen

Arbeitszeitgesetz (ArbZG)

Fixiert den rechtlichen Rahmen von Arbeitszeitflexibilisierung:

Sicherheit und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer
Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir flexible Arbeits-
zeiten

Schutz von Sonn- und Feiertagen

Beschrankung von Mehr-, Schicht- und Nachtarbeit
Definitionen von Arbeitszeit, Nachtarbeit, Arbeitsbereit-
schaft usw.

Bericksichtigung arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse
Offnungsklauseln bei Arbeitsbereitschaft und Rufbereit-
schaft

Betriebsverfassungsgesetz
(BetrVG)

Initiativrecht

,Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche
Regelung nicht besteht, in folgenden Angelegenheiten mit-
zubestimmen: [...]

Beginn und Ende der taglichen Arbeitszeit einschlielich
der Pausen sowie die Verteilung der Arbeit auf die einzel-
nen Wochentage;

Vorilibergehende Verkiirzung oder Verlangerung der be-
triebstblichen Arbeitszeit [...].“ (§ 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3)
Betriebsvereinbarung (§ 77 BetrVG) und Moglichkeit einer
Einigungsstelle (§76 BetrVG)

Teilzeit- und Befristungsgesetz
(TzBfG)

Anspruch auf Verkiirzung der Wochen-, Monats-, Saison-
und /oder Jahresarbeitszeit (§ 8), soweit keine betriebli-




chen Griinde entgegenstehen

e Auch befristete Teilzeit oder Teilzeit auf Probe sind moglich
(allerdings ohne Rechtsanspruch)

e Mindestkindigungsfrist 4 Tage (§ 12)

Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)

Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung als Bestandteil
eines dynamischen, ganzheitlichen und praventiven Arbeits-
und Gesundheitsschutzes

Ziele des Gesetzes:

e Menschengerechte Gestaltung der Arbeit

e Kontinuierliche Verbesserung des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes

e Beseitigung von arbeitsbedingten Erkrankungen

e Grundsatz zur praventiven Gefahrenbekampfung an der
Quelle

e Pflicht zur Gefahrdungsbeurteilung

Biirgerliches Gesetzbuch (BGB)

e Anspruch auf Anpassung der Arbeitszeit (§ 611)
e Anspruch auf Arbeitszeitdnderung (§ 315)

Tarifvereinbarungen

Zu Schichtarbeit:

e Zeitbegrenzungen, Zeitkorridore, Ausgleichszeitraume

e Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft

e Zuschladge fur Nacht- und Schichtarbeit

e Sonderleistungen

e Ausnahmeregelungen fur Beschaftigtengruppen (z.B. El-
tern, dltere Beschiftigte)

Quelle: Deutscher Gewerkschaftsbund (Hg.) (2011): Familienbewusste Schichtarbeit. Vereinbarkeit
von Familie und Beruf gestalten! Projekt des DGB-Bundesvorstandes. Berlin




Empfehlungen fiir Nacht- und
Schichtarbeitende

Wer nachts und in Schichten arbeitet, kann
selbst Einiges fir die eigene Gesunderhaltung
tun. Dazu gehort unter anderem auch eine
gute Erndhrung, insbesondere in der Nacht.
Bei der Erndhrung gilt eines zu bericksichti-
gen: Das Verdauungssystem ist nachts weni-
ger leistungsfahig. Aber: Die Ernahrung in der
Nacht lasst sich darauf einstellen.

Auch ein ungestorter und ausreichend langer
Schlaf ist eine entscheidende Quelle fiir die
Gesunderhaltung. Noch mehr als bei Tagarbeit
sollte bei Nacht- und Schichtarbeit auf gute
Schlafbedingungen geachtet werden. Mog-
licherweise sind dafir UmbaumaRnahmen
und neue Regeln fiir den Alltagsablauf notig.

Der Aufwand lohnt sich langfristig jedoch,
denn er kann fir mehr Wohlbefinden sorgen.
AuBerdem sollte auch das soziale Leben be-
wusst gepflegt werden. Hierzu gehort auch,
auf Stressabbau und Bewegung zu achten.

Trotz aller Empfehlungen sollte man sich dabei
aber dariiber bewusst sein: Nacht- und
Schichtarbeit bleiben auch bei besten Rah-
menbedingungen eine Belastung fiir den
menschlichen Kérper und seine Gesundheit.

Nachfolgend finden sich zusammengefasst
einige wichtige Tipps zur belastungsarmen
Gestaltung der Nacht- und Schichtarbeit. Die-
se umfassen die Bereiche Gesundheit, Schlaf,
Erndhrung sowie Sozialleben und Familie.
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Tipps fiir eine gesunde Erndhrung

Ernéhrung planen

Hauptmahlzeiten sollten immer zur glei-
chen Tageszeit eingenommen werden. Re-
gelmaRige Essenszeiten sind deshalb bes-
ser fur die Verdauung als die Anpassung
der Essenszeiten an die Schichtzeiten. Un-
regelmaliges Essen dagegen kann zu Ma-
gen- und Darmproblemen fiihren.

Essen stellt mehr als die bloBe Nahrungs-
aufnahme dar. Es ist auch eine soziale
Handlung. Fiir ein gemeinsames Mittages-
sen im Familienkreis kann es deshalb Sinn
machen, den Schlaf zu unterbrechen.

Die Organisation der Pausen und Pausen-
zeiten ist von grofRer Bedeutung. Die Ver-
teilung der Kalorienmenge auf mehrere
kleine Mahlzeiten wahrend der Schichtzei-
ten ist vorteilhaft fiir die Verdauung.
Fettes und deftiges Essen spat und nachts
macht miide und kann Verdauungsprob-
leme zur Folge haben.

Die Hauptmahlzeit sollte immer nach dem
Tagschlaf stattfinden.

Das Essen vor einer eventuellen Nacht-
schicht kann zwischen 19:00 Uhr und

20:30 Uhr stattfinden (als zweiter Haupt-
mabhlzeit des Tages).
Die erste Pause in der Nachtschicht sollte
vor Erreichen des Leistungstiefs erfolgen
und ca. 30 Minuten betragen. In dieser
Zeit zwischen 0:00 Uhr und 1:00 Uhr ist ei-
ne leichte warme Mabhlzeit zu empfehlen.
Spateres Essen kann die Konzentration be-
eintrachtigen.
Eine zweite Pause von ca. 15 Minuten
sollte zwischen 4:00 Uhr und 5:00 Uhr ge-
macht werden. Eine Zwischenmahlzeit
kann zur Uberbriickung des friihmorgend-
lichen Tiefs dienen. Das letzte Essen (ein
kleines leichtes Frihstlick) sollte eine bis
eineinhalb Stunden vor dem Schlafbeginn
stattfinden.
Am besten leichte Kost fiir die Nacht-
schicht — wenig Kohlenhydrate, wenig Fett,
wenig Kalorien
— z. B. Milchprodukte: Milch, Jogurt,
Quark, Kefir, Dickmilch
— Obst und Salate
— Fettarmes Fleisch und Fisch, keine ge-
raucherten Sorten



— Eier und Eiergerichte wie Omelette,
Rahrei

— Kartoffeln, Reis, Vollkorngerichte, Nu-
deln

—  Frichte- und Krautertees, Verdinnte
Fruchtsafte, Mineralwasser

— Kaffee und schwarzen Tee vermeiden.

Bei schwerer korperlicher Arbeit sollte auf

eine ausreichende Kalorienversorgung ge-

achtet werden.

Tipps fiir einen ruhigen und erholsa-

men Schlaf

Sich vor Ldrm schiitzen

Das Schlafzimmer sollte im ruhigsten Teil
der Wohnung liegen und moglichst weit
weg vom tdglichen Familiengeschehen.
Die Schlafzimmertr lasst sich gegen Ge-
rausche isolieren.

Das Bett steht besser an Wanden zu ruhi-
gen Raumen und nicht an Wanden zum
Bad, Treppenhaus usw.

Das Telefon kann leise gestellt werden, die
Turklingel lasst sich durch ein optisches
Signal ersetzen.

Ohrstopsel dampfen die Umgebungsge-
rausche.

Sich vor stérendem Licht schiitzen

AulRenjalousien, Innenrollos oder dicke
Vorhéange schiitzen vor Licht.

Das Bett kann in der dunkelsten Ecke des
Zimmers stehen.

Schlafmasken kénnen hilfreich sein.

Sich vor stérender Wérme schiitzen

Nord - oder Westlage des Schlafzimmers
oder guter Sonnenschutz schiitzt vor Hitze
im Sommer.

Eine kleine Klimaanlage kann im Hoch-
sommer Kiihle schaffen.

Luften vor dem Schlafen sorgt fiir Frisch-
luft.

Ein Uberheiztes Schlafzimmer ldsst sich
durch Heizungsregulierung vermeiden.

Richtig essen und trinken

Kaffee und schwarzer Tee sollten mindes-
tens zwei Stunden vor dem Schlaf vermie-
den werden, besser sind vier bis sechs
Stunden. Koffein halt wach und behindert
den Schlaf.

Durch Alkohol schldft man schneller ein,
allerdings wird der Schlaf weniger erhol-
sam.



Richtig die Zeit organisieren

Gegen die Unregelmaligkeit der Arbeits-
zeit sollte so viel RegelmaRigkeit wie mog-
lich im privaten Bereich gesetzt werden.
Je nach Schicht sollten die Zeiten fiir das
ins Bett gehen und aufstehen feststehen.
Nach der Arbeit tut eine Stunde Zeit zum
»Abschalten” gut. Andererseits sollte man
sich direkt nach der Nachtschicht hinlegen,
je friiher desto langer ist der Schlaf.

Die Hauptschlafphasen sollten mindestens
vier Stunden betragen.

Schlafen in Raten hat Vorteile. Schlaf nach
einer Nachtschicht Iasst sich in vier Stun-
den vormittags und drei Stunden zwischen
17:00 Uhr und 20:00 Uhr aufteilen und auf
diese Weise besser mit dem Familienleben
verbinden.

Wer friher als notwendig aufwacht, sollte
die gewonnene ,Wachzeit” aktiv nutzen —
ein eventuelles Liegenbleiben bringt nicht
mehr viel an Erholung.

Im Durchschnitt sollten sieben Stunden
Schlaf erreicht werden. Wenn einmal ein
paar Stunden fehlen, ist das unangenehm
aber nicht schadlich. RegelmaRig sollte al-
lerdings geniigend Schlafzeit moglich sein.

Ein kurzes , Nickerchen” zwischendurch ist
erholsam.

Schlafpausen nach der Friihschicht glei-
chen das nachtliche Defizit aus.

Spazieren gehen vor dem Schlafen ist die
bessere Alternative zu Schlafmitteln, wenn
Einschlafprobleme bestehen.
Schlafférdernd sind Entspannungsverfah-
ren, beruhigende Krautertees oder ent-
spannende Lektire.

Nach der letzten Nachtschicht sollte zum
normalen Tagesrhythmus zurickgekehrt
werden.

Tipps fiir soziale Aktivitaten und die

Familie

Soziale Kontakte bewusst planen und pflegen

Frihzeitige Verabredungen sind fiir
Schichtarbeitende notwendig, die sponta-
ne Flexibilitat ist bei ihnen eingeschrankt.
Es sollte bewusst auf regelmalige gemein-
same Aktivitdten mit Familie und Freun-
den geachtet werden. Es lohnt sich, dies
z.B. in einem Kalender zu planen und
nachzuhalten.

Unternehmungen mit der Familie oder
Freunden kdnnen auch tagsiiber organi-



siert werden. Viele Einrichtungen sind
dann geoffnet.

Mindestens eine Mahlzeit am Tag sollte
mit der Familie eingenommen werden.
Es kommt auch auf die Qualitat der ge-
meinsamen Zeit an.

Tipps fiir den allgemeinen Gesund-

heitsschutz

Gesundheitsbewusst leben

Stressabbau lasst sich durch regelmalige
Bewegung an der frischen Luft erreichen.
Leistungssport ist dabei nicht immer sinn-
voll, insbesondere nicht fur korperlich
schwer Arbeitende.

Bewegung lasst sich auch in den Alltag
einbauen, statt Auto mit dem Fahrrad fah-
ren oder die Treppe statt des Aufzugs be-
nutzen.

Vor der Spat- und Nachtschicht sollte kei-
ne kérperliche Anstrengung erfolgen.
Mindestens einmal am Tag eine ausgewo-
gene Mahlzeit in Ruhe einnehmen.
Unter- und Ubergewicht sollte vermieden
werden.

Tipps fiir die Pausengestaltung

Pausen am Arbeitsplatz sind wichtig und
empfehlenswert!

Planen Sie nicht nur lhre Arbeit, sondern
auch lhre Pausen!

Pausen sind kein Zeitverlust!

Achten Sie auf die richtige Pausenlange!
Vier mal 15 Minuten sind besser als eine
Stunde Pause!

Qualitat statt Quantitat!

Der richtige Zeitpunkt der Pause zdhlt!

Quelle: Rundnagel, Regine (2012): Tipps fir Schichtarbeitende. Veroffentlichung auf der Informati-

onsplattform ,,ergo-online” (Download: http://www.ergo-online.de > Arbeitsorganisation und Ma-

nagementkonzepte > Arbeitszeit und Pausen)


http://www.ergo-online.de/

Darauf kommt es an: Die Betriebsvereinbarung

Gestaltungsinstrument
Betriebsvereinbarung

Die Betriebsvereinbarung ist das zentrale be-
triebspolitische Instrument zur Regelung be-
trieblicher Belange. Fiir den Betriebsrat ist sie
das wesentliche Gestaltungsmittel zur Aus-
Ubung seiner Mitbestimmungsrechte. Die
Betriebsvereinbarung gewinnt zusatzlich
dadurch an Bedeutung, dass die Tarifvertrags-
parteien mehr und mehr Regelungsspielraume
fiir die Betriebsparteien eréffnen, auch und
gerade im Bereich der Gestaltung flexibler
Arbeitszeiten. Die Ausschopfung dieser tarifli-
chen Offnungsklauseln erfordert in der Regel
ausdriicklich den Abschluss einer Betriebsver-
einbarung. Dabei gilt es, im Interesse der Be-
schaftigten Spielrdume zu nutzen oder auch —
je nach Forderungen der Arbeitgeberseite —
den tarifvertraglichen Rahmen einzugrenzen.

Bei der Betriebsvereinbarung handelt es sich
um einen Vertrag zwischen Arbeitgeber und
Betriebsrat. Sie wirkt wie ein betriebliches

Gesetz. Die getroffenen Regelungen sind fir
den Arbeitgeber verbindlich und ebenso fir

die betroffenen Arbeitnehmer, ohne dass es
auf deren Einverstandnis ankommt. Betriebs-
vereinbarungen gelten vielmehr unmittelbar
und zwingend. Unmittelbar bedeutet, dass der
Inhalt der Vereinbarung automatisch auf alle
in ihren Geltungsbereich fallenden Beschaftig-
ten anzuwenden ist. Hierzu ist eine weitere
ausdriickliche Arbeitsanweisung oder eine
konkrete Bezugnahme im Arbeitsvertrag nicht
erforderlich. Denn die zwischen Arbeitgeber
und Betriebsrat vereinbarten Regeln — Gebo-
te, Verbote, Erlaubnisse oder Anspriiche —
wirken unmittelbar auf das Arbeitsverhaltnis
ein. Zwingend bedeutet, dass von den Rege-
lungen einer Betriebsvereinbarung nicht durch
anderslautende Abmachungen, zum Beispiel
im Arbeitsvertrag, zum Nachteil des Arbeit-
nehmers abgewichen werden darf. Der § 77
des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) legt
die rechtlichen Vorgaben fiir das Zustande-
kommen und die Durchfiihrung von Betriebs-
vereinbarungen fest: die Informations- und
Durchfiihrungspflicht des Arbeitgebers, die
Schrifterfordernis einschlieRlich der Unter-
zeichnung durch beide Vertragsparteien, der



tarifliche Regelungsvorbehalt, die unmittelba-
re und zwingende Wirkung, die Kiindigung und
Nachwirkung.

Im Prinzip kann jeder Sachverhalt, fir den der
Betriebsrat zustandig ist, flir den er also laut
BetrVG eine Regelungskompetenz besitzt,
Inhalt einer Betriebsvereinbarung sein. Der
Gesetzgeber unterscheidet dabei zwischen
erzwingbaren und freiwilligen Vereinbarun-
gen. Erzwingbare Betriebsvereinbarungen
haben diejenigen Sachverhalte zum Inhalt, fir
die der Betriebsrat zur Not auch ohne das
Einverstandnis des Arbeitgebers eine Rege-
lung herbeifiihren kann. Das sind zum Beispiel
alle Mitbestimmungstatbestande in sozialen
Angelegenheiten gemaR § 87 Absatz 1 BetrVG.
Wenn in diesen Sachverhalten keine Einigung
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erfolgt,
entscheidet die Einigungsstelle. Freiwillige
Betriebsvereinbarungen sind demgegeniber
in § 88 BetrVG geregelt. Der dort aufgefiihrte
Themenkatalog ist allerdings nur beispielhaft
und kann einvernehmlich mit dem Arbeitge-
ber erweitert werden. Freiwillige Betriebsver-
einbarungen entfalten keine Nachwirkung, es
sei denn, diese wurde ausdrticklich zwischen
den Vertragsparteien vereinbart.

Gestaltungsempfehlungen

Ob freiwillig oder erzwingbar, es gibt einige
Standardbausteine, die eine Vereinbarung
enthalten sollte. Diese sind:

e \Vertragsparteien

* Gegenstand der Vereinbarung

e Zweck und Ziel

e Geltungsbereich (personlich, raumlich,
sachlich)

e Begriffsbestimmungen (falls notwendig)

e die eigentlichen Regelungsinhalte

e gegebenenfalls eine salvatorische Klausel
(,Sind einzelne Bestimmungen dieser Ver-
einbarung unwirksam, so beruhrt dies
nicht die Wirksamkeit der tbrigen Best-
immungen. Im Falle der Unwirksamkeit
einer Bestimmung werden die Vertrags-
parteien unverziiglich eine der unwirksa-
men Regelung moglichst nahe kommende
rechtswirksame Ersatzregelung treffen.")

e Kiundigungsfrist (Schrifterfordernis der
Kindigung vereinbaren)

e Regelung der Nachwirkung (je nach dem
ausdriicklich vereinbaren, begrenzen oder
auch ausschlieRen)

e Zeitpunkt des Inkrafttretens

e Ort, Datum, Unterschriften



Alles Weitere ergibt sich aus den betriebsspe-

zifischen Besonderheiten der Vereinbarung.
Dabei gilt (vgl. néher Hamm 2006):

Bevor Sie Ihren Entwurf formulieren:
Schreiben Sie auf, welche Ziele Sie mit der
Vereinbarung verfolgen und welche The-
men wie geregelt werden sollen. Orientie-
ren Sie sich nicht direkt an Mustern, son-
dern erstellen Sie zunachst eine freie
Themensammlung.

Machen Sie es moglichst einfach und ver-
standlich: Satze, die Gber mehr als zwei
Zeilen gehen, dienen nicht unbedingt der
Klarheit.

Bleiben Sie ,,schlank”. Je langer eine Be-
triebsvereinbarung ist, desto weniger wird
sie gelesen und/oder in allen Punkten ver-
standen. Wenn es nicht anders geht: Re-
geln Sie detaillierte Sachfragen in Anlagen
und schreiben Sie fiir wichtige Aspekte
,Bedienungsanleitungen” (Checklisten,
Leitfaden) fir die korrekte Umsetzung.
Vereinbarungsmuster kénnen zwar Orien-
tierung und Anregung geben, passen aber
nie eins zu eins auf die eigenen Anforde-
rungen. Abgeschlossene Betriebsvereinba-
rungen sind bereits Kompromisse. Wenn

Sie die zum Mal3stab machen, liegt lhr Er-
gebnis noch einmal darunter.

Lassen Sie sich den Entwurf des Arbeitge-
bers detailliert erlautern. Haken Sie an
schwierigen Punkten nach.

Lassen Sie in der Vereinbarung keine For-
mulierungen zu, deren Bedeutung Sie
nicht verstehen.

Formulieren Sie Satze, aus denen klar
wird, wer was tun muss und wer was be-
kommt. Formulieren Sie konkrete Gebote
»,muss”, hat zu“, ,ist zu“), Verbote (,darf
nicht”), Erlaubnisse (,,kann“, ,ist berech-
tigt”, ,darf”) und Rechte (,,hat Anspruch”,
»erhalt”). Definieren Sie wesentliche Be-
griffe. Vermeiden Sie 6ffnende Formulie-
rungen (,,grundsatzlich”, ,insbesondere”),
die die Regelung unverbindlich machen.
Bevor Sie mit einem Entwurf in die Ver-
handlung gehen oder gar die Vereinba-
rung unterzeichnen: Lassen Sie die Be-
triebsvereinbarung von Kollegen, die nicht
an der Entwicklung beteiligt waren, lesen.
Wenn die etwas nicht verstehen, muss es
Uberarbeitet werden.

Immer gilt: Der Betriebsrat entscheidet als
Gremium. Achten Sie auf ordnungsgema-
Re Beschlisse!



Zur Erarbeitung von Betriebsvereinbarungen

kénnen die folgenden Leitfragen herangezo-

gen werden:

Hat der Betriebsrat eine Regelungszustan-
digkeit in dieser Angelegenheit?

Welche mitbestimmungspflichtigen Tatbe-
stande liegen vor? Ist die Vereinbarung
ganz oder teilweise erzwingbar?

Wenn nicht, soll trotzdem eine (freiwillige)
Betriebsvereinbarung abgeschlossen wer-
den?

Welche Leitvorstellungen und allgemeinen
Ziele hat der Betriebsrat bei der beabsich-
tigten Regelung?

Welche gesetzlichen Bestimmungen be-
grenzen die Regelung in dieser Angele-
genheit?

Welche fiir die Arbeitnehmer giinstigeren
als die gesetzlichen Regelungen lassen sich
treffen?

Ist der Regelungstatbestand bereits tarif-
lich (abschlieRend) geregelt (geltender Ta-
rifvertrag, branchentbliche tarifliche Re-
gelung) oder gibt es Offnungsklauseln?
Welche bereits geltenden Betriebsverein-
barungen sind zu beachten?

Fir welche Arbeitnehmer soll die Verein-
barung gelten, flr welche nicht?

Sind Zweck und Ziel konkret und verbind-
lich formuliert?

Was muss bzw. soll im Einzelnen geregelt
werden, was nicht (Erfordernis, Kiirzung)?
Welche Verweise auf gesetzliche und/oder
tarifvertragliche Bestimmungen sind sinn-
voll?

Sind die einzelnen Regelungen verstand-
lich und verbindlich formuliert?

Bleiben die Mitbestimmungsrechte durch
die Vereinbarung in der Folge unberihrt
(keine Pauschalgenehmigungen, Blanko-
vollmachten)?

Sind die erforderlichen Anlagen ordnungs-
gemal erstellt und dokumentiert?

Ab wann soll die Vereinbarung in Kraft
treten?

Welche Kiindigungsfrist soll vereinbart
werden (gesetzlich, abweichend)?

Ist die schriftliche Kiindigung vereinbart?
Soll die Nachwirkung vereinbart oder aus-
geschlossen werden?

Wo soll die innerbetriebliche Veroffentli-
chung erfolgen?

Sind die erforderlichen Beschliisse des
Gremiums ordnungsgemaR getroffen
worden?
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Glossar Arbeitszeit: Was bedeutet welcher Begriff?

Altersteilzeit

... ist eine Form der Teilzeitarbeit, die gesetzlich und oft auch tarifvertraglich geregelt ist und bei der
Arbeitnehmer nach Vollendung des 55. Lebensjahres die Moglichkeit haben, ihre Arbeitszeit um die
Halfte zu reduzieren und so einen gleitenden Ubergang in den Ruhestand zu erlangen. Grundlage ist
das Altersteilzeitgesetz (AItTZG).

Ampelkonto

... regelt den Umgang mit Zeitguthaben oder -schulden, und zwar tiblicherweise in drei Stufen. Ziel
ist, lang andauernde Extremzustdande zu vermeiden. Dabei sollten die Grenzen sowie die erforderli-
chen Konsequenzen festgeschrieben werden. Ein Beispiel: Im griinen Bereich (z. B. plus 20 Stunden)
hat der Arbeitnehmer Gestaltungsfreiheit, wahrend er sich im gelben Bereich (z. B. plus 30 Stunden)
Ublicherweise mit seinem Vorgesetzten liber das weitere Verfahren einigen muss. Spatestens wenn
das Zeitguthaben oder die Zeitschuld die rote Zone erreicht (z. B. bei plus 40 Stunden), muss die Fiih-
rungskraft entsprechende MaBnahmen ergreifen, um die Riickkehr in die gelbe Zone zu ermdglichen
(z. B. Umverteilung der anfallenden Arbeit).

Ankiindigungsfristen

... sollten lang genug sein, denn sie regeln, wie lange im Voraus der Arbeitgeber Bescheid geben
muss, dass er Arbeitszeit einfordern will (z. B. bei einem negativen Zeitkontenstand des Arbeitneh-
mers). Aber auch die Arbeitnehmer miissen den Abruf von Freizeit anmelden und dabei Fristen ein-
halten. Meistens werden Ankiindigungsfristen in der Betriebs- oder Dienstvereinbarung festgelegt;
fiir die > Arbeit auf Abruf gibt es eine gesetzliche Minimalregelung im Teilzeit- und Befristungsgesetz
(TzBfG).



Ansprechzeit

... ist die Zeit, in der ein vorgegebener Prozentsatz von Arbeitnehmern mit einer bestimmten Qualifi-
zierung fir die (internen oder externen) Kunden verlasslich ansprechbar sein muss. Die Ansprechzeit
wird auch als ,Servicezeit” oder ,,> Funktionszeit” bezeichnet.

Arbeit auf Abruf

... ist eine variable Arbeitszeitgestaltung (auch ,kapazitdtsorientierte variable Arbeitszeit”, kurz ,KA-
POVAZ“ genannt), die ausschlieRlich auf unternehmerische Interessen abzielt: Der Arbeitgeber hat
das Recht, die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers entsprechend den betrieblichen Erfordernissen
festzusetzen. Die insgesamt geschuldete Arbeitszeit und der Bezugszeitraum werden festgelegt. Wird
allerdings keine Vereinbarung tber die Dauer der Arbeitszeit getroffen, so gilt gemaRk § 12 Abs. 1
TzBfG eine wochentliche Arbeitszeit von zehn Stunden als vereinbart. Der Arbeitgeber muss gemaR §
12 Abs. 2 TzBfG lediglich eine Ankiindigungsfrist von vier Tagen einhalten und den Arbeitnehmer bei
einem Einsatz mindestens drei Stunden beschaftigen. Allerdings kommen all diese Vorgaben nur
dann zum Zug, wenn keine andere vertragliche Vereinbarung getroffen wurde. Damit ist die Abrufar-
beit das Modell, das am starksten in die Gestaltungsmoglichkeiten des Arbeitnehmers eingreift und
ihm das geringste MaR an Planungssicherheit ldsst. Abrufarbeit ist nur oberflachlich gesehen forder-
lich fiir den Betrieb. Durch die erheblichen Belastungen kommt es beispielsweise mit groRer Wahr-
scheinlichkeit zu einem erhéhten Krankenstand. Die betriebliche Interessenvertretung hat ein Mitbe-
stimmungsrecht hinsichtlich der Einflihrung von Abrufarbeit sowie auf die Verteilung der Arbeitszeit
auf die Wochentage.

Arbeitsbereitschaft

... ist die wache Achtsamkeit im Zustand der Entspannung, gilt als Arbeitszeit und ist daher mitbe-
stimmungspflichtig.



Arbeitszeit

... ist nach dem Arbeitszeitgesetz die Zeit von Beginn bis zum Ende der Arbeit, Pausen ausgenommen
(auRer im Bergbau). Das wird beispielsweise dann wichtig, wenn es um die Wahl der Standorte fir
die Terminals zur > Zeiterfassung geht.

Arbeitszeitgesetz

... ist Teil des ,Gesetzes zur Vereinheitlichung und Flexibilisierung des Arbeitsrechts” (Arbeitszeit-
rechtsgesetz) und l6ste 1994 die Arbeitszeitordnung sowie 28 weitere Verordnungen ab.

Arbeitszeitkonto

... ahnelt einem Girokonto, auf dem der Arbeitnehmer innerhalb vereinbarter Grenzen Zeit sparen
oder Zeitschulden machen kann. Dazu miissen die taglichen Anwesenheits- bzw. Abwesenheitszeiten
dokumentiert werden. Meistens wird ein > Ausgleichszeitraum festgelegt, innerhalb dessen der Kon-
tostand wieder ausgeglichen sein muss (siehe auch > Kurzzeitkonten, > Langzeitkonten). AuRerdem
kann man > Ist-Zeitkonten und > Plan-Zeitkonten unterscheiden. Arbeitszeitkonten sind sozialversi-
cherungsrechtlich abgesichert.

Arbeitszeitkorridor

... ist eine Form flexibler Arbeitszeit, bei der die Schwankungsbreite zwischen Ober- und Untergrenze
der betrieblichen Wochenarbeitszeit (z. B. zwischen 35 und 45 Stunden) Ublicherweise im Tarifver-
trag festgelegt wird. In diesem Arbeitszeitmodell verfiigt der Arbeitgeber tiber den Entscheidungs-
spielraum (> Dimensionen der Arbeitszeit). Der Arbeitgeber hat damit die Maoglichkeit, bis zu den
festgelegten Grenzen die Arbeitszeit den betrieblichen Schwankungen (beispielsweise verursacht
durch saisonale Unterschiede der Auftragslage) anzupassen. Meistens wird zusatzlich zur Schwan-
kungsbreite auch der > Ausgleichszeitraum festgelegt, innerhalb dessen die tariflich vereinbarte Wo-
chenarbeitszeit im Durchschnitt erreicht werden muss. Um die Arbeitszeit flir den einzelnen Arbeit-



nehmer zu einem Mindestmal? sozialvertraglich zu gestalten, sollte auf verstetigtes Entgelt und Pla-
nungssicherheit durch lange Ankiindigungsfristen geachtet werden.

Arbeitszeitmodelle

... kbénnen starr oder flexibel sein. Bei starren Arbeitszeitsystemen sind Dauer und Lage festgelegt; sie
sind weder durch Arbeitgeber noch durch Arbeitnehmer veranderbar. Flexible Arbeitszeitsysteme
sind dagegen in den einzelnen > Dimensionen der Arbeitszeit veranderlich.

Arbeitszeitverkiirzung

... kann fiir ganze Branchen (lber tarifliche Regelungen der Wochenarbeitszeit) oder individuell (iber
Teilzeitregelungen) umgesetzt werden. Von der Arbeitszeitverkiirzung verspricht man sich noch am
ehesten beschaftigungssichernde und -férdernde Auswirkungen. Ihre Gefahr liegt in der Arbeitsver-
dichtung.

Ausgleichszeitraum

... legt den Zeitraum fest, in dem die regelmaRige tarifliche oder arbeitsvertragliche Arbeitszeit im
Durchschnitt erreicht werden muss. Grenzen der Ausgleichszeitraume fiir die tagliche Arbeitszeit sind
im > Arbeitszeitgesetz (24 Wochen oder sechs Monate) oder davon abweichend in den Tarifvertragen
festgelegt. Anfang und Ende von Ausgleichszeitraumen kdnnen kalendarisch unabhangig vom Stand
des Arbeitszeitkontos festgelegt werden. Bei verhaltnismaRig kurzen Ausgleichszeitradumen gibt es
die Moglichkeit des dynamischen Ausgleichszeitraums: Hier beginnt der neue Ausgleichszeitraum
immer dann, wenn das Zeitkonto ausgeglichen ist.

Bereitschaftsdienst

... ist die Verpflichtung des Arbeitnehmers, aulRerhalb der regelmaRigen Arbeitszeit auf Abruf die
Arbeit aufzunehmen. Ublicherweise kann der Arbeitgeber den Ort bestimmen, an dem sich der Ar-



beitnehmer zur Zeit des Bereitschaftsdienstes aufhalten muss. Bereitschaftsdienst unterliegt wie die
> Rufbereitschaft der Mitbestimmung des Betriebsrates.

Dienstplane

... sind Schichtplédne, die in Dienstleistungsbereichen erstellt werden. Meistens wird fiir einen Zeit-
raum von vier bis acht Wochen geplant. Durch die Bericksichtigung der individuellen Arbeitszeitwiin-
sche, Urlaubszeiten etc. ist die Erstellung oft zeitaufwandig.

Dimensionen der Arbeitszeit

... werden als Dauer (Wie lange wird gearbeitet?) sowie Lage und Verteilung der Arbeitszeit (Wann
wird gearbeitet?) beschrieben. Mit zunehmender Flexibilisierung wird es wichtig, die Schwankungs-
breite (Ober- und Untergrenzen der moglichen Arbeitszeitdauer), den > Ausgleichszeitraum sowie
den Entscheidungsspielraum (Wer darf unter Anwendung welcher Regeln Uber die Arbeitszeit ent-
scheiden?) festzulegen. Von manchen Autoren wird durch die zunehmende Arbeitsverdichtung auch
die Arbeitsintensitat genannt (die beispielsweise lber die Pausenregelung beeinflusst wird).

Dispositionsschichten

... entstehen durch die Differenz von der (tariflich vereinbarten) Sollarbeitszeit und der (betrieblich
festgelegten) Planarbeitszeit. Uber die Dispositionsschichten kann entweder der Arbeitgeber oder
der Arbeitnehmer verfiigen. Bei entsprechender Regelung sind Dispositionsschichten in der Verfi-
gung der Arbeitnehmer eine Mdglichkeit, um ihnen eine gewisse Zeitsouveranitat im > Schichtdienst
einzuraumen.

Faktorisierung

... ist eine Methode, um Arbeit zu ungiinstigen Zeiten auszugleichen, indem sie mit einem Zeitfaktor
bewertet wird. Wenn der Zeitfaktor flir > Nachtarbeit beispielsweise 1,5 betragt, bekommt der Ar-



beitnehmer fir eine Stunde Nachtarbeit 1,5 Stunden angerechnet, also eine halbe Stunde mehr. In
diesen Fallen erhalten die Arbeitnehmer, die die Faktorisierung in Anspruch nehmen, keine Zulagen
mehr.

Fehlzeiten

... werden in flexiblen Arbeitszeitmodellen entweder nach dem Ausfallprinzip oder nach dem Durch-
schnittsprinzip bericksichtigt. Das Ausfallprinzip (auch ,Glick-Pech-Prinzip“ genannt) geht von der
Arbeitszeit aus, die der Arbeitnehmer in seiner Fehlzeit eigentlich geleistet hatte. Bei Anwendung des
Durchschnittsprinzips hingegen wird die anteilige Vertragsarbeitszeit berechnet (Wochenarbeitszeit
geteilt durch die Arbeitstage), unabhangig davon, wie viel der Arbeitnehmer gearbeitet hatte.

Funktionszeit
> Ansprechzeit
Gleitzeit

... war die erste Form flexibilisierter Arbeitszeit. Sie ermoglichte urspriinglich den Arbeitnehmern,
lediglich Anfang und Ende ihres Arbeitstages, also die Lage ihrer Arbeitszeit, in bestimmten Grenzen
selbst zu bestimmen (Gleitzeitspanne). Ublicherweise musste eine vorgegebene > Kernarbeitszeit
(mit Anwesenheitspflicht) eingehalten werden; auRerdem war haufig ein Zeiterfassungssystem instal-
liert. Inzwischen gibt es viele Varianten Uber die > qualifizierte Gleitzeit bis hin zur > Vertrauensar-
beitszeit ohne > Zeiterfassung.

Hochstarbeitszeit

... am Werktag sind nach dem Arbeitszeitgesetz acht Stunden, wobei diese tagliche Arbeitszeit auf
zehn Stunden erhoht werden kann, wenn der Ausgleich innerhalb von sechs Monaten oder 24 Wo-
chen erfolgt.



Ist-Zeitkonten

... erfassen die Differenz der taglichen Ist-Arbeitszeit zu der anteiligen Vertragsarbeitszeit oder zu
einer festgelegten Planarbeitszeit.

Jahresarbeitszeit

... bezeichnet den auf ein Jahr festgelegten Arbeitszeitumfang des individuellen Arbeitsvertrages (=
»Brutto-Jahresarbeitszeit”). Die ,Netto-Jahresarbeitszeit” ergibt sich, wenn Feiertage, Urlaub und
Arbeitszeitverklrzungstage heraus gerechnet werden). Jahresarbeitszeit im Sinne einer Bemessungs-
grundlage gehort zu den > Teilzeitvarianten. Vorteile fiir die Arbeitnehmer kdnnten je nach Ausge-
staltung in der selbstbestimmten bzw. aufgabenorientierten Planung und Verteilung ihrer Arbeitszeit
liegen. Nachteile kénnten im Wegfallen der Uberstundenzuschlige liegen, da Mehrarbeit/ Uberstun-
den in der Regel erst nach dem Uberschreiten des Jahresarbeitszeitbudgets zum Tragen kommen.

Der Begriff ,Jahresarbeitszeitmodell” wird allerdings uneinheitlich gebraucht: Neben der gerade be-
schriebenen Bedeutung werden auch > Kurzzeitkonten mit einem Ausgleichszeitraum von einem Jahr
darunter verstanden.

Job-Sharing

... ist eine Arbeitsform, bei der ein Arbeitsplatz durch zwei oder mehrere Teilzeitbeschaftigte besetzt
wird. So kdnnen sich z. B. zwei Arbeitnehmer eine Stelle teilen. Dauer und Lage der Arbeitszeit kon-
nen zwischen den Stellenteilenden oft individuell abgesprochen werden.

Kernzeit

... ist die Zeitspanne innerhalb eines > Gleitzeitmodells, in der alle Arbeitnehmer anwesend sein mus-
sen. Die Kernzeit wird inzwischen haufig von der > Ansprechzeit oder Servicezeit abgelost.



Kurzarbeit

... ist die vorlibergehende Verkiirzung der betriebsiiblichen Arbeitszeit und unterliegt der Mitbe-
stimmung des Betriebsrates

Kurzzeitkonten

... sind Zeitkonten mit dem Ziel einer fortlaufenden Riickfihrung (Gleitzeitkonten, > Ampelkonten, >
Jahresarbeitszeitkonten).

Mehrarbeit

... ist ein Sammelbegriff flr die Gber die vertragliche oder tarifliche Arbeitszeit hinaus geleistete Ar-
beit. Sie ist in Tarifvertragen bzw. Betriebs- und Dienstvereinbarungen unterschiedlich geregelt. Die
finanzielle Regelung von Mehrarbeit ist nicht gesetzlich verankert, sondern bleibt den Tarif- und Be-
triebsparteien tberlassen. Mehrarbeit ist Gbrigens auch die Arbeit, die Teilzeitbeschéftigte leisten,
wenn sie mehr als vereinbart, aber weniger als Vollzeitbeschéaftigte arbeiten.

Mehrfachbesetzungssysteme

... sind Schichtsysteme, bei denen Arbeits- und Betriebszeit véllig entkoppelt sind. Durch diese Sys-
teme werden (im Gegensatz zur traditionellen einzelarbeitsplatzbezogenen > Schichtarbeit) Gruppen
von Arbeit Gruppen von Arbeitsplatzen zugeordnet. Mehrfachbesetzungssysteme bieten je nach
Ausgestaltung die Chance zur Zeitsouveranitat der Arbeitnehmer (> Zeitfenster-System).

Nachtarbeit

... im Sinne des > Arbeitszeitgesetzes ist jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden der Nachtzeit um-
fasst. Nachtzeit bezeichnet in der Regel den Zeitraum zwischen 23:00 Uhr und 6:00 Uhr.



Plan-Zeitkonten

... entstehen aus der Differenz zwischen der anteiligen Vertragsarbeitszeit und einer real geleisteten
(vom Arbeitgeber vorgegebenen) Planarbeitszeit: Beispielsweise fiihren regelmaRige Schichten von
acht Stunden taglich bei einer Vertragsarbeitszeit von 7,5 Std. zu einem taglichen Ansparen von einer
halben Stunde.

Qualifizierte Gleitzeit

... ist eine Gleitzeitform, in der Lage und Dauer der Arbeitszeit von den Arbeitnehmern unter Berlick-
sichtigung der > Kernzeit und der > Ansprechzeiten selbst bestimmt werden kénnen.

Rahmenzeit

... gibt den Rahmen vor, innerhalb dessen ein Arbeitnehmer arbeiten und gegebenenfalls Zeit anspa-
ren darf.

Rolliersysteme

... sind starre Schichtsysteme, die eine meist tariflich vorgeschriebene Flinf-Tage-Woche auf sechs
oder sieben Tage verteilt. Dabei wandern die jeweils zwei freien Tage im Block von Woche zu Woche
vorwarts. Auf diese Weise kommt es fiir jeden Arbeitnehmer nach einigen Durchlaufen zu einem
verlangerten Wochenende. Diese Systeme finden vor allem im Handel und in der Gastronomie An-
wendung.

Rufbereitschaft

... ist eine gelockerte Form des > Bereitschaftsdienstes, in der der Arbeitnehmer seinen Aufenthalts-
ort frei wahlen kann, sofern er dort abrufbar ist. Rufbereitschaft unterliegt wie der > Bereitschafts-
dienst der Mitbestimmung durch die Interessenvertretung.



Ruhezeit

... zZwischen zwei Arbeitsschichten soll nach dem Arbeitszeitgesetz elf Stunden betragen. Durch tarif-
vertragliche Regelungen kann die Ruhezeit bis um zwei Stunden gekiirzt werden, wenn die Art der
Arbeit das erfordert und diese Kiirzung innerhalb eines festzulegenden Ausgleichszeitraums ausgegli-
chen wird.

Sabbatical

... ist eine langere zusammenhangende , Aus-Zeit” (,,Blockfreizeit” oder ,,Sabbatical” bis hin zum
»Sabbatjahr”) aufgrund von Zeitguthaben. Diese freien Zeiten werden entweder dadurch angespart,
dass im Vorfeld mehr als die regelmaRige wochentliche Arbeitszeit gearbeitet wird. Oder die vertrag-
liche Wochenarbeitszeit und damit das Entgelt wird bei gleichbleibender realer Arbeitszeit reduziert
(> Wahlarbeitszeit).

Schichtarbeit

... ist nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts gegeben, wenn eine bestimmte Arbeits-
aufgabe langer braucht, als ein Arbeitnehmer arbeitet, und das lGber einen erheblichen, langeren
Zeitraum. Die Aufgabe muss daher von mehreren Arbeitnehmern oder Arbeitnehmergruppen in ei-
ner geregelten zeitlichen Reihenfolge erbracht werden. Sie findet entweder vollkontinuierlich rund
um die Uhr oder teilkontinuierlich (z. B. im Zweischicht-System oder nur Montag bis Freitag) statt.
Auch in der Schichtarbeit gibt es Moglichkeiten zur Zeitsouveranitat der Arbeitnehmer beispielsweise
durch > Gleitzeit oder > Zeitfenster-Systeme, allerdings meistens im Rahmen von > Mehrfachbeset-
zungssystemen, in denen Arbeits- und Betriebszeit vollig entkoppelt sind.



Sozialvertragliche Arbeitszeitgestaltung

... berlhrt Fragen der Existenzsicherung, der Arbeitsgestaltung und des Ausgleichs von Freizeit und
Arbeitszeit. Unter anderem birgt sie Moglichkeiten zur Kommunikation, persénlichen und beruflichen
Weiterentwicklung und bericksichtigt die sozialen Belange der Arbeitnehmer. Die > Arbeitszeit sollte
keine gesundheitlichen Schaden korperlicher, geistiger oder seelischer Art hervorrufen und den Fa-
higkeiten und Neigungen des Arbeitnehmers entsprechen. Dreh- und Angelpunkt der sozialvertragli-
chen Arbeitszeitgestaltung ist die > Zeitsouveranitat des Arbeitnehmers, denn sobald er auf seine
Arbeitszeit Einfluss nehmen darf, kann er seine Belastungen vermindern.

Stand-By-Dienst

... bedeutet das Bereithalten zum Dienst bei erst am Tag des Dienstes bekannt werdenden Ausfallen
und soll also plotzlichen Personalausfall absichern. Von den Beschéaftigten eines Bereiches wird je-
weils fiir einen Arbeitstag ein Arbeitnehmer freigestellt, der sich zu bestimmten Rufzeiten (beispiels-
weise 1,5 Stunden vor der Spatschicht) einsatzbereit halt. Die Anzahl der Stand-By-Dienste im Monat
sowie der finanzielle und/oder zeitliche Ausgleich bei Abruf und Nicht-Abruf sollten geregelt werden.

Teilzeit

... ist Arbeit, fur die eine klrzere regelmaRige Arbeitszeit als die vergleichbarer vollzeitbeschaftigter
Arbeitnehmer des Betriebs vereinbart ist. Teilzeitmodelle kdnnen starr und flexibel sein. Inzwischen
gibt es verschiedene Teilzeitformen wie etwa die > Altersteilzeit, > Job Sharing und die > Wahlar-
beitszeit. Aber auch > Arbeit auf Abruf, > Jahresarbeitszeit und geringfligige Beschaftigungsverhalt-
nisse gehoren zu den Teilzeitvarianten.



Uberstunden

... werden in Tarifvertragen meist als die Arbeitszeit definiert, die liber die im Tarifvertrag festgelegte
regelmaflige Wochenarbeitszeit hinausgeht (im Gegensatz zur > Mehrarbeit, d. h. Teilzeitbeschaftigte
leisten zwar manchmal oder sogar hiufig > Mehrarbeit, aber selten Uberstunden!). In Ausnahmefal-
len sind Uberstunden auch die iiber die tigliche Arbeitszeit hinaus geleisteten Arbeitsstunden. Uber-
stunden missen (meistens) durch den Arbeitgeber angeordnet werden und sind auf dringende Falle
zu beschranken. Es gibt aber auch den Begriff der ,,grauen” oder , geduldeten” Uberstunden, die
nicht angeordnet, aber vom Arbeitgeber bewusst toleriert werden. Beide Arten unterliegen der Mit-
bestimmung der gesetzlichen Interessenvertretungen.

Zuschlage fiir Uberstunden gibt es nur, wenn dies auf tariflicher, betrieblicher oder einzelvertragli-
cher Ebene geregelt wurde. Auch die Hohe der Zuschlage ist unterschiedlich.

Vertrauensarbeitszeit

... bedeutet, dass die Arbeitnehmer selbst fiir die Einhaltung ihrer Vertragsarbeitszeit verantwortlich
sind. Auf betriebliche > Zeiterfassung wird teilweise verzichtet, z.T. werden die Arbeitszeiten durch
Selbstaufschreibung durch die Arbeitnehmer dokumentiert, damit der Arbeitgeber seiner gesetzli-
chen Aufzeichnungspflicht nachkommen kann. Auch wenn der einzelne Arbeitnehmer seine Arbeits-
zeiten nicht aufschreiben muss, ist dies doch empfehlenswert, um ein Mal fiir die eigene geleistete
Arbeit zu haben.

Die Vertrauensarbeitszeit soll aus Sicht einschlagiger Unternehmensberatungen die > (Ist-)Zeitkonten
ablésen mit dem Ziel, die Arbeitnehmer vom Minutendenken weg hin zu einem sparsamen Umgang
mit der Arbeitszeit zu lenken. Regelungen zur Arbeitszeit sollen auf ein MindestmaR reduziert wer-
den. Die Aufgabenorientierung soll die Zeitorientierung ersetzen, der Arbeitnehmer soll (statt eine
bestimmte Arbeitszeit abzuleisten) ein bestimmtes Ergebnis erbringen. Einerseits liegt in der Ver-
trauensarbeitszeit die Chance zur umfassenden > Zeitsouveranitat. Andererseits werden viele Nach-
teile beflirchtet: Da die Arbeitnehmer auf diese Weise unternehmerische Verantwortung iberneh-



men, werden traditionelle Merkmale des Arbeitnehmerstatus in Frage gestellt. Flir den einzelnen
Arbeitnehmer besteht die Gefahr der Selbst- und Fremdausbeutung, vor allem, wenn Moglichkeiten
fehlen, immer weitere Anforderungen und Erwartungen von Vorgesetzten, Kollegen und Kunden
zuriickzuweisen.

Wahlarbeitszeit

... ist ein Angebot fir die Arbeitnehmer, das Arbeitszeitvolumen und ihre Verteilung immer wieder
neu zu wahlen. Insofern ist sie eine Art Teilzeitregelung. Innerhalb bestimmter Grenzen und Fristen
kénnen die Arbeitnehmer wahlen, wie viel Arbeitszeit sie ableisten wollen und in welchen Rhythmen
(z. B. 50 Prozent in halben Tagen oder abwechselnd eine Woche Arbeit und eine Woche frei).

Die Wahlarbeitszeit wird haufig im Zusammenhang mit einem > Langzeitkonto eingesetzt, wobei die
Vertragsarbeitszeit (und damit auch das Bruttogehalt) auf Wunsch der Arbeitnehmer bis zu einem
gewissen Prozentsatz ihrer bisherigen Vollarbeitszeit reduziert, die volle Arbeitszeit aber beibehalten
wird. Der Arbeitnehmer finanziert damit sein Langzeitkonto durch Lohnverzicht selbst.

Zeitautonome Gruppen

... sind in der Regel Arbeitsgruppen, die ihre Arbeitszeit selbstandig unter Beachtung der betriebli-
chen Vorgaben organisieren. Die Vorgaben setzen sich aus den Aufgabenstellungen sowie dem abzu-
deckenden zeitlichen Rahmen zusammen. Zeitautonome Gruppen sind vor allem im Produktions-
und im Dienstleistungsbereich zu finden.

Zeitkonto

> Arbeitszeitkonto



Zeitbudgetkonto

... ist eine Art > Ampelkonto, das darauf abzielen soll, das Bewusstsein fiir die Arbeitszeit als knappe
Ressource zu scharfen. Personliche Zeitguthaben sind eher unerwiinscht und bekommen ein Minus,
im Gegensatz zu herkdmmlichen Zeitkonten. Der Arbeitnehmer hat ein gewisses Zeitbudget zur Ver-
fligung (die vertraglich festgelegten taglichen bzw. jahrlichen Arbeitsstunden) und arbeitet dieses ab
(er ,verbraucht” sie). Bleibt er unter der festgelegten Arbeitszeit, ist ein Plus auf dem Konto - er hat
also noch Arbeitszeit zur Verfiigung. Wer mehr Stunden arbeitet, als ihm zustehen, macht Minus. Die
»Ampel“ ist nur auf der Minusseite ,, aufgestellt”.

Zeiterfassung

... kann manuell oder mechanisch bzw. elektronisch erfolgen. Die Zeit kann minutengenau oder halb-
stiindlich erfasst werden; es kdnnen die genauen Kommt-Geht-Zeiten oder nur die Differenz aufge-
zeichnet werden. Auch Pausen kdnnen pauschal abgezogen oder mit exakter Uhrzeit ,gestempelt”
werden. Zeiterfassungssysteme dienten liblicherweise der Kontrolle der Arbeitgeber, aber auch dem
Schutz der Arbeitnehmer. Werden Zeitkonten gefiihrt, ist ein weiteres und sehr wichtiges Ziel die
regelmaRige Information der Arbeitnehmer Gber ihren jeweiligen Kontostand, Freizeitanspriiche usw.
Zu beachten ist der Datenschutz (,,Verfolgen” von Wegen innerhalb des Gelandes, Zugriffsberechti-
gungen, Vernetzung mit anderen Datensystemen ... ). Neuerdings ist eine Tendenz weg von der Zeit-
erfassung hin zur > Vertrauensarbeitszeit zu beobachten, in der die Aufgabenerfillung starker betont
wird als die zeitliche Anwesenheit.

Zeitfenster-Systeme

... gehoren zu den > Mehrfachbesetzungssystemen im Rahmen der > Schichtarbeit. Hier kdnnen Ar-
beitsgruppen im Rahmen bestimmter Besetzungsvorgaben (z. B. ,,an jedem Arbeitstag muss ein
Teammitglied frei nehmen”) selbstdndig entscheiden, welches Gruppenmitglied an welchem Arbeits-



tag frei hat. Auf dem Plan erscheint ein leeres Zeitfenster, das von der Gruppe dann entsprechend
ausgefullt wird.

Zeitsouveradnitadt

... ist das Ausmal3, mit dem der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin ihre eigene Arbeitszeit gestal-
ten darf. Durch das Vorhandensein dieser Gestaltungsfreiheit kdnnen Belastungen vermieden oder in
ihren Auswirkungen abgeschwacht werden. Arbeitszeitmodelle mit relativ hoher Zeitsouveranitat
sind > Gleitzeit oder > Ist-Zeitkonten. Im anderen Extrem findet man bei der > Arbeit auf Abruf (KA-
POVAZ) weder Zeitsouveranitat des Arbeitnehmers noch eine ausreichende Planungssicherheit.

nach: Lange / Béssler (2000)



Quellen, weiterfiihrende Literatur und Informationen im Internet

Lange, Kirsten / Bdssler, Christel (2000): Flexible Arbeitszeit — von der Idee zur Wirklichkeit, hg. v.
Hans-Bockler-Stiftung, Disseldorf

Stockel, Lena / Wulff, Manfred (2011): Arbeitszeit: Eine Definition, in: Arbeitsrecht im Betrieb
12/2011

Internet-Links zur Altersteilzeit:

Chronos Arbeitszeitberatung (2013): Arbeitszeitglossar:
http://www.chronosagentur.de/AZB/index.htm



http://www.chronosagentur.de/AZB/index.htm

Ansprechpartner und Adressen
Beratung fiir Betriebs- und Personalrite
In Fragen der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung:

Fritz-Dobisch-StraRe 6 - 8, 66111 Saarbriicken
Telefon: 0681-4005 249

Mail: best@best-saarland.de

In Fragen des betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes:

Abteilung Gesellschaftspolitik

Referat Betrieblicher Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz
Fritz-Dobisch-StraRe 6-8, 66111 Saarbriicken

E-Mail: gesellschaftspolitik@arbeitskammer.de

Beratung fiir Arbeitnehmer

Haus der Beratung, Trierer-StraRe 22, 66111 Saarbriicken
Arbeitsrecht-Hotline 0681-4005 111

Internet: https://arbeitskammer.beranet.info/



mailto:best@best-saarland.de
mailto:gesellschaftspolitik@arbeitskammer.de
https://arbeitskammer.beranet.info/

Aufsichtsbehorde

Geschéftsbereich 3: Gewerbeaufsicht, Don-Bosco-Stralde 1, 66119 Saarbriicken
Telefon: 0681-8500 0

E-Mail: lua@lua.saarland.de

Internet: http://www.lua.saarland.de



mailto:lua@lua.saarland.de
http://www.lua.saarland.de/

	Inhalt
	Abkürzungsverzeichnis
	Vorwort
	1.  Übersicht: Ansätze und aktuelle Trends der Arbeitszeitgestaltung
	Aktuelle Arbeitszeittrends
	Demografischer Wandel und alternde Belegschaften
	Alterns- und altersgerechte Arbeitszeitgestaltung
	Dimensionen der Arbeitszeitgestaltung
	Arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zur Arbeitszeitgestaltung
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet

	2.  Mal so, mal so: Schichtarbeit
	Was ist Schichtarbeit?
	Arten von Schichtarbeit
	Rechtliche Bestimmungen zur Gestaltung von Schichtarbeit
	Gestaltungsempfehlungen
	Gestaltungsraster: Betriebsvereinbarung „Schichtarbeit“
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet

	3.  Mal mehr, mal weniger: Arbeitszeitkonten (Kurzzeitkonten)
	Was sind Kurzzeitkonten?
	Arten von Kurzzeitkonten
	Rechtliche Bestimmungen zur Gestaltung von Kurzzeitkonten
	Gestaltungsempfehlungen
	Gestaltungsraster: Betriebsvereinbarung „Kurzzeitkonto“
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet

	4.  Mehr Zeit für mich: Teilzeitarbeit
	Was ist Teilzeitarbeit?
	Arten von Teilzeitarbeit
	Rechtliche Bestimmungen zur Gestaltung von Teilzeitarbeit
	Gestaltungsempfehlungen
	Gestaltungsraster: Betriebsvereinbarung „Teilzeitarbeit“
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet

	5.  Weniger ist manchmal mehr: Kurzarbeit
	Was ist Kurzarbeit?
	Arten von Kurzarbeit
	Rechtliche Bestimmungen zur Gestaltung von Kurzarbeit
	Gestaltungsempfehlungen
	Gestaltungsraster: Betriebsvereinbarung „konjunkturelle Kurzarbeit“
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet

	6.  Zeit auf der hohen Kante: Langzeitkonten
	Was sind Langzeitkonten?
	Arten von Langzeitkonten
	Rechtliche Bestimmungen zur Gestaltung von Langzeitkonten
	Gestaltungsempfehlungen
	Gestaltungsraster: Betriebsvereinbarung „Langzeitkonto“
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet


	7.  Zum Ende kürzer treten: Altersteilzeit
	Was ist Altersteilzeit?
	Arten von Altersteilzeit
	Rechtliche Bestimmungen zur Gestaltung von Altersteilzeit
	Gestaltungsempfehlungen
	Gestaltungsraster:  Betriebsvereinbarung „Altersteilzeit“
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet


	Anhang
	Die wichtigsten Rechtsgrundlagen für die betriebliche Arbeitszeitgestaltung
	Empfehlungen für Nacht- und Schichtarbeitende
	Darauf kommt es an: Die Betriebsvereinbarung
	Gestaltungsinstrument Betriebsvereinbarung
	Gestaltungsempfehlungen
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet


	Glossar Arbeitszeit: Was bedeutet welcher Begriff?
	Quellen, weiterführende Literatur und Informationen im Internet

	Ansprechpartner und Adressen

